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Entschuldigt das Warten. Lange hat‘s 
gedauert, nun ist es endlich wieder so-
weit: Nach fast einem Jahr Arbeit prä-
sentieren wir euch die neue, die antifa-
schistische Ausgabe der out of dahlem.

Widmen möchten wir dieses Heft 
Mahmud Azhar, einem Menschen, an 
den sich wohl nur sehr wenige erin-
nern. Azhar war Doktorand am Insti-
tut für Biochemie der FU Berlin, als er 
Anfang des Jahres 1990 auf dem Cam-
pus der Universität rassistisch ange-
pöbelt und brutal zusammengeschla-
gen wurde. Zwei Monate später starb 
er an den Folgen seiner Verletzungen 
im Krankenhaus. Wir möchten mit die-
ser Ausgabe an ihn erinnern und darauf 
aufmerksam machen, dass Rassismus, 
ebenso wie andere Unterdrückungs-
verhältnisse, auch vor den Pforten der 
Universität nicht einfach halt machen.

Um den Inhalt und somit auch die 
Geschichte Mahmud Azhars möglichst 
vielen Menschen zugänglich zu ma-
chen, erscheint die out of dahlem nun 
erstmals komplett in drei Sprachen. 
Neben der deutschsprachigen wird es 
auch eine französische und eine engli-
sche Ausgabe geben.

Am Ende dieses Editorials noch eine 
Triggerwarnung: In den Artikeln und 
Interviews geht es uns darum, aus 
emanzipatorischer – insbesondere fe-
ministischer, antirassistischer und an-
tifaschistischer – Perspektive rechte, 
sexistische und rassistische Umtriebe 
an der Universität und anderswo zu do-
kumentieren und zu kritisieren. Dabei 
wussten wir nicht recht umhin, in ei-
nigen Artikeln auch Burschenschafter, 
Neu-Rechte, alte oder neue Nazis zu zi-
tieren. Wir hofen, euch dennoch eine 
informative, spannende und empow-
ernde Ausgabe gestaltet zu haben!

Eure Redaktion der out of dahlem

editorial
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Universität und 
Antifaschismus 
Nachdenken, Verwirrungen 

und of ene Fragen

Korrespondenz aus Marburg von Laura*

Universität und Antifaschismus – 
eine ungewohnte Verbindung? 
Bevor ich dieser Frage nachge-

hen konnte, musste ich zuerst über Begrif e 
nachdenken. Antifa – Faschismus – Antifa-
schismus. Ein Einblick in erste Assoziatio-
nen:

Woran denke ich bei „Antifa“? Nazidemos 
blockieren. Aufkleber wie „Nazi sein, heißt 
Probleme kriegen“. Aufnäher, schwarz-rote 
Fahnen. Ich denke viel an weiße Männer im 
schwarzen Block. Soweit (so gut?)

Wie steht‘s also mit Antifa + Uni? ... Anti-
fa-Referat? Vorträge zu Rechtsrock ... Busse 
zu Demos? ... Antirepressionsarbeit? Es fällt 
mir zunächst schwer, Überschneidungen 
zu i nden: Auf der einen Seite die politische 
Szene mit eindeutiger Positionierung und 
Orientierung am tatkräftigen Widerstand – 
auf der anderen Seite die sich politisch ‚neu-
tral‘ präsentierenden (aber staatliche) Ins-
titution als Ort des abstrakten Wissens und 
des ‚sachlichen Diskurses‘ ...

Ich versuche die Annäherung umgekehrt: 
Woran denke ich bei „Faschismus“? Rechte 
Ideologie, diktatorische/hierarchische/un-
terdrückerische Ordnung, Feindbilder, Aus-
grenzung und Gewalttätigkeit, Repression 
und trügerische Einheit/Vereinheitlichung. 
Festgelegte (Geschlechter-) Rollen. Fremd-
bestimmung und Nutzenorientierung. Nati-
onalismus. Antisemitismus. Rassismus. Ab-
leism. Antiziganismus.

Wenn sich also Faschismus auszeichnet 
durch Merkmale wie Zentralismus, Unter-
drückung, Diskriminierung und Fremd-
bestimmung – muss dann Antifaschismus 
nicht dementgegen dezentral und viel-
schichtig angelegt, (möglichst) hierar-

chiefrei, diskriminierungssensibel und auf 
Selbstbestimmung angelegt sein? Und um-
fassen antifaschistische Praktiken in die-
sem Sinne neben dem Kernbereich der An-
tifaschistischen Aktion – mit den genannten 
Widerständen gegen und der Aufklärung 
über rechte/faschistische Bestrebungen – 
nicht noch viel mehr? So gesehen ergäbe 
sich ein weitaus breiteres Bild der Verknüp-
fung von Universität und den Möglichkei-
ten und Notwendigkeiten antifaschistischer 
Ansätze.

Hier wollte ich einen größeren Fragen-
kanon anschließen, der sich an Inhalte und 
gesellschaftliche Verortung der Universität, 
ihren Raum, ihre Aspekte von Hierarchie 
und Mitbestimmung und den Umgang mit-
einander betref en ...

Um aber nicht völlig daneben zu liegen, 
habe ich doch noch eine kurze Recherche 
zu  den Begrif en  Faschismus, Antifaschis-
mus, Antifa eingelegt. Und bin hinterher 
verwirrter als zuvor. So klar scheint das alles 
doch nicht zu sein. Faschismus als histori-
sche Erscheinungsform oder als Theoriebe-
grif ? Welche Rolle spielt der Kapitalismus? 
Antifaschismus als Widerstand ‚nur‘ gegen 
Neonazis oder gegen Staat allgemein? Un-
terscheidung zwischen Antifa(schismus) 
unter faschistischen Regimes und in der De-
mokratie (und wer legt die Grenzen fest)? ... 
Und wofür können diese Begrif e sinnvoll 
eingesetzt werden? Wo ist eigentlich ande-
res gemeint? Welche Begrif e werden syn-
onym gebraucht und welche Konsequenzen 
hat das? ...

Meine Assoziationen fanden sich dabei 
in manchen Einträgen großteils wieder, in 
manchen weniger, bei anderen hätte ich den 
Kern der Dei nition verpasst.

Es bleibt zunächst die Einsicht: Auch wenn 
Antifaschismus in manchen (uninahen) 
Umgebungen ein gängiges Schlagwort dar-
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stellt, ist dabei 1.) der Begrif weniger ein-
deutig als zunächst gedacht und 2.) auch auf 
Websites von Antifa-Gruppen nicht immer 
näher erläutert.

Was also tun mit meinem halbfertigen 
Fragenkanon? Vermutlich kann er kei-
ne faschismuskritische Analyse anlei-
ten; aber das Nachdenken über (de)zen-
trale Organisation, Hierarchie(freiheit), 
Diskriminierung(ssensibilität) und (fehlen-
de) Selbst-/Mitbestimmung in den Institu-
tionen, denen wir angehören, kann sicher 
auch im Hinblick auf Antifaschismus nicht 
schaden. Daher – aller begrilichen Verwir-
rung zum Trotz – ein paar Fragen & Gedan-
ken zur kritischen Auseinandersetzung mit 
mehr oder weniger ‚freien‘ Universitäten:

INHALT innerhalb von Studiengängen  
und anderen Veranstaltungen

Was wird (nicht) thematisiert? (Wo) wird 
(deutscher) Kolonialismus, Imperialismus, 
Nationalsozialismus, Faschismus, ... an der 
Universtität thematisiert? Wo nicht? Wer 
hat Einluss auf die Inhalte und Ausgestal-
tungen von Studiengangsplänen, Veranstal-
tungen?

Gesellschaftliche VERORTUNG der Uni

Für wen ist die Uni da? Zu wessen Be-
dingungen wird an der Uni gearbeitet & 
studiert? Zu wessen Nutzen? Wer kann 
überhaupt Teil der Uni sein? [Stichworte: 
Selektives Gesellschafts-/Bildungssystem, 
employability, Standortdebatte, staatliche 
Unterinanzierung, Drittmittel, Hochschul-
rat, Studiengebühren, kritische, emanzipa-
torische Bildung]

Der RAUM Universität

Wem wird er zur Verfügung gestellt? 
Wem nicht? Unter welchen Bedingungen? 
Mit welchen Zielen? Wie barrierefrei sind 
die Gebäude? [Bsp. Raumvermietung und 
(studentischer) Widerstand: Bündnis „Kein 
Raum für Sexismus, Homophobie und reli-
giösen Fundamentalismus“]

HIERARCHIE und MITBESTIMMUNG bzw. 
SELBSTBESTIMMUNG an Unis

Wer entscheidet über die Belange der 
Universität, der Mitarbeitenden (von Profs 
über HiWis bis Reinigungskräfte), der Stu-
dis? Wer hat ‚rechtlich gültigen‘ Einluss, 
(inanzielle) Mittel, Öfentlichkeit/Medien, 
institutionelle Vertretungen? Welche (ver-
bindlichen) Richtlinien gelten an der Uni-
versität? (z.B. auch zu Sprache in Dokumen-
ten; Regelungen bei Berufungen; Richtlinie 
gegen diskriminierende Darstellungen?) 
Werden Erstsemestern bestehende Mit-
bestimmungsorgane und -möglichkeiten 
aufgezeigt? Wie wird mit Forderungen z.B. 
der Studis nach mehr Mitbestimmung um-
gegangen? [Unrühmliches Bsp.: drohende 
Strafanzeigen und polizeiliche Räumung der 
Marburger (T)Raumklinik durch die Unilei-
tung im Juli 2013]

UMGANG miteinander an der Uni:

Wie ist der Umgang der Unimitglieder in 
Veranstaltungen und Interaktionen? Gibt es 
eine Haltung der eigenen Fehlbarkeit, kön-
nen Autoritäten kritisiert werden? Gibt es 
strukturell angelegte Sensibilisierung bzgl. 
Diskriminierungen, Sprache als Machtinst-
rument, (sexualisierten) Übergrifen? Gibt 
es hierfür Anlaufstellen und Unterstützung?

Mein unvollständiges Fazit

Emanzipatorische, feministische, ras-
sismuskritische, postkoloniale, diskrimi-
nierungssensible und machtkritische Per-
spektiven und Praktiken sind – je nach 
Begrifsdeutung – vielleicht nicht immer 
zentraler Teil antifaschistischen Engage-
ments – aber sicher eine notwendige Er-
gänzung, wenn es um die Abschafung von 
Unterdrückung und die zunehmende Ver-
wirklichung von Selbstbestimmung gehen 
soll.

„Antifa heißt Tag für Tag das Ganze hinter-
fragen“, so eine Textzeile bei Sookee und 
Spezial K. Das darf dann getrost wohl auch 
an der Uni gelten.
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Remember  
Mahmud Azhar!
Zur Erinnerung an einen rassistischen Mord  

auf dem Campus der FU Berlin

von Arvid Peschel

An Mahmud Azhar erinnert sich an der 
Freien Universität heute fast niemand mehr. 
Vor 24 Jahren, am 07. Januar 1990 wurde der 
in Pakistan geborene FU-Student Opfer eines 
gewaltsamen, rassistischen Übergrifs auf 
dem Campus dieser Hochschule. Er verstarb 
zwei Monate später am 05. März 1990 an den 
unmittelbaren Folgen seiner erlittenen Ver-
letzungen. Ein Gedenken an Mahmud Azhar 
indet weder an dieser Universität noch an-
derswo in Deutschland statt. Es besteht eine 
unabdingbare Notwendigkeit das zu ändern 
und den unerträglichen Zuständen, die die-
ses Vergessen möglich gemacht haben, of-
fensiv zu begegnen. 

Dieser Artikel schaft es nicht, viel über 
das Leben Mahmud Azhars zu erzählen.  
Vielmehr wird auf Grundlage von Archiv-
materialien über den rassistischen Mord an 
ihm und den daraufolgenden öfentlichen 
und universitären Reaktionen, über die Ini-
tiativen und den Gerichtsprozess gegen den 
Täter berichtet. Das ist unter anderem des-
halb problematisch, weil über den Menschen 
Mahmud Azhar nur anhand des rassistischen 
Angrifs auf ihn selbst geschrieben wird. 

Leider ist es mir noch nicht gelungen, in 
ausreichender Weise mit Angehörigen, da-
maligen Kolleg_innen und Aktivist_innen 
in Kontakt zu treten, um diesem Umstand 
Rechnung zu tragen. 

Weil nicht schon wieder ein Jahr ohne ein 
Gedenken an Mahmud Azhar vorübergehen 
kann, habe ich mich dennoch dazu entschie-
den, in diesem Artikel Material über diesen 
rassistischen Mord zusammenzutragen, um 
die Erinnerung an ihn in die Öfentlichkeit 
zurückzutragen. 

Mahmud Azhar war seit Mitte der 1970er 

Jahre Promotionsstudent und wissenschaft-
licher Mitarbeiter am Institut für Biochemie 
der FU Berlin, das 1990 noch in einem Gebäu-
de am Ostpreußendamm 111 in Berlin Lich-
terfelde untergebracht war. Zum Zeitpunkt 
seines Todes war er 40 Jahre alt und hätte im 
Mai 1990 seine Promotion abgeschlossen. 

Am Abend des 07. Januars 1990 wurde 
Mahmud Azhar beim Verlassen des Instituts 
von dem angetrunkenen DDR-Bürger Tho-
mas H. auf dem Parkplatz vor dem Gebäude 
angetrofen, rassistisch beschimpft und be-
droht:

„Dort setzte der Unbekannte seine Beleidi-
gungen und Beschimpfungen (z.B. Scheiß-Aus-
länder! Was wollt ihr hier? Deutschland den 
Deutschen. Ihr habt unsere Arbeitsplätze weg-
genommen. Ihr sollt verrecken. Dich bringe ich 
um.) fort.“ 1

Azhar versuchte im Institutsgebäude zwei 
Mal vergeblich die Polizei zu rufen.2 Dort 
wurde er von dem alkoholisierten Täter nie-
dergeschlagen und mit Teilen eines Feuerlö-
schers am Kopf verletzt. In einem protokol-
lierten Gespräch mit einem Arbeitskollegen 
erklärte Azhar später, dass er nicht zurück-
geschlagen habe, weil „der Täter ein Deut-
scher sei“ und er gefürchtet habe, 

“(...) die Polizei könne ihm (Azhar) die ganze 
Schuld geben und eventuell seine Ausreise ver-
anlassen, so daß der Abschluß seiner Promotion 
in Gefahr geraten wäre.”3 

Die Westberliner Polizei reagierte erst auf 
den dritten Notruf, den ein vorbeifahrender 
Taxifahrer abgesetzt hatte. Mahmud Azhar 
wurde ins Krankenhaus gebracht. Thomas H. 
wurde kurzzeitig festgenommen und nach 
seiner Vernehmung, bei der er sich angeb-
lich an nichts mehr erinnern konnte, wieder 
freigelassen. Wie nicht anders zu erwarten 
setzte sich der 25-jährige Täter nach Ostber-
lin ab, wo er für die Westberliner Behörden 
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nicht auindbar war. Noch im Krankenhaus 
emping Azhar, als die Ermittlungen bereits 
angelaufen waren, einen Brief der Staats-
anwaltschaft, die ihn darüber informierte, 
„daß das Verfahren zur Zeit nicht fortgesetzt 
werden kann, da der Aufenthalt des Beschul-
digten nicht bekannt ist.“ Der Brief endete 
mit der zynischen Bitte, „[f]alls Sie Kennt-
nis von seinem Aufenthalt erhalten, bitte ich 
um Nachricht zu der oben angegebenen Ge-
schäftsnummer.“4

Nach zwei Monaten Krankhausaufenthalt 
starb Mahmud Azhar in der Nacht vom 05. 
auf den 06. März 1990 an den unmittelbaren 
Folgen des auf ihn verübten rassistischen 
Angrifs. 

„Wir lassen unsere Wut aus,  
ein paar Leute sehen hin 

- und dann ist alles wieder vergessen.“5

In Berlin gründete sich als direkte Reak-
tion auf Azhars Tod das „Aktionskomitee 
Mahmud Azhar“, das zusammen mit meh-
reren solidarischen und antirassistischen 
Gruppen wie der Pakistanischen Studenti-
schen Vereinigung, OROMO Horn von Afri-
ka-Zentrum e.V., dem Flüchtlingsrat Ber-
lin, AK Antifa-Info in Moabit und dem AStA 
FU eine Demonstration und mehrere Mahn-
wachen organisierte. An der Demonstra-
tion am 24. März in Westberlin beteiligten 
sich 300 Menschen. In der „interim“, einer 
Zeitschrift der autonomen Szene Berlins, 
erschien ein von diesen Gruppen verfass-
ter Nachruf unter dem Titel „Wir trauern um 
unseren pakistanischen Freund Azhar, der 
letzte Woche, im Alter von 40 Jahren starb, 
weil er ein Ausländer war“. Darin mahnten 
die Verfasser_innen: 

„Wir alle wissen, daß sich die Überfälle auf 
AusländerInnen besonders seit dem Wahlerfol-
gen der Reps und dem am 09. November 89 be-
ginnenden Vereinigungstaumels gehäuft haben. 
So wurden z.B. im letzten Jahr die beiden tür-
kischen Mitbürger Üzüm Sadik und Ufuk Sahin 
aus rassistischen Motiven heraus ermordet; so 
ist auch Azhar nur das vorläuig letzte Opfer des 
beängstigend zunehmenden Ausländerhasses.“6 

Eine kontinuierliche Gedenkarbeit für 
Mahmud Azhar gestaltete sich unter den 
Vorzeichen der anhaltenden Studierenden-
proteste sowie dem in der deutschen Eini-
gungsgesellschaft überbordendem Natio-
nalismus und sich weiter verschärfenden 
rassistischen Klima schwierig. Bereits im 
Sommer 1990 wurde der öfentliche Umgang 
mit dem gewaltsamen Tod Mahmud Azhars 
im “Antifaschistischen Infoblatt (AIB)” kri-
tisiert: 

„Insgesamt wurde der Vorfall in der Öfent-
lichkeit kaum zur Kenntnis genommen. Ebenso 
wie der staatliche Rassismus in Form verschärf-
ter Ausländergesetze ist der rassistische Terror 
auf der Straße kein Thema für die bürgerlichen 
Medien. Die Zusammenhänge sollen im Dunkeln 
bleiben.“7

Diese erwähnten Zusammenhänge cha-
rakterisierte das Aktionskomitee weni-
ge Monate später in einem Flugblatt in aller 
Deutlichkeit: 

„Die Hofnungen auf mehr Freiheit und Frei-
zügigkeit nach der Öfnung der Mauer verwan-
delten sich für einen Teil der Bevölkerung Berlins 
in einen Alptraum. Ost-Berlin und Teile West-
Berlins sind v. a. für ImmigrantInnen, Flüchtlinge 
und schwarze Deutsche faktisch zum gesperrten 
Gebiet geworden. Rassistische Beschimpfungen 
und tätliche Angrif von Neo-Faschisten und 
Skinheads und von ganz ‚normalen‘ BürgerIn-
nen und die letztliche Mittäterschaft der passi-
ven ZuschauerInnen sind Alltag geworden.“8

Dabei existierte sogar in den Führungs-
ebenen der Freien Universität Berlin ein ru-
dimentäres Bewusstsein für diese gesell-
schaftlichen Verhältnisse und die Bedeutung 
des rassistisch motivierten Mordes an Azhar. 
In einem internen Vermerk an den Präsiden-
ten der FU Berlin hieß es in nüchterner Ver-
waltungssprache: 

„Es ist nicht ausgeschlossen, daß dieser Fall im 
gegenwärtigen politischen Klima bei der Presse 
und in der Öfentlichkeit ein besonderes Interes-
se auf sich zieht. Es wird vorgeschlagen, daß die 
FU auf den Tod des Herrn Azhar mit einer To-
desanzeige bzw. einem Nachruf reagiert, die/der 
der Besonderheit des Falles Rechnung trägt.“9

Auf Initiative von Azhars Kolleg_in-
nen im Institut für Biochemie ent-
stand ein Nachruf, der in der Info-Zeit-
schrift der Universität, dem fu info, 
abgedruckt wurde. Dabei beließ man es. 
Das Aktionskomitee Mahmud Azhar sah sich 
bald gezwungen das Präsidium der FU da-
für zu kritisieren, dass darüberhinaus nie ein 
Nachruf in den Berliner Tageszeitungen ver-
öfentlicht wurde, der eine breitere Öfent-
lichkeit erreicht hätte. 

Überhaupt nahm der universitäre Um-
gang mit dem gewaltsamen Tod Mahmud 
Azhars groteske Züge an. Die FU-Verwal-
tung verwehrte seinen Angehörigen nach 
dessen Tod vorerst das Sterbegeld und ver-
schleppte die inanzielle Unterstützung für 
die Überführung des Leichnams nach Paki-
stan. Erst mehrfache Beschwerden von Ins-
titutsangestellten und studentischen Initia-
tiven konnten die FU zu einem sogenannten 
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„unbürokratischen“ Umgang bewegen. Im 
Akademischen Senat (AS) der Freien Uni-
versität entwickelte sich eine lange Diskus-
sion um die Mahntafel, die zum Gedenken an 
Azhar am Institut für Biochemie angebracht 
werden sollte. Da ein endgültiger Termin für 
einen Gerichtsprozess lange nicht feststand 
und tatsächlich erst ein dreiviertel Jahr nach 
Azhars Tod angesetzt wurde, verzögerten 
die zuständigen FU-Stellen eine Entschei-
dung über die Inschrift der Gedenktafel.  
Da noch keine juristische Verurteilung statt-
gefunden hätte, argumentierte man, dass 
über das rassistische Tatmotiv angeblich 
keine Klarheit bestehen würde. Ein Verweis 
auf den rassistischen Hintergrund des An-
grifs oder gar die Bezeichnung ‚rassistischer 
Mord‘ hätte damit nach Einschätzung der 
FU-Oiziellen juristisch keinen Bestand ge-
habt.

Dabei ging bereits aus den dem Präsidium 
bekannten Gedächtnisprotokollen einiger 
Zeug_innen hervor, unter welchen rassis-
tischen Parolen Mahmud Azhar schließlich 
zusammengeschlagen wurde.

Außer durch einen AS-Beschluss am 09. 
Mai 1990 rührte sich die Freie Universität öf-
fentlich weiter nicht. Der Beschlusstext ge-
riet zudem äußerst unverbindlich: 

„Aus Anlaß des Todes von Mahmud Azhar ruft 
der Akademische Senat alle Angehörigen der FU 
auf, gegen Rassismus und zunehmende Auslän-
derfeindlichkeit aktiv Stellung zu beziehen.“10

Eine tiefergehende Auseinandersetzung 
mit Rassismus als Ursache für den Tod Az-
hars und dessen Bedeutung als gesellschafts- 
immanentem Unterdrückungsverhältnis, 
das auch vor einer Hochschule und deren 
Mitgliedern nicht halt macht, lässt sich darin 
nicht erkennen. Die tageszeitung hatte noch 
im März des selben Jahres geschrieben: 

„Weder die Ausländerbeauftragte noch die 
Freie Universität wollten sich näher zu dem Fall 
äußern. Der FU ist bislang ofenbar nicht mehr 
eingefallen, als gegen den Täter Anzeige wegen 
Sachbeschädigung zu erstatten, weil dieser beim 
Angrif auf den pakistanischen Wissenschaftler 
einen Feuerlöscher kaputt gemacht hatte. Die 
Ausländerbeauftragte wollte sich erst einmal mit 
den Hintergründen vertraut machen, bevor sie 
eine ausführlichere Stellungnahme abgebe.“11

Tatsächlich beteiligte sich die Universität 
nicht als Nebenklägerin am Verfahren gegen 
Thomas H. Wiederholt wurden die verant-
wortlichen Stellen dafür kritisiert und auf-
gefordert, sich in dem Strafverfahren zu en-
gagieren. Nach Prüfung durch das Rechtsamt 
der FU und dem Anwalt, der die Angehörigen 
Mahmud Azhars vertrat, schien eine Beteili-
gung an dem Verfahren, das Ende des Jahres 
1990 begann, als Nebenklägerin wohl nicht 
möglich zu sein.

„Wir dürfen den Prozeß nicht 
unbeobachtet vorbei gehen lassen.“12 

Angehörige, Kolleg_innen und Unterstüt-
zer_innen mussten mehrere Monate in Un-
gewissheit verbringen, bis das Gerichts-
verfahren gegen den Mörder von Mahmud 
Azhar am 17. Dezember 1990 eröfnet wurde. 

In einem Ende Juli in der taz veröfentlich-
ten Artikel unter dem Titel „Wird der Täter 
überhaupt bestraft?“13 wurde berichtet, dass 
Thomas H. „unbehelligt“ in der DDR leben 
konnte, weil die Westberliner Staatsanwalt-
schaft einen Haftbefehl gegen ihn für „un-

verhältnismäßig“ hielt. Schließlich wurde 
das Verfahren ganz an die sich in chaotischer 
Umstrukturierung beindende Justiz der 
DDR übergeben. Die im Zeitungsartikel ein-
gangs gestellte Frage konnte zu diesem Zeit-
punkt mit ‚möglicherweise gar nicht‘ beant-
wortet werden. 

Die Hofnung auf ein „gerechtes“, zumin-
dest aber scharfes Urteil schien unter den 
Unterstützer_innen nicht besonders groß. 
Diese Skepsis nährte sich so auch aus den Er-
fahrungen anderer Prozesse, wie das Antifa-
schistische Infoblatt aus Berlin herausstell-
te: 

„Wenn es überhaupt in diesem Fall zu einem 
Gerichtsverfahren kommt, ist zu erwarten, daß 
die Tat wieder einmal zum “Einzelfall” erklärt 
werden wird. Schließlich wollten bei dem Mörder 
von Ufuk Sahin weder Gericht noch Staatsan-
waltschaft in AusländerInnenhaß und Rassismus 
einen Grund für die Tat erkennen und sorgten für 
ein mildes Urteil.“14

Ähnliches äußerte auch das Aktionsko-
mitee Mahmud Azhar über ein Flugblatt. Es 
sei unklar, ob das Gericht wirklich versu-
chen würde, den rassistischen Hintergrund 
der Tat aufzuklären oder ob sie wie üblich 

Eine tiefergehende Auseinandersetzung mit Rassismus als  

Ursache für den Tod Azhars fand nicht statt
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als Einzelfall ohne rassistisches Motiv ver-
harmlost werden würde. Weiter heißt es:

„‚Deutschland den Deutschen‘ und ‚Ich bin 
Deutsch, du hast hier keine Rechte‘ rief der Tä-
ter Mahmud zu. Diese Sätze sind nicht Aussagen 
‚eines isolierten Einzelnen‘; sie werden immer 
deutlicher zur Grundlage deutscher Politik.“15 

Am 20. Dezember 1990 erging das Urteil 
gegen den Mörder Azhars. Der Täter wurde 
nur zu einem Jahr auf Bewährung verurteilt. 

„Daß Rassismus das Motiv für den Überfall 
sein könnte, hielt [Staatsanwalt] Wedhorn für 
nicht beweisbar, obwohl der Angeklagte sein 
Opfer mit ausländerfeindlichen Sprüchen be-
leidigt habe. Im Zweifel müsse für den Ange-
klagten entschieden werden. Eine Verurteilung 
wegen ‚Körperverletzung mit Todesfolge‘ hielt 
Wedhorn für falsch, da der Tod des Opfers für den 
Angeklagten zur Tatzeit ‚nicht vorhersehbar‘ 
gewesen sei. (...)Das Gericht schloß sich in sei-
ner Urteilsbegründung weitgehend den Ausfüh-
rungen der Staatsanwaltschaft an, blieb jedoch 
noch unter dem Strafmaß, das der Verteidiger 
für seinen Mandanten vorgeschlagen hatte. Der 
Haftbefehl gegen den Angeklagten wurde auf-
gehoben.“16 

Neben den vielen negativen Reaktionen 
iel das Urteil der Berliner Morgenpost dage-
gen geradezu abscheulich aus. Titel des Pro-
zessberichts: „Das Gericht trotzte öfentli-
cher Vorverurteilung.“17 

Der Ausgang dieses Gerichtsprozesses 
legt sich fast wie eine Blaupause über vie-
le folgender Verfahren, die sich mit Mor-
den durch Rassismus und Neonazismus aus-
einandersetzten. Sofern diese Verbrechen 
überhaupt vor Gericht gebracht wurden.18 
Die Geschichte jedes einzelnen Mordes ist 
für sich genommen eine Gräueltat, schwer 
zu fassen, erschütternd und in ihrer gesell-
schaftlichen Ahndung oder etwa Präventi-
on unfassbar unzureichend und peride. Es 
lässt sich insgesamt schnell feststellen, dass 
„rechtsextreme [ebenso wie rassistische; 
Anmerk. d. Verf.] Gesinnungen oder Motive 
in Prozessen zwar zur Kenntnis genommen, 
aber im späteren Urteil nicht als tragend be-
wertet [wurden].”19 Eine juristische Neube-
handlung liegt auch beim Mord an Mahmud 
Azhar ebenso wie eine Anerkennung von of-
izieller Seite in weiter Ferne:

„Mahmud Azhar wird in der Liste der Todes-
opfer rechter Gewalt genannt, weil er aufgrund 
einer rassistischen Motivation des Täters getö-
tet wurde. Er hat in der Liste jedoch die Zifer 
‚0‘, weil eine Anerkennung von oizieller Seite 
durch die Bundesregierung ausgeschlossen wer-
den kann. Die Bundesregierung führt eine Sta-
tistik über Todesopfer rechter Gewalt nämlich 
erst ab dem 3. Oktober 1990. Infolgedessen wird 
Mahmud Azhar von der oiziellen Statistik nicht 
erfasst.“20

Dazu sollte angemerkt werden, dass sich 
die Zahl der von der Bundesregierung aner-
kannten Morde erheblich etwa von den Sta-
tistiken der Amadeu-Antonio-Stiftung un-
terscheiden – 58 zu 183. 

„Wer erinnert sich  
noch an Mahmud Azhar?“21

Die langen politischen Auseinanderset-
zungen um die geplante Gedenktafel en-
deten mit dem rechtsgültig gewordenen 
Gerichtsurteil. Am 15. Januar 1991 wur-
de die Gedenktafel für Mahmud Azhar im 
Institut für Biochemie im Ostpreußen-
damm 111 in Berlin Lichterfelde enthüllt. 
Das Institut ist vor Jahren aus diesem Gebäu-
de ausgezogen. Heute sitzt hier eine Mar-

ketingirma. Wem nützt eine dort von au-
ßen nicht sichtbare Gedenktafel heute? Wen 
mahnt sie und wen erinnert sie an Mahmud 
und dessen gewaltsamen Tod? 

Die Tafel ist das einzige Relikt der Erin-
nerung an einen Menschen, der nie hätte 
vergessen werden dürfen. Das ist umso un-
erträglicher, wenn man die oizielle Erinne-
rungspolitik und die rege Selbstvermarktung 
dieser Universität betrachtet. Hier rühmt 
man sich mit den vielen internationalen 
Gästen aus Politik, Wissenschaft und Kul-
tur, deren Besuche für die Weltofenheit der 
FU stehen sollen. An anderer Stelle hängen 
die überdimensionalen Porträtfotos der po-
pulärsten Alumni, mit denen sich diese Ein-
richtung schmückt. 

Es gibt keine Gedenkveranstaltungen, kei-
ne Hinweise in Publikationen und auf Web-
seiten der Universität, kein öfentliches Ge-
denken. So als hätte es diesen rassistischen 
Angrif, als hätte es den FU-Wissenschaftler 
Mahmud Azhar hier niemals gegeben. So als 
wäre solch eine Tat an einer Universität wie 
dieser undenkbar.

Eine von außen nicht sichtbare Tafel ist das einzige Relikt  

der Erinnerung an Mahmud Azhar
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„Rassismus in den Universitäten, im Zentrum 
gesellschaftlicher Aufklärung? Die aufgebrach-
ten Reaktionen machen deutlich, daß viele diese 
Realität einfach nicht wahrhaben wollen.“22

Dabei setzt sich die Liste der Vorfälle von 
rassistischen Übergrifen Dozierender, über 
immer neue  rassistische und neonazistische 
Klosprüche an der FU bishin zu bekannten 
Fällen, in denen Mitglieder der Neuen Rech-
ten Lehraufträge an Instituten wahrnehmen 
konnten, noch heute weiter fort. 

Die derzeitigen Zustände sind dabei einer 
seit Jahrzehnten anhaltenden Entwicklung 
gefolgt. Aus der oben zitierten Broschüre der 
Antirassistischen Aktion (ARA) der FU Ber-
lin heißt es an anderer Stelle weiter: 

„Die Auseinandersetzung mit Rassismus, 
Neofaschismus und Rechtsextremismus an der 
FU darf nicht ‚bloß akademisch‘ bleiben; sie muß 
verstärkt Bezug nehmen erstens auf die Sonder-
verantwortung einzelner Fachdisziplinen und 
zweitens auf diejenigen Faktoren, die besonders 
Studentinnen und Studenten für rechtsextre-

mistische Anschauungen anfällig machen könn-
ten. Insofern muß die Universität Raum auch für 
‚erzieherische‘ Prozesse schafen. Es ist in die-
sem Zusammenhang ein Armutszeugnis, daß an 
der FU bisher nicht einmal ein Aktionstag mög-
lich war, wie er am 29. Januar 1993 an der Tech-
nischen Universität stattfand23, daß die inan-
ziellen Mittel für die Gedenkstättenfahrten des 
Pif gestrichen wurden.“24 25

Ebensowenig wie die deutschen Bildungs-
einrichtungen bei einer kritischen Ausei-
nandersetzung mit Rassismus ausgespart 
werden dürfen, sollten bei einer Betrach-
tung der rassistischen Zustände an den Uni-
versitäten die gesellschaftlichen Verhältnis-
se außer Acht gelassen werden. 

Erinnerungspolitik

Mahmud Azhar scheint auch in der Lin-
ken hierzulande vergessen worden zu sein. 
Das macht auf ein Problem aufmerksam, mit 
dem sich eine linke Erinnerungspolitik aus-
einandersetzt beziehungsweise auseinan-
dersetzen muss: „Es reicht nicht, Opfer zu 
sein, um Öfentlichkeit in linken Milieus zu 
bekommen.“26

Oder wie es eine Einzelperson Anfang 1991 
in der interim als Resümee zum beendeten 
Prozess gegen Thomas H. formulierte:27

„übrigens war am zweiten prozeßtag -trotz 
breiter mobilisierung- kaum eine/r aus der 
‚szene‘ im saal, was einmal damit zu tun haben 
könnte, daß prozesse eh selten besucht werden, 
oder damit, daß viele die hier vertretene position 
-nicht hinzugehn- von vornherein klar hatten 
und wegblieben -- vielleicht auch damit, daß 
mahmud azhar keiner ‘von uns’ war -- viel-
leicht hat es aber auch damit etwas zu tun, daß 
mahmud ‚ausländer‘ gewesen ist?“28

Dass heute zudem nach Bekanntwerden 
der Morde des „Nationalsozialistischen Un-
tergrunds“ von einem „neuen Ausmaß rech-
ter Gewalt“ gesprochen wird, könnte den 
Eindruck erwecken, als hätten Rassismus 
und Neofaschismus erst seit der „Zwickauer 
Terrorzelle“ Todesopfer gefordert.  Dass die 
183 bekannten Mordopfer rassistischer und 
neonazistischer Gewalt dagegen vergessen 
werden, nie erinnert oder oiziell anerkannt 
wurden29, wird dabei genauso ausgespart, 

wie eine nie stattgefundene Auseinander-
setzung mit dem innerhalb dieser Gesell-
schaft tagtäglich auftretenden Rassismus. 

Im Januar 2014 jährte sich der rassistische 
Angrif auf Mahmud Azhar zum 24. Mal. 

Die Chancen für eine oizielle Erinnerung 
an seinen Tod und das dem zugrunde liegen-
de rassistische Tatmotiv liegen unter den 
jetzigen Verhältnissen denkbar schlecht.

Das allein kann aber nicht Ziel einer linken 
Gedenkpolitik sein. Dringlicher scheint viel 
mehr zu sein, einen Menschen in das Ge-
dächtsnis dieser Universität zu rufen, an der 
es überhaupt möglich war, dass er vergessen 
wurde.

Dringlicher scheint viel mehr zu sein, einen Menschen in das  

Gedächtsnis dieser Universität zu rufen, an der es überhaupt 

möglich war, dass er vergessen wurde.
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„An der Uni hat niemand ein 
Interesse daran, Rassismus zu 
bekämpfen.“

Wandji Chamberlin ist Antirassismus-Referent im RefRat der 

Humboldt-Universität. Wir haben uns mit ihm getrofen um 

über seine Erfahrungen mit Rassismus an der Hochschule zu 

sprechen.

Das Interview führte Nora Huberty

Bevor wir anfangen, würde ich mich 
gern erst einmal vorstellen. Mein Name ist 
Wandji Chamberlin. Ich komme aus Kame-
run, wo ich mich bereits längere Zeit poli-
tisch engagiert habe. Seit ich 2004 als Asyl-
bewerber in die Bundesrepublik Deutschland 
gekommen bin, habe ich mich mit der Situa-
tion der Flüchtlinge hier und mit dem Kampf 
um Menschenrechte beschäftigt. Mein Stu-
dienabschluss aus Kamerun, den ich 1998 
erhalten habe, wurde in Deutschland nicht 
anerkannt, weshalb ich mich 2009 dazu ent-
schied, ein weiteres Studium aufzunehmen, 
nämlich Agrarwissenschaft. Ich bin noch 
jung und kann in dem Bereich noch viel ler-
nen. So bin ich an der Humboldt-Universität 
gelandet.

Als ich an der HU ankam, war mir sofort 
nach den ersten Stunden, den ersten Tagen 
klar, dass hier etwas nicht stimmt. Ich war 
nicht überrascht, denn wahrscheinlich war 
ich unbewusst schon irgendwie vorbereitet. 
Wenn man – auch als Flüchtling – viel unter-
wegs ist und schon allein im Alltag auf der 
Straße viel Diskriminierung erlebt, erwartet 
man nicht, dass das in der Universität kom-
plett anders ist, denn die ist ja auch ein Teil 
der Gesellschaft. Aber man erwartet, dass 
es dort weniger ist als das, was man auf der 
Straße erlebt. Leider war das nicht der Fall.

Deshalb entschloss ich mich dazu, mich 
in der Hochschulpolitik zu engagieren: Ich 
habe mich fürs Studierendenparlament 
(StuPa) beworben. Ich kannte eine ähnliche 

Struktur schon aus Kamerun, wo auch eine 
Studierendenvertretung gewählt wird.

Ich habe dafür eine Werbekampagne ge-
macht [lacht]. Während dieser Kampagne 
habe ich dann erlebt, was ich schon vorher 
von anderen Menschen gehört hatte: Als ich 
an der Uni meine Flyer verteilte und sagte, 
ich möchte gern ins StuPa, da gab es plötz-
lich Zurückhaltung. Leute schauten mich 
skeptisch an und meinten: „Möchtest du 
etwa unsere Kanzlerin sein?“ Das war als 
Witz gemeint, aber ich denke, unterschwel-
lig wollten sie es einfach nicht akzeptieren, 
dass ich mich als Ausländer, noch dazu als 
Schwarzer für sie engagieren wollte. Eini-
ge haben versucht, das mit der Obama-Ge-
schichte zu verknüpfen, aber darauf bin ich 
nicht eingegangen. Das war schon zu mer-
ken, diese Angst war einfach zu spüren.

Dann warst du im StuPa...

Das StuPa ist eigentlich nicht nur für die 
gewählten studentischen Vertreter_innen 
da, sondern jedes studentische Mitglied der 
Universität darf bei einer StuPa-Sitzung da-
bei sein und Fragen stellen, die Sitzungen 
sind öfentlich. Als ich zum ersten Mal dort 
auftauchte, kam sofort ein Studi auf mich zu 
und fragte, ob er mir helfen könne. Er be-
handelte mich so, als hätte ich mich verirrt. 
Er konnte sich ofenbar nicht vorstellen, 
dass ich ein Student sei oder einfach eine in-
teressierte Person. Warum soll mich in ei-
nem Raum innerhalb der Uni, der für alle 
Studierenden zugänglich ist, noch jemand 
fragen, ob er mir helfen könne? Oder an-
ders herum: Wenn dieser Typ nicht zum Stu-
Pa hätte kommen wollen, wäre er nicht ge-
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kommen, aber wenn er kommt, fragt keiner 
nach, ob man ihm helfen könne.

Ich inde das lustig, gleichzeitig nehme ich 
das aber auch sehr ernst, denn es entspricht 
genau den Gedanken, die in den Köpfen der 
Studierenden schon ausgeprägt sind. Da gibt 
es einfach schon Grundlagen, die die rassis-
tische Struktur und die Diskriminierung un-
terstützen. Ich will diesen Menschen nicht 
mit Härte begegnen, sondern zeigen, was 
unbewusster Rassismus ist – manchmal ver-
sucht man einfach, ein gewisses Verständ-
nis für sie zu haben, nach dem Motto, „Ja, da 
wusste er nicht, was er tut oder sagt, er ist zu 
naiv oder dumm“, aber er ist weder dumm 
noch naiv. Denn sonst könnte man ihn fra-
gen, warum hast du den anderen Typen da 
oder die Frau nicht gefragt, warum fragst du 
speziell diese Person? Wenn du diese Frage 
stellst, wird man dir antworten: „Hey, das 
war nicht böse gemeint!“

Wenn ich eine Lehrveranstaltung an der 
HU besuche, dann lege ich meistens mei-
ne Tasche auf den einen Sitz neben mir und 
meine Jacke auf den anderen und breite mich 
richtig aus. Warum? Weil es mir einfach 
schon zu oft passiert ist, dass meine Umge-
bung komplett leer bleibt. Wenn die Leute 
reinkommen und sich nach Sitzplätzen um-
schauen und sie sehen genau, dass bei mir 
eine Menge Platz frei ist, dann schauen sie 
trotzdem erst einmal woanders. Und sie set-
zen sich erst in meine Nähe, wenn sie keine 
andere Möglichkeit mehr haben. Dann über-
lege ich mir, ob ich meine Tasche wegneh-
me, denn eigentlich möchte ja keiner neben 
mir sitzen. Also setze ich mich bequem.

Wenn dich plötzlich jemand als Neugier-
deobjekt entdeckt und dir mit dieser Neugier 
dann noch nah kommt, um dich zu beobach-
ten, zu fassen, dann kommen die üblichen 
Fragen: „Wo kommst du her? Kommst du 
klar? Wenn du Hilfe brauchst, oder was nicht 
verstehst, dann kannst du mich fragen.“ 
Weißt du, der Typ oder die Frau weiß nicht, 
wer du bist, was du für Fähigkeiten hast, sie 
hat keine Ahnung über deine Sprachkennt-
nisse oder deine Schwierigkeiten. Aber diese 
Art vermittelt dir sofort, dass du mangelnde 
Fähigkeiten hast und deshalb bietet sie dir 
ihre an. Mit diesen ganzen rassistischen Kli-
schees bist du konfrontiert. Andere fragen 
dich: „Warum bist du nach Deutschland ge-
kommen? Warum konntest du nicht in dei-
nem Land studieren?“ Egal, was du antwor-
test, es kommen immer weiter Fragen und 
das eigentliche Ziel ist es, dich mit Füßen zu 
treten, dir zu sagen: „Du Armer!“

Wenn du solche Erfahrungen machst, musst 
du dann einfach selbst damit klar kommen oder 

gibt es Strukturen an der Uni, wo du dich hin-
wenden kannst? Gibt es Schutzräume, wo Men-
schen aufgefangen werden?

Nein. Als ich herkam, habe ich lange ge-
sucht, ob es solche Strukturen gibt und ich 
musste feststellen, es gibt sie nicht. Hier im 
RefRat gab es schon ein Antirassismus-Re-
ferat. Wenn es also nur um den Namen geht, 
dann gibt es die Strukturen. Eigentlich ist es 
das Übliche: Wir gründen eine Struktur. Die 
Struktur soll nur dazu dienen, der Welt zu 
zeigen, dass wir ein Phänomen bekämpfen. 
Aber in der Realität bekämpfen wir das Phä-
nomen nicht, sondern wir leben damit und 
um uns davon abzulenken, haben wir die 
Struktur. Wenn es dieses Antirassismus-Re-
ferat also gibt, ist die Frage nämlich eigent-
lich, ob der Raum des Referats überhaupt frei 
von Rassismus ist. Und da ist meine Antwort 
sofort und ohne Überlegung: Nein. Absolut 
nicht. Es gibt noch viel zu tun.

Ich sitze hier in einem /weißen/ Raum und 
ich sehe vor mir Menschen, die potentiell 
Rassist_innen sind, weil sie zu dieser Struk-
tur gehören. Sie sind durch rassistische Er-
ziehungsmaßnahmen geprägt worden – des-
wegen kann man nicht erwarten, dass sie 
nicht Rassist_innen sind. Aus Unwissen sind 
diese Menschen Rassist_innen, das heißt sie 
reproduzieren das in ihrem Alltag ohne es 
vielleicht zu bemerken. Aber die Frage ist, 
sind sie bereit, ihr eigenes Verhalten zu ana-
lysieren und sich selbst kritisch zu hinter-
fragen? Sie müssen mir nicht beweisen, dass 
sie nicht rassistisch sind, das müssen sie sich 
selbst beweisen. Ich habe mir gesagt, dass 
ich mich hier als Antira-Referent nicht als 
ein Spielball benutzen lassen werde. Ich will 
meine Arbeit wirklich so durchführen, dass 
etwas an der Uni-Struktur geändert wird, 
sodass die Menschen, die wirklich rassisti-
sche Diskriminierung erleben, einen richti-
gen Schutzraum bekommen.

Welche Strukturen gibt es auf Uni-Ebene?

Auf der Verwaltungsebene gibt es neben 
der Frauenbeauftragten und dem Behinder-
tenbeauftragten keine richtige Stelle, wo 
sich rassistisch diskriminierte Personen be-
schweren können und angemessene Unter-
stützung bekommen. Ich habe erst kürzlich 
von der Leiterin des Präsidialamtes erfah-
ren, dass sie eigentlich zuständig für Diskri-
minierung in der Universität sei. Das wusste 
niemand. Dies ist eine /weiße/ deutsche Per-
son, die eine Stelle besetzt, für die sie kei-
ne Qualiikation hat. Und es ist schon klar, 
dass diese Stelle von der Uni nur gegründet 
wurde, um sich für die Exzellenzinitiati-
ve bewerben zu können. In der Uni-Leitung 
gibt es kein tiefer gehendes Interesse daran, 
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Rassismus an der Uni zu bekämpfen. Nicht-/
weiße/ Studierende sind tagtäglich rassis-
tischen Äußerungen von Dozierenden oder 
Kommiliton_innen ausgesetzt. Das Prob-
lem ist, dass es auch keine Verordnung der 
Universität gibt, die besagt, dass Rassismus 
oder ganz allgemein Diskriminierung be-
straft wird oder wenigstens nicht toleriert.

Einmal bin ich selbst von der Poststelle der 
HU diskriminiert worden, als sie mir ganz 
explizit und in Anwesenheit von Zeug_in-
nen gesagt haben: sie diskriminieren mich, 
weil ich Schwarz bin. Ich habe mich an die 
Uni gewendet und Beschwerde eingelegt, 
aber die Uni hat den Leuten von der Post zu-
gehört und nicht mir. Stattdessen haben sie 
mir eine Stellungnahme geschickt. Darin 
schrieben sie, die Leute von der Post hätten 
gesagt, ich hätte sie mit Hitler verglichen. 
Die Uni hat nicht versucht, mit mir Kontakt 
aufzunehmen, sondern sie haben die Täter_
innen gefragt.

Seitdem organisieren wir auch jedes Jahr 
ein dreitägiges Seminar zum Thema Ras-
sismus im deutschen Bildungssystem. Die-
ses Jahr versuche ich, die Uni-Leitung mit 
einzubeziehen. Das letzte Mal haben wir 
den Präsidenten eingeladen, er hat dann 
ein Grußwort gesprochen und auch die Po-
diumsdiskussion mitverfolgt. Daraus haben 
sich regelmäßige Gespräche zwischen mir 
und ihm ergeben. Auf dem nächsten Semi-
nar werden wir den Stand dieser Gespräche 
erläutern und versuchen, auch mit den Leu-
ten, die im Landrat sitzen und unsere Inter-
essen teilen, die Situation zu ändern.

Gibt es Forderungen, die du an die Uni stellst?

Wir haben angeboten, eine Antidiskrimi-
nierungsstelle in der Uni zu schafen. Wir 
sind davon überzeugt, dass diese Stelle nicht 
von einer /weißen/ Person besetzt werden 
sollte, weil Rassismus keine Theorie ist, die 
man rational verstehen kann, sondern es ist 
ein Gefühl. Und wenn auf dieser Stelle je-
mand das Gefühl nicht spüren kann, dann 
kann diese Person die Opfer nicht unterstüt-
zen.

Zu unseren Forderungen gehört auch, dass 
jährlich ein obligatorisches antirassistisches 
Training für die Uni-Mitarbeiter_innen an-
geboten wird. Natürlich weiß ich, dass das 
rechtlich nicht so einfach umzusetzen ist, 
aber wir wollen das auf jeden Fall mit dem 
Präsidium besprechen. Theorie soll auch da 
sein, denn Theorie muss man vorher erst 
einmal diskutieren, vielleicht über Begrif-
fe sprechen. Und alle sollen sich daran be-
teiligen, nicht nur diejenigen, die vielleicht 
schon mehr darüber wissen. Die Theorie 

muss aber auch ein Ende haben, damit die 
Praxis anfangen kann.

Welche Strukturen gibt es noch?

Seit ein paar Monaten gibt es eine Struktur 
namens AK UniWatch [an der HU, Anm. d. 
Red.]. Leider muss ich sagen, dass die nicht 
immer gut besetzt ist, obwohl der Zweck 
dieser Struktur wirklich gut ist. Wenn man 
nur auf den Zweck schaut und die Botschaft, 
dann ist das gut. Aber mit den Menschen, die 
dahinter stecken, habe ich die Erfahrung ge-
macht, dass sie selbst ihren eigenen Rassis-
mus nicht sehen wollen, obwohl sie gegen 
rassistische Strukturen kämpfen.

 Der AK UniWatch kann zwar politische 
Arbeit machen, aber ich als Antira-Referent 
kann darüber hinaus wirklich die Uni unter 
Druck setzen und die Menschen sogar recht-
lich unterstützen. Für sie war das Seminar 
zu Rassismus im deutschen Bildungssystem 
zum Beispiel eine gute Gelegenheit für Wer-
bung, um Flyer zu verteilen und den AK Uni-
Watch an der Uni bekannt zu machen. Das 
hat mich geärgert. Ich sagte ihnen, dass ich 
ofen sei für eine Zusammenarbeit, nur soll-
te es kein Durcheinander geben, weil wir uns 
schon in einem längeren Prozess der Ausei-
nandersetzung mit der Uni-Leitung bein-
den, den ein großes Durcheinander potenti-
ell gefährden kann. Wir stecken hier schon 
seit mehr als einem Jahr in diesem Prozess 
und sie kommen irgendwann und wollen das 
übernehmen. Ich habe ihnen geschrieben, 
dass ich ihre Organisation wirklich gut inde, 
aber dass die Art und Weise, mit der sie mich 
behandeln überhaupt nicht der Grundlage 
für eine Zusammenarbeit entspricht.

Es gibt also Strukturen sowohl auf Uni-
Ebene als auch auf studentischer Ebene, aber 
das sind nur Namen. Das sind leere Verspre-
chungen. Wenn man schaut, was sich hinter 
den Namen verbirgt, wird die Enttäuschung 
sehr groß sein. 

Ich hab immer das Gefühl, dass es zwar an 
der Uni Raum dafür gibt, sich als /weiße/ Per-
son auf einer theoretischen Ebene mit Rassismus 
auseinander zu setzen, aber dass es dann daran 
scheitert, das in die Praxis umzusetzen.

Ein Beispiel dazu: Dort draußen steht das 
Denkmal für Hegel. Wir an der Uni wissen 
doch, wer Hegel war und welche Rolle er 
in der Wissenschaft und im intellektuellen 
Raum für die Einplanzung und Legitimati-
on von Rassismus in Bezug auf Kolonialis-
mus und Sklaverei in Deutschland gespielt 
hat. Wie können wir das also tolerieren? 
Dass jemand wie der ein Denkmal gesetzt 
bekommt? Natürlich war er Philosoph. Ist es 
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wirklich möglich, nur seine Errungenschaf-
ten für die Philosophie zu ehren? Gleichzei-
tig gibt es an der HU nirgendwo ein Denkmal 
für die Opfer von Kolonialismus und Sklave-
rei. Der Täter wird geehrt und die Opfer wer-
den einfach ignoriert und vergessen. Und 
diese Art zeigt schon, wie die Uni mit diesem 
Thema umgehen möchte.

Aber wir als Studierende müssen auch in 
der Lage sein, diese Ungerechtigkeit und 
diese Ablehnung von Verantwortung zu er-
kennen. Viele Menschen haben aufgrund 
der Äußerungen und der rassistischen Über-
legungen dieses Mannes gelitten. Aber die 
Antwort ist: Nein, das kümmert uns nicht, 
wir sind eine Uni. Wir sind eine intellektu-
elle, wissenschaftliche Institution. Das ist 
doch paradox. Da stehe ich hier als Schwar-
zer und niemand ist bereit, mir beizustehen 
und zu sagen, „Es tut mir Leid, was hier pas-
siert.“ 

Wir machen diese Theorien, diese wissen-
schaftlichen Analysen unsterblich, indem 
wir ihm ein Denkmal setzen. Es wurde sogar 
gerade ein neuer Zaun um das Denkmal ge-
baut. Ich habe mehrfach in vielen Veranstal-
tungen an der Uni darüber gesprochen, aber 
es kommt gar nichts zurück. Ich kann nicht 
verstehen, dass man damit leben kann.

Wie bewertest du das Portal  Uni-Assist, über 
das sich Student_innen mit nicht-deutschem 
Abitur auf einen Studienplatz in Deutschland 
bewerben müssen?

Uni-Assist wird auch ein Thema bei un-
serem nächsten Seminar zu Rassismus im 
deutschen Bildungssystem sein, weil das 
auch eine ganz explizit rassistische Struk-
tur ist. Ungefähr 150 Hochschulen sind Mit-
glied bei Uni-Assist, zum Beispiel auch die 
HU – wobei wir in letzter Zeit sehr viel Druck 
aufgebaut und so viele Beschwerden einge-
reicht haben, dass die HU gerade ihre Mit-
gliedschaft kündigen will.

Die Vorgehensweise von Uni-Assist ist an 
sich schon diskriminierend: Studienbewer-
ber_innen aus Europa und den USA zahlen 
fast keine Gebühr oder jedenfalls eine sehr 
niedrige, Bewerber_innen aus Lateinameri-
ka bezahlen ein bisschen höhere Gebühren, 
die aus Asien ein bisschen mehr und zum 
Schluss bezahlen Studienbewerber_innen 
aus dem afrikanischen Raum das fünf- bis 
sechsfache von dem, was Menschen aus den 
USA oder der EU bezahlen. Die Bewerbungs-
unterlagen sind dieselben, du musst dein 
Abiturzeugnis oder dein Diplom einreichen, 
deine Geburtsurkunde, und die werden ge-
nau gleich bewertet. Es gibt keine Begrün-
dung von Uni-Assist für die unterschiedli-

chen Beträge der Gebühren.

Fast 75% der Bewerbungen aus dem afri-
kanischen Raum werden nicht angenommen 
oder nicht bearbeitet – mit der Begründung, 
es habe etwas gefehlt oder die Unterlagen 
seien zu spät gekommen. Aber das ent-
spricht nicht der Wahrheit. Ich habe das 
selbst mal erlebt, als ich meine eigene Be-
werbung mehrere Wochen vor Bewerbungs-
schluss eingereicht und auch die Gebühr be-
zahlt habe und dann eine Ablehnung erhielt, 
in der es hieß, die Unterlagen seien so spät 
eingetrofen, dass sie nicht mehr bearbeitet 
werden konnten. Sie machen das, weil sie 
wissen, dass die Menschen weit weg sind, 
wo sie keine rechtlichen Schritte einleiten 
können.

Wir haben hier an der HU beim Immatri-
kulationsamt gefragt, wie es vorher war: Es 
haben einfach alle ihre Bewerbungsunterla-
gen eingereicht und die Gebühr war für alle 
die gleiche. Warum ist die Gebühr jetzt ganz 
unterschiedlich? Auf diese Weise wird die 
Chance nicht-deutscher Bewerber_innen 
auf einen Studienplatz verringert.

Wir sind gerade dabei, eine Sammelanzei-
ge gegen Uni-Assist zu organisieren, wegen 
Diskriminierung und Bestechung. Wenn die 
afrikanischen Studienbewerber_innen näm-
lich ihre Unterlagen eingereicht haben, dann 
kriegen sie Ablehnungen, in denen dann 
steht  „... wenn Sie die Gebühr bezahlt ha-
ben, müssen Sie bei der nächsten Bewer-
bung keine neue Gebühr bezahlen.“ Aber 
wenn sie die Bewerbung zum nächsten Se-
mester einreichen, bekommen sie gesagt, 
dass kein Guthaben vorhanden sei. 

Uns interessiert noch, was du für Möglichkei-
ten dafür siehst, dass sich /weiße/ Studis solida-
risch zeigen?

Also zuerst einmal müssen sie erkennen, 
dass sie ein Teil dieser Gesellschaft sind. Sie 
müssen erkennen, dass sie ein gewisses Pri-
vileg genießen, von dem sie proitieren. Das 
heißt, sie müssen erst einmal für sich er-
kennen, dass sie selbst Teil dieser diskrimi-
nierenden Struktur sind. Und dass sie auch 
verantwortlich dafür sind, was andere erle-
ben. Es ist die Erkenntnis darüber, dass man 
mit einem Privileg auf die Welt gekommen 
ist und davon proitiert, während aufgrund 
dieses Privilegs Menschen im eigenen Um-
feld leiden.

Wie kann ich solidarisch zu diesen Men-
schen stehen? Höre ihnen vielleicht erst 
einmal zu. Denn sofort zu sagen, „Ich möch-
te dir helfen, was kann ich für dich tun?“, 
das macht es noch schlimmer. Damit zei-
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ge ich, dass ich nicht nur das Privileg habe, 
sondern dass ich mehr Möglichkeiten und 
Fähigkeiten habe als sie. Man sollte sie also 
fragen, „Wie kann ich dir beistehen?“ Da 
muss man auch aufpassen, wie man das for-
muliert, damit dieses Wort Hilfe nicht ein-
fach kommt. „Wie kann ich dir beistehen? 
Ich verstehe vielleicht nicht genau deinen 
Schmerz, aber ich versuche es.“ Das ist für 
mich die elementare Grundlage, die gege-
ben sein muss. Und je nachdem, was die be-

trofene Person an Unterstützung benötigt, 
kann ich überlegen, ob ich die Kapazitäten 
habe, diese Unterstützung zu leisten. Wenn 
ich sie habe, dann kann ich das tun. Wenn 
man diese Kapazitäten nicht hat, muss man 
sich nicht schämen. Dann zeigst du, dass du 
berührt wirst, aber man kann nicht tun, was 
man nicht tun kann.

Danke für das Gespräch!

von Paola Mariposa

Verteidigungsminister‘ Thomas de 
Maizière war für den 10. April 2013 
von der Humboldt-Universität 

(HU) Berlin zu einem Vortrag im Audimax 
eingeladen worden, das Thema: „Armee der 
Einheit – Der Beitrag der Bundeswehr zum 
gesellschaftlichen Zusammenhalt“. Doch de 
Maizière kam nicht zu Wort. Als er den Saal 
gegen 18 Uhr betrat, schlug ihm tosender Ap-
plaus entgegen. Der Präsident der HU, Jan-
Hendrik Olbertz, wartete mit einem ziemlich 
gezwungenen Lächeln geduldig auf der Büh-
ne, um de Maizière ankündigen zu können. 
Doch der Beifall hörte nicht auf. „Thomas, 
wir lieben Dich!“ und „Freiheit am Hindu-
kusch! Schalalalala!“ wurde gerufen. Iro-
nisch forderten die Protestierer_innen auch: 
„Noch ein Krieg!“. 

Nach ungefähr 20 Minuten schwand das 
Lächeln auf dem Gesicht des HU-Präsiden-
ten. Als einige Personen mit blutbeleckten 
T-Shirts auf die Bühne stürmten und Getö-
tete darstellten, gab es einen kleinen Tumult. 
Eine Person stieg auf ihren Sitz und entroll-
te ein Banner mit der Aufschrift „Krieg dem 
Krieg! Nie wieder Deutschland!“. Die zahl-
reich im Saal anwesende Zivilpolizei zog da-
raufhin Polizeiwesten an und postierte sich 
in der Nähe der Bühne. Einige Security-Mit-
arbeiter_innen versuchten vergeblich, die 
Person mit dem Banner vom Stuhl zu holen, 
weil sich ihnen einige solidarische Menschen 
in den Weg stellten.

Die Parolen, die nun folgten, waren nicht 
mehr ironischer Art. So wurde z.B. „Nie wie-
der Deutschland! Nie wieder Krieg!“ oder 
„Deutsche Wafen, deutsches Geld, morden 
mit in aller Welt!“ gerufen. Es wurde aber 
auch Bezug genommen auf Krieg als Ursache 
von Flucht: „Say it loud and say it clear: Re-
fugees are welcome here!“.

Der ‚Verteidigungsminister‘ sah nach etwa 
einer halben Stunde ein, dass er heute nicht 
mehr zu Wort kommen würde und verließ 
den Saal mit Polizeischutz, was mit erneu-
tem Beifall kommentiert wurde. Weil we-
der de Maizière noch Olbertz reden konn-
ten, richtete sich der HU-Präsident mit auf 
dem Computer geschriebenen Worten an das 
Publikum. Mit dem Beamer wurde versucht, 
die Anwesenden zur Diskussion zu bewe-
gen. Eine Person wollte sich darauf einlassen 
und betrat die Bühne. Da sich viele allerdings 
nicht auf einen Dialog mit Kriegstreiber_in-
nen einlassen wollten, wurden weiter Paro-
len gerufen, z.B. „Kein Krieg, keine Diskus-
sion!“. 

Irgendwann schrieb eine Person, dass sie_
er gerne hören wolle, „was der Präsident zu 
sagen“ habe und stellte sich demonstrativ 
mit anderen Menschen auf die Bühne. Circa 
30 Leute folgten diesem „Solidaritätsaufruf“ 
und gesellten sich dazu. Zum Dank durften 
sie sich mit „Deutschland ist scheiße, Ihr 
seid die Beweise!“ anbrüllen lassen.

Thomas de Maizière 
weggejubelt



„Der Coburger Convent ist 
eine politische Vereinigung 
und muss somit politisch 
und organisiert angegriff en 
werden.“
Zur Kritik am Coburger Convent, als selbsternannte völkische und 

männerbündische Elite Deutschlands.

Nur noch einmal umblättern, dann geht‘s los!
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von tandem verrat am vaterland

Der Coburger Convent (CC) hält 
fast ungestört jedes Jahr seinen 
Pingstkongress in der fränki-

schen Kleinstadt Coburg ab. Das Stadtleben 
verläuft im gewohnten Gang, außer, dass 
die bis zu 5000 Verbindungsstudenten laut 
ihre deutsche Männlichkeit feiernd durch 
die Straßen ziehen. Eine überregionale Pro-
testbewegung ist kaum erkennbar. Und das, 
obwohl die Verbindungen und der Dach-
verband des CC eigentlich eine Angrifslä-
che für eine breit gefächerte Kritik bieten. 
Nichtsdestotrotz bleibt seit Jahrzehnten 
eine notwendige gesellschaftliche Debatte 
über die reaktionäre Kraft des studentischen 
Verbindungswesens aus. Die aktuelle Pro-
testkultur wird fast ausschließlich von der 
lokal-ansässigen radikalen Linken getragen. 
Im Laufe der auch in Mainstream-Medien 
geführten Debatte um die rassistische Aus-
lese der Deutschen Burschenschaft (DB) und 
den damit zusammenhängenden „Arierpa-
ragraphen“ wäre zu erwarten gewesen, dass 
die Kritik an der DB zu einer weiterführen-
den Relexion über das korporierte Verbin-
dungswesen führen würde. Diese ist bis jetzt 
ausgeblieben. 

Stattdessen indet eine Spaltung in die 
„bösen“ Studentenverbindungen (Bur-
schenschaften, besonders in der DB) und in 
die „guten“ Studentenverbindungen (Sän-

ger-, Turner-, Landsmannschaften, z.B. der 
CC) statt. In dieser Wahrnehmung ist der 
Coburger Convent eine unpolitische Studen-
tenorganisation die sich somit jeder politi-
schen Verantwortungsübernahme entzieht. 
Dieser Zustand ist anhand der klaren Positio-
nierung des CCs in einem gesellschaftlichen 
Wertesystem nicht tragbar. Die Übergän-
ge der unterschiedlichen Verbindungstypen 
sind ließend und die geschafene Dichoto-
mie verschleiert die realen Verhältnisse des 
Coburger Convents. Wir wollen mit diesem 
Artikel die Position des CCs in Bezug auf 
gesellschaftliche Machtverhältnisse mar-
kieren, transparent machen und angreifen. 
Dies kann nur ausreichend betrieben wer-
den, wenn der nationalistische, patriarcha-
le und elitäre deutsche Normalzustand in die 
Kritik einbezogen wird. 

Die deutschen Soldaten als „Opfer“ des 
Nationalsozialismus?

Der bunte Strom der Verbindungsstuden-
ten zieht sich in Zweierreihen langsam den 
Festungshügel hinauf. An diesem Montag-
morgen ist voller Wichs angesagt. Das heißt 
strammes Antreten mit Anzug/Uniform, 
Band, Mütze und Säbel. Die kleine Protest-
kundgebung wurde schon sehr früh am An-
fang des Hügels hinter sich gelassen, das 

Ehrendenkmal als Ziel vor 
Augen. Dort angekommen, 
scharen sich die CCler mit ih-
ren Dameni zusammen um die 
runde Plattform am Fuße des 
Denkmals: Ein hoher Sockel, 
auf dem die Worte „Ehre, 
Treue, Vaterland“ prangen 
und auf dem drei Krieger gen 
Himmel ihre Säbel erheben. 

Jedes Jahr hält der CC an 
diesem Ort ein Totengeden-
ken ab, bei dem der toten 
Bundesbrüder, die im Ers-
ten und Zweiten Weltkrieg 
als Soldaten gestorben sind, 
gedacht wird. In der beglei-
tenden Rede wird das deut-
sche Soldatentum durch per-
sönliche Kriegserzählungen 
und starke Emotionalisie-
rung gloriiziert. Der deut-
sche Soldat wird zum Helden 
und zum Mythos. Durch die 
stark personalisierte Rheto-
rik verschwinden vermeint-
lich die Taten und die damit 

verbundene  Verantwortung, die an jedem 
deutschen Soldaten haftet. Eine Veranstal-
tung, die deutsches Soldatentum im drit-
ten Reich thematisiert, ohne auch auf die 

EXKURS: Der Coburger Convent (CC) ist die Dachorganisation von 96 
Landsmannschaften und Turnerschaften an 45 Hochschulen/Universitäten 
in Deutschland und Österreich. Alle Verbindungen im CC sind farbentra-
gend und plichtschlagend. Die Deutsche Landsmannschaft gründete sich 
1868 und der Verband der Turnerschaften an Deutschen Hochschulen grün-
dete sich 1872. Während des Ersten Weltkrieges und besonders während 
der Weimarer Republik war der CC Teil einer konservativ-nationalistischen 
und rückwärtsgewandten Strömung. Schon 1933 bekannten sich die Lands-
mannschaften zum „Führerprinzip“, drei Jahre  bevor die Verbandsstruktur 
aufgelöst wurde und die Verbindungen in den Nationalsozialistischen Stu-
dentenbund  einlossen. Nach der Befreiung vom Nationalsozialismus waren 
die Verbindungen des CCs wegen ihrer rechten Gesinnung verboten. 1951 
gründete sich der Verband in Coburg als CC wieder und hält seitdem jedes 
Jahr am Pingstwochenende einen sechstägigen Convent ab. Dieser beinhal-
tet Vorträge, Feststunden, Kneipen, Sportwettbewerbe, einen Tanzball und 
einen Fackelmarsch mit anschließender Rede und Deutschlandlied. Einen 
weiteren Höhepunkt stellt ein Totengedenken an dem CC-Ehrendenkmal 
dar. Der Wahlspruch des CC ist: „Ehre - Treue - Vaterland - Freundschaft“1

Der Pingstkongress wird seit den 80ern von antifaschistischem und fe-
ministischem Widerstand begleitet. Die politische Arbeit gegen den CC wird 
von Polizei, Verfassungsschutz, Lokalpolitik und von dem Coburger Tages-
blatt „Neue Presse“ durchweg kriminalisiert und Aktivist_innen erfahren 
massive Repression. 



21

ANTIFASCHISTISCHE AUSGABE

Opferii von Faschismus und Holocaust ein-
zugehen, ist eindeutig ideologisch geprägt. 
Dahinter steht eine Täter_innen-Opfer-
Umkehr und ein verinnerlichtes reaktionä-
res Geschichtsbild. Der CC zeichnet ein Bild 
des NS, in dem eine Grenze zwischen den 
deutschen Gräueltaten und den Soldaten der 
Wehrmacht gezogen wird: Die deutschen 
Soldaten als „wahre Opfer“ des National-
sozialismus. Diese abstruse und menschen-
verachtende Konstruktion wird durch Het-
ze gegen die Befreiungsmächte, besonders 
gegen die Rote Armee, untermauert. Die 
Rede des Bundesbruders Prof. Dr. med. Die-
ter Wiebecke am CC-Ehrenmal im Jahre 
1993 fasst diese Position in einem anschau-
lichen Vergleich zwischen den Soldaten der 
Wehrmacht und den 300 Kämpfern Spartas, 
die sich einem übermächtigen Heer entge-
genstellten, zusammen. Obwohl diese Rede 
zwanzig Jahre alt ist, ist sie leider im Bezug 
auf den Coburger Convent nicht veraltet. Die 
Sprache der CC-Redner mag sich verändert 
haben, doch ihre Positionen nicht: 

 „Wanderer, kommst du nach Sparta - wer von 
uns dächte bei diesen Worten nicht zugleich auch 
an zahllose Ereignisse des letzten Krieges, allen 
voran an das ehemalige Stalingrad und unsere 
6. Armee, deren Schicksal sich dort vor nunmehr 
50 Jahren und vier Monaten vollendete. Auch sie 
befand sich zuletzt in einer völlig ausweglosen 
Situation, trotzdem hielten ihre tapferen Kämp-

fer aus, trotz unvorstellbarer Entbehrungen, 
quälenden Hungers und schneidender Kälte. 
Erst als die letzte Munition verschossen war und 
ihre erstarrten Glieder die Wafen nicht mehr 
bedienen konnten, stellten die letzten Überle-
benden den Kampf ein. Durch ihren Opfergang 
hatte die 6. Armee eine ganze Heeresgruppe, 
wahrscheinlich sogar den gesamten Südlü-
gel der Ostfront, vor einem gleichen Verhängnis 
bewahrt. Das Inferno von Stalingrad sollte erst 
den Beginn eines beispiellosen Opferganges von 
Millionen deutscher Soldaten bezeichnen, und 
so weiß die Geschichte des 2. Weltkrieges noch 
von zahllosen weiteren Ereignissen zu berich-
ten, die jenen vom Thermopylenpasse durch-
aus vergleichbar wären, deren Kunde indessen 
im Strudel des allgemeinen Zusammenbruches, 
weitgehend ungehört verhallte. [...] Die späte-
re Erkenntnis, daß sie von einer gewissenlosen 
Führung mißbraucht worden waren, und daß in 
ihrem Rücken ruchlose Verbrechen geschahen, 
vermag den ethischen Wert ihrer beispiellosen 
Hingabe und Opferbereitschaft wohl schwerlich 
zu vermindern. Zu dieser naheliegenden Ein-
sicht vermochten sich Politiker und Pädagogen 
der Nachkriegszeit oftmals nicht durchzuringen. 
Nicht wenige verstiegen sich sogar zu dem per-
versen Postulat nach der Umkehr aller Werte. An 
die Stelle von Opfersinn, Treue, Plichtbewußt-
sein setzten sie Maximen, wie zivilen Ungehor-
sam, Verweigerung, Selbstverwirklichung und 
rücksichtsloses Anspruchsdenken.“2

Täter_innen-Opfer-Umkehr: Burschis mit Familien und Bürgis beim Heldengedenken in Coburg
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Bei diesem grotesken Schauspiel sind 
Presse und Öfentlichkeit nicht oiziell aus-
geschlossen. In der Realität äußert sich das 
Unwohlsein des Coburger Convents mit ei-
ner kritischen Öfentlichkeit sehr deut-
lich: Der Presse wird nur missbilligend oder 
gar nicht gewährt, die Zeremonie zu doku-
mentieren und Schaulustige/Kritiker_innen 
werden von CC-Sicherheitsbeauftragten 
mit Unterstützung des bayrischen Unter-
stützungskommandos (USK) geilmt/abge-
schirmt/observiert.

Deutschiii-sein im Coburger Convent

Um das Geschichtsbild des Coburger Con-
vents wirklich fassen zu können, muss das 
Verhältnis  des Coburger Convents zum 
Deutsch-sein einbezogen werden. Die Zu-
schreibung des Deutsch-seins bezieht sich 
dabei nicht auf die Personen, die sich selber 
als deutsch positionieren, in Deutschland 
seit Jahren/Generationen leben oder einfach 
auf die deutsche Staatsbürgerschaft, son-
dern auf die Einheit des „deutschen Volkes“. 
Die Akademische Landsmannschaft Tyrol zu 
Innsbruck beschreibt dieses auf ihrer In-
ternetseite unter der Überschrift: „VATER-
LAND – Oder schämst du dich deiner Her-
kunft?“ wie folgt: 

„Unser Patriotismus orientiert sich nicht an 
einem Staatswesen, sondern am Wesen des 
deutschen Kulturerbes, von dem wir geprägt 
sind. Unser Bekenntnis zum Vaterland verplich-
tet uns, für das Recht und die Freiheit des deut-
schen Kulturvolkes einzutreten, wobei unter Va-
terland die deutsche Kulturgemeinschaft, nicht 
das Staatsgebiet, und unter Kulturvolk die Ge-
meinschaft der Deutschen, nicht die Staatsbür-
gergesamtheit verstanden wird.“3

Hier wird eine lange deutsche Tradition der 
rassistischen Auslese aufgegrifen, die den 
Volksbegrif formt. Hinter dem Begrif des 
Kulturvolkes steht die historische Ideologie 
der Kulturmission, die auch schon die his-
torische Legitimation der Nazis für die „An-
nektion“ von Österreich war. In dieser Ideo-
logie war das Gebiet des heutigen Österreich 
erst dann durch Kultur belebt, nachdem sich 
„deutsche Stämme“ dort niedergelassen 
haben. Somit wäre dieses Gebiet ein primär 
deutsches, auf das ein deutscher Anspruch 
bestehe. Deswegen sind die Verbindun-
gen aus Österreich natürlich auch deutsch 
und bekennen sich zum Deutschtum. Die-
ser kulturmissionarische Gedanke ist nicht 
nur eine Teilbegründung für den Überfall der 
Wehrmacht auf Polen, sondern auch für For-
derungen von Vertriebenenverbänden und 
auch bestimmend für das Verhältnis des Co-
burger Convents zur DDR. Da in dieser his-
torischen Ideologie das Ideal darin besteht, 
dass der Lebensraum des „deutschen Vol-

kes“ und der des Herrschaftsgebietes iden-
tisch sein sollen, war die Teilung nach 1945 
die größte Demütigung für das deutsche 
Selbstverständnis. Daraus resultiert, dass 
der CC  die DDR (und die Rote Armee) als ab-
solutes Feindbild setzt. So wird in der dies-
jährigen Rede am CC-Ehrenmal beschrie-
ben, wie durch die Wiedervereinigung das 
„deutsche Volk“ gerettet wurde: „Für wie 
viele bedeutete dies Folter und Tod, bis dann 
das Wunder vom November 1989 geschah! 
Dieser Ort hier, er liegt im Herzen unseres 
wiedervereinten Vaterlandes. Auch im Her-
zen Europas, in einem Bereich geprägt vom 
Gedankengut unserer christlich-abendlän-
dischen Kultur.“4

Die populäre Erinnerungskultur der BRD 
zu Mauerfall und Wiedervereinigung und die 
damit verbundenen Festlichkeiten sind sehr 
ähnlich ausgerichtet. Hierbei sollten die Be-
trofenen des  DDR-Regimes nicht margi-
nalisiert werden, aber deinitiv auch nicht 
instrumentalisiert werden, um deutsche 
Einheit und Stärke zu feiern. Hinter der Er-
innerungskultur an repressive Strukturen 
der DDR steht zu oft ein völkischer Einheits-
gedanke und das Verschleiern der repressi-
ven Strukturen in der BRD. Das Feindbild der 
DDR wird vom Coburger Convent benutzt, 
um die Herrschaftsverhältnisse der BRD zu 
legitimieren und um das Ideal der „völki-
schen Einheit“ zu reproduzieren. 

Die Grenzen der BRD nach 1990 sind aber 
scheinbar nicht die Staatsgrenzen, die eine 
völkische Einheit ausreichend wiederher-
stellen würden. So plegen einige Verbin-
dungen Kontakt zu Vertriebenenverbänden 
und beziehen sich auf Gebiete in Tschechi-
en und Polen als deutsche Kulturräume. Zum 
Beispiel die Alte Prager Landsmannschaft 
Böhmerwald zu Linz, die sich  dem  sude-
tendeutschen Brauchtum verplichtet fühlt. 
Als „heimatbewusste Korporation“ misst  
sie der Nationalität eines potenziellen Mit-
gliedes eine hohe Bedeutung bei, denn die-
se „ist für [sie...] keine Frage der bloßen 
Staatsangehörigkeit, sondern erstreckt sich 
auf den gesamten, über Jahrhunderte ge-
wachsenen deutschen Sprach- und Kultur-
raum unabhängig von staatlichen Grenzen.“ 
Die Oder-Neiße-Grenze ist somit keine an-
zuerkennende Grenze im deutschen Selbst-
verständnis. Der Sog weiter nach Osten be-
schäftigt einige Verbindungen des Coburger 
Convents. So auch die L. Teutonia Würzburg, 
die eine Reise  nach „Ostpreußen“ unter-
nimmt, so dass sich „[m]it Hilfe der Ost-
preußischen Landsmannschaften verblie-
bene Deutsche wieder zusammen[inden]“. 
Für weitere Impressionen kann ein ausführ-
licher Reisebericht in den CC-Blättern nach-
gelesen werden. 5
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Ofensichtliche Nazipropaganda

Die Verlechtungen von Studentenver-
bindungen zur organisierten Rechten dür-
fen an dieser Stelle nicht gänzlich uner-
wähnt bleiben, würden den Rahmen dieses 
Beitrages aber sprengen. Für weitere Infor-
mation ist der Vortrag von Jörg Kronauer zu 
empfehlen, den es als Mp3 online zu hören 
gibt. Die Landsmannschaft L! Kärnten sticht 
durch ihre ausgesprochen rassistischen und 
rechtsradikalen Ausfälle aus dem reaktionä-
ren Sumpf der Verbindungen heraus. Diese 
Verbindung ist keine der Landsmannschaf-
ten, die sich unter dem Dachverband Cobur-
ger Convent organisieren. Trotzdem wird 
diese völkische Verbindung von den öster-
reichischen Verbindungen im CC verlinkt. 
Auch sonst scheint ein ideologischer Aus-
tausch und Konsens zwischen der L! Kärnten 
und einigen CC-Verbindungen zu bestehen. 
Erwähnt seien hier nur wieder einmal die 
Onlineaktivitäten der Akademischen Lands-
mannschaft der Salzburger zu Salzburg, die 
auf ihrer Facebookseite mehrere Bilder der 
L! Kärnten „liken“, die sich dem Vorwurf der 
nostalgischen Neonazipropaganda schwer 
entziehen können. Sowohl die Ästhetik der 
Bilder sowie Aufschriften wie „Deutschland, 
Deutschland über Alles“ oder „Mein Opa 
war Soldat - kein Verbrecher!“6 lassen we-

nig Spielraum für andere Interpretationen 
zu. Der Coburger Convent ist tief eingebet-
tet in ein Gelecht von deutscher Schuldver-
drängung, deutscher Dominanz, Selbstüber-
höhung und auch in die Konsequenzen, die 
daraus entstehen. Die Aufrechterhaltung der 
politischen Neutralität ist nur durch einen 
gesellschaftlichen Konsens zu erklären, der 
den Coburger Convent mit allen seinen Wer-
ten und Aktivitäten duldet. Eine Interventi-
on in solche reaktionären Strömungen kann 
nur durch eine Politisierung geschehen. Dies 
betonen die CC-Kritiker_innen schon seit 
langem und Aktivist_innen stellen in einem 
Redebeitrag zum diesjährigen Pingstkon-
gress klar: „Der Coburger Convent ist eine 
politische Vereinigung und muss somit po-
litisch und organisiert angegrifen werden.“

Der Coburger Convent als Teil des 
Patriarchalen Ganzen

Der CC, als reiner Männerbund, ist Teil 
des patriarchalen Systems. Die Landsmann-
schaften und Turnerschaften des Verbandes 
festigen Männlichkeit als Ideal der Gesell-
schaft und schließen Frauen*iv von Mitbe-
stimmung aus. Das geht einher mit einem 
antiquierten Geschlechterrollenverständnis 
und der Selbstverortung der Verbindungs-
brüder als  Elite der Gesellschaft. Eine Pra-

Na wo sind sie denn? Die so oft beschworene Gleichberechtigung von Frauen* lässt in studentischen Verbindungen zu wünschen übrig.
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xis, die verstärkt ins Blickfeld emanzipato-
rischer Kritik gehört. Dabei wird es auf eine 
Kombination feministischer und antifa-
schistischer Intervention ankommen.

„Ich i nds eigentlich ganz gut, wenn man 
hier unter Männern ist. Weil man vielleicht un-
ter Männern Dinge tun kann, die man in ande-
rer Gesellschaft nicht tut. Und das ist in Ordnung 
so.“7

So begründet Julian, Mitglied der Lands-
mannschaft Preußen Berlin, das männer-
bündische Prinzip seines Bundes. Dabei sitzt 
er umgeben von anderen Männern*. Vor ih-
nen stehen mehrere Bierl aschen. Der Ver-
bindungsbruder neben Julian kann sich ein 
Grinsen nicht verkneifen, während dieser 
über die Vorzüge des Unter-sich-Seins re-
feriert. Die Korporierten der ebenfalls im CC 
organisierten Turnerschaft Berlin verkün-
den online, sie möchten sich gern, wie Frau-
en auch, die „Rückzugsmöglichkeit, in eine 
‚gleichgeschlechtliche Enklave‘“8 bewah-
ren. Hier wird der Eindruck erweckt, Männ-
lichkeit sei in dieser Gesellschaft nicht etwa 
die vorherrschende Norm, sondern bedür-
fe eigener Schutzräume. Damit werden pa-
triarchale Machtstrukturen bewusst ver-
schwiegen. Die L! Preußen Berlin [Anm. d. 
Red: Das „L!“ steht für „Landsmannschaft“] 

sowie die Turnerschaft sind nur zwei von 
fünf CC-Verbindungen vor Ort.  Äußerun-
gen wie die zitierten sind aus dem Korpo-
riertenspektrum immer wieder zu hören. 
Beliebt ist auch der Verweis darauf, dass es 
im Fußball schließlich auch Männer*- und  
Frauen*mannschaften gibt. Außerdem sei 
der Ausschluss von Frauen* in der Verbin-
dungstradition begründet, denn in der Zeit, 
in der das Verbindungsstudententum ent-
stand, wurde diesen der Zugang zu Universi-
täten und Hochschulen verwehrt. Dass man 
auch knapp zweihundert Jahre später an die-
sem Ausschluss innerhalb der akademischen 
Verbindungen festhält,  möchte man im CC 
jedoch nicht politisch und schon gar nicht 
als frauenfeindlich verstanden wissen. Ge-
nerell beruft sich der CC immer wieder da-
rauf, als Verband unpolitisch zu sein. Politik 
überlässt man vermeintlich den Burschen-
schaften, von denen man sich seit einigen 
Jahren immer wieder vehement versucht 
abzugrenzen. Doch regelmäßig äußert sich 
der Verband zur deutschen Geschichte, der 
Wirtschaftspolitik des Landes und bezieht 
klar antifeministische Positionen. Glaubhaft 
ist  das Prädikat „unpolitisch“ daher nicht 
und dient lediglich dem Schutz vor Kritik.

24
Sich den Burschis entgegenstellen: Kreative feministische Proteste gegen den Coburger Convent 2013
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Is this a mens‘-world?

Wie die Deutsche Burschenschaft (DB) 
ist der Coburger Convent ein  Männerbund. 
Propagiert wird das Bild einer soldatischen 
Männlichkeit, welches sich durch Opferbe-
reitschaft und Stärke auszeichnet. Beides Ei-
genschaften, die  Frauen* nicht zugestanden  
werden. Diese sieht man in der Rolle der Re-
produktion oder aber als begleitende Dame* 
auf Veranstaltungen. Sie werden mitgenom-
men um ihren männlichen Gegenpart zu 
komplettieren, so zumindest die heteronor-
mative Logik.

 „[U]nsere Freundinnen und Ehefrauen 
[gehören] ganz selbstverständlich zu unse-
rer ‚großen Familie‘ dazu.“9  Von inneren 
Vorgängen in den Verbindungen, Diskussio-
nen, Kneipen und dem Fechten sind sie aus-
geschlossen. Wenn es jedoch darum geht, 
ein familienfreundliches Image zu vermit-
teln oder für Fotos zu posieren, sind Frauen* 
erwünscht. Dies geht einher mit der Konst-
ruktion von Weiblichkeit als dem „schönen 
Geschlecht“, welches jedoch gleicherma-
ßen schutzbedürftig und schwach sei.  In der 
Veranstaltungspraxis des CC wird der männ-
liche Anspruch auf Verfügung über Frauen* 
deutlich. Diese werden wie Anhängsel mit-
genommen, wenn es den Männern* gera-
de passt und vorher deren Anwesenheit er-
laubt wurde. Die Anwesenheit von Frauen* 
wird so zu etwas regulierbarem, das männ-
licher Kontrolle unterliegt. Selbstbestimm-
tes  weibliches* Handeln ist innerhalb die-
ser Strukturen nicht vorgesehen. Menschen, 
die der binären Logik von männlich/weiblich 
nicht entsprechen, kommen in der Vorstel-
lung gar nicht erst vor. 

Weitere Beweise für die Frauenverach-
tung des CCs i nden sich erneut in Berlin bei 
der L! Brandenburg Berlin. Diese lud am 2. 
Juni 2013, dem International Sex Workers‘ 
Day, einem inoi  ziellem Gedenktag, der 
seit 1976 begangen wird, um auf die Kämp-
fe von Sexarbeiter_innen gegen Kriminali-
sierung und Ausgrenzung aufmerksam zu 
machen,   zum „Welthurentags-Grillen“ auf 
ihr Verbindungshaus. Unterschrieben war 
die Veranstaltung mit: „[V]eranstalten wir 
ein revolutionäres Protest-Pokulieren wider 
die sexuelle Ausbeutung der Frau.“10 [Anm. 
d. Red.„pokulieren“: Laut Duden veralte-
tes Verb für „zechen, stark trinken“]. Die-
se frauenfeindliche Dreistigkeit stellt eine 
Aneignung dar, in der die Kämpfe von Sex-
arbeiter_innen für Selbstbestimmung und 
bessere Arbeits- und Lebensbedingungen 
ausgeblendet werden und Sexarbeiter_innen 
zum viktimisierten Objekt werden. Im glei-
chen Zug wird die sexuelle Ausbeutung von 
Frauen* zu einem Witz erklärt und damit all 

jene Frauen* und Mädchen*, die Betrof e-
ne von sexualisierten Zwängen und Gewalt 
waren und sind, verhöhnt. Die männlich-
sexistische Ignoranz in der L! Brandenburg 
Berlin scheint grenzenlos. Sich als selbst-
ernannte männerbündische Elite zu besau-
fen, Hack zu grillen und sich of ensiv über 
die Selbstbestimmung von Frauen* lus-
tig zu machen und dies dann als revolutio-
när zu betiteln, zeugt davon. Illustriert wird 
die Veranstaltung  mit einem Bild von zwei 
leicht bekleideten,  sich küssenden Frauen*, 
neben denen ein betrunkener Mann* sitzt 
und diese anstarrt. Lesbische Liebe wird hier 
dazu degradiert, männliche Sex-Phantasien 
zu bedienen.

Kritik an der männerbündischen Struk-
tur wird vor allem durch Feminist_innen 
und Antifaschist_innen geübt. Die CC-Kri-
tiker_innen formulierten es anlässlich des 
Pi ngstkongresses in Coburg von 2013 so:

„Sich in Männerbünden zu organisieren ist 
ein politisches Statement. Es bedeutet die Ent-
scheidung, Frauen strukturell von gesellschaft-
licher Einl ussnahme auszugrenzen und es ist 
ein Zeugnis von einem patriarchalen Weltbild, 
in dem männliche Dominanz selbstverständ-
lich ist. Dazu gehört auch die Konstruktion ei-
ner machtvollen Männlichkeit. Männlichkeit 
wird durch symbolisches Handeln, wie das Er-
scheinen in Uniformen und das Ausfechten von 
Ehrenduellen, erzeugt. Andere Männlichkeiten 
werden ausgegrenzt und marginalisiert. Dies ist 
ein gewaltvoller Prozess und geht Hand in Hand 
mit Homo- und Transphobie. [...] Es wird im-
mer wieder betont, wie wichtig der Erhalt und 
das Fortführen von Traditionen sei. Dass es sich 
bei diesen um Wertvorstellungen handelt, die 
aus  einer weißen, männlichen und heterose-
xistischen Position und Sichtweise formuliert 
wurden und werden, wird nicht thematisiert. 
Bezüglich des Geschlechterrollenverständnisses 
wird die Ideologie der bürgerlichen Kleinfami-
lie propagiert, in der die Frau eine klar unterge-
ordnete Rolle einnimmt. Es ist die immer wie-
derholende Leier von dem handelnden, aktiven 
Mann als Repräsentanten der Gesellschaft und 
der zurückhaltenden, unterstützenden Frau, de-
ren Aufgabe es ist, dem Mann den Rücken frei-
zuhalten. Der Verbindungsbruder dominiert, er 
spricht, er steht auf Podesten, er repräsentiert, 
er ist handlungsfähig, er erfährt Unterstützung 
von anderen Männern und er manifestiert so 
seine Position in der Gesellschaft. Der Frau weist 
er den Platz am Rand zu. Sie darf sie dann seine 
Männlichkeitperformance beklatschen und le-
gitimiert diese auch damit. Bei der Mitwirkung 
in gesellschaftlichen Prozessen und Dynamiken 
wird sie als Störfaktor empfunden und jegli-
che Ernsthaftigkeit wird Frauen abgesprochen. 
Manche Frauen werden nicht als störend ange-
sehen, sondern werden als Schmuck verwendet. 
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Diese Frauen, die vermeintlich Zugang zu dem 
Männerbünden inden, müssen patriarchalen 
und rassistischen Schönheitsnormen entspre-
chen und sich selbstverständlich adäquat elitär 
verhalten. Dies ist eine einseitige, einschrän-
kende und diskriminierende Darstellung von 
Weiblichkeit! Wir haben die Schnauze voll von 
solchen Traditionen, seien sie Jahrhunderte alt, 
vermeintlich naturgegeben, gerade am Entste-
hen oder einfach nicht hinterfragt! Schneiden 
wir jedem das Wort ab, der solche Dinge in die 
Welt transportiert, ob Burschi oder nicht.“11

Die Existenz von schwulem Begehren in-
nerhalb der Verbindungen wird von Seiten 
des CC zwar nicht per se ausgeschlossen, 
eine Thematisierung indet jedoch nicht 
statt. „Beziehungsdramen“  sollen durch 
den Ausschluss von Frauen* unmöglich 
sein, gleichgeschlechtliche Liebesbeziehun-
gen scheinen ofensichtlich unvorstellbar. 
Bilder etwa von einem schwulen Paar auf ei-
nem Empfang sucht man vergebens. Damit 
werden Identitäten, die sich abseits der He-
teronorm verorten, unsichtbar gemacht und 
marginalsiert. Dem Ideal des opferbereiten, 
starken und der Gemeinschaft dienenden 
Mannes, versucht man sich durch wieder-
kehrende Rituale anzunähern.

Anschaulich beschrieben werden diese 
Praxen in dem 2010 veröfentlichten Auf-
satz  von Karsten Schuldt: Burschenschaf-
ten - Bildungseinrichtungen einer hetero-
normativen, soldatischen Quasi-Elite (Es 
sei darauf hingewiesen, das Schuldt in die-
sem Aufsatz die Begrife Burschenschaft und 
studentische Korporation synonym verwen-
det, da die Unterschiede für das untersuch-
te Thema unerheblich sind). Wichtig für die 
männerbündische Vergemeinschaftung ist 
neben dem übermäßigen Konsum von Al-
kohol, welcher dem Ausreizen der eigenen 
Belastungsgrenze und der Disziplinierung 
des eigenen Körpers dient12, vor allem das 
Fechten mit scharfen Wafen. Besonders of-
fen beschreibt die  Landsmannschaft Bran-
denburg Berlin den Sinn dieses Rituals: „Wir 
sind eine plichtschlagende Verbindung und 
gehen davon aus, dass nur der, der bereit ist, 
für unsere Gemeinschaft im wahrsten Sinne 
des Wortes seinen Kopf mindestens zweimal 
hinzuhalten, bei uns ein Leben lang Mitglied 
sein kann.“13

Die Fixierung auf körperliche Wehrhaftig-
keit liegt dabei ebenfalls im Ideal des solda-
tischen Mannes begründet, denn nur dieser 
kann Heim und Vaterland verteidigen. Da ist 
die bildliche Gestaltung der  Homepage der 
L! Brandenburg nur folgerichtig. Hier wird 
ein muskulöser Oberkörper präsentiert, auf 
dem in Fraktur-Schrift die Worte „Pro Pat-
ria“ tätowiert sind.  Menschen, deren Kör-

per dieser Normierung nicht entsprechen, 
werden abgewertet und ausgeschlossen. Des 
weiteren inden sich auf der Homepage Zita-
te männlicher Filmhelden wie etwa von Ty-
lor Durden, Hauptigur aus Fight Club: „Ich 
will nicht ohne Narben sterben“ oder Vin-
cent Vega (Pulp Fiction): „Blut muss sprit-
zen“.

Selbstrelexion -  Fehlanzeige!

Versuche, das patriarchale System in Fra-
ge zu stellen, sind den Korporierten des CC 
ein Dorn im Auge. Gendermainstreaming 
gilt auch hier als erklärtes Feindbild. Dabei 
bedient man sich   Argumentationsmustern, 
welche vom konservativen bis hin zum ex-
trem rechten Spektrum gleichermaßen ver-
wendet werden. Ein Beispiel dafür indet sich 
auf der Website der  Akademischen Lands-
mannschaft der Salzburger zu Salzburg.14 
Hier wird einen Artikel von Bettina Röhl aus 
der Wirtschaftswoche verlinkt, der die Ein-
führung des generischen Femininums an der 
Universität Leipzig thematisiert. Dort wurde 
vor einiger Zeit in der Grundordnung fest-
gelegt, bei  Berufsbezeichnungen fortan nur 
noch die weibliche Form zu benutzen. Röhl 
hetzt in ihrem Artikel in aggressivem Ton 
gegen gendergerechte Sprache: „Aber nun 
wollen wir ja die Gender-Fanatiker, die ihre 
sowohl den Mann als auch die Frau verach-
tende Ideologie gegen das Grundgesetz[sic!] 
in das deutsche Gesetzesgefüge einbren-
nen wollen, nicht verspotten. Der Spott 
ist männlich und das geht schon mal gar 
nicht.“15 Unterschiede zwischen Mann und 
Frau werden im Text als der „schönste Un-
terschied der Welt“ beschrieben. Fraglich 
was genau an ungleicher Bezahlung, einer 
Unterrepräsentation von Frauen* in politi-
schen Positionen und alltäglicher Diskrimi-
nierung /Abwertung „schön“ bedeuten soll. 
Das Anliegen, Begrife zu verwenden, die  
unterschiedlichen geschlechtlichen Iden-
titäten gerecht werden, oder wie in Leipzig 
Frauen* an der Universität sichtbarer ma-
chen sollen, wird mit politischem Fanatis-
mus gleichgesetzt. Das Vorgehen, sich über 
feministische Strategien lustig zumachen, 
ist alles andere als neu. Wenig überraschend, 
dass Röhl Gendermainstreaming dann auch 
in die von Rechten verhasste Ecke der Poli-
tical-Correctness stellt und damit für nicht 
diskussionswürdig erklärt. Die Tatsache, 
dass die Korporierten solche Artikel „liken“ 
verwundert wenig, sehen sie doch durch fe-
ministische Kritik ihre männlichen Privile-
gien in Gefahr.  Kritik wird auch weiterhin 
nötig sein. Die beschriebenen Beispiele be-
weisen die Unfähigkeit der Burschen, ihre 
privilegierte Rolle innerhalb der Gesellschaft 
kritisch zu hinterfragen. Stattdessen halten 
sie an tradierten Rollenbildern fest, um ei-
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gene Machtstrukturen zu legitimieren.

Die Funktionsweisen männerbündischer 
Vergemeinschaftung nachzuvollziehen ist 
zentral, will man das Selbstbild der Korpo-
rierten verstehen. Das Patriarchat fällt si-
cher nicht mit den Studentischen Verbin-
dungen des CC oder der DB, doch sie sind 
Teil des Ganzen. Die  Burschen sind Nutz-
nießer und Verteidiger sexistischer Praxen, 
die Frauen*, Lesben, Trans*personen und 
Männlichkeiten abseits der vorgegebenen 
Norm ausschließen. Daher muss eine um-
fassende Kritik am Verbindungswesen im-
mer auch eine feministische sein.

Anmerkungen

i Wir reproduzieren hier den Begrif, den die 
Verbindungen für bestimmte weiblich sozialisierte 
Personen verwenden. Ausschließende und dis-
kriminierende Efekte müssen bei diesem Begrif 
mitgedacht werden.

ii Wir benutzen diesen Begrif nicht ohne Un-
sicherheiten, da er Handlungsfähigkeit und Wi-
derständigkeit unsichtbar macht, haben uns aber 
entschieden keinen Euphemismus für die Ermor-
dung von Millionen von Menschen zu verwenden.

iii In diesem Abschnitt wird die Bezeichnung 
„deutsch“ oft in unterschiedlichen Formen auf-
gerufen. Das nervt. Uns war es wichtig die Pro-
blematik in einen konkreten Zusammenhang mit 
den politischen Zusammenhängen in Schland zu 
bringen.

iv Die Markierung mit dem * benutzen wir, um 
deutlich zu machen, dass es sich bei den Bezeich-
nungen Mann* und Frau* um gesellschaftliche 
Konstrukte der Zweigeschlechtlichkeit handelt. 
Wenn kein * an der Bezeichnung Mann und Frau 
steht, liegt dies daran, dass wir uns auf die Be-
zeichnung aus der Sicht des Coburger Convents 
beziehen und diese ist eine eindeutig binäre, in der 
kein Raum für andere Identitäten bleibt. Das feh-
lende * markiert diesen Ausschluss.

Endnoten:

1 http://coburger-convent.de/ueber-den-cc/
unsere-ideale/

2 CC-Blätter 3/1993, Gedenkrede am CC-Eh-
renmal

3 http://www.l-tyrol.at/

4 Gedenrede am CC-Ehrenmal, 2013

5 CC-Blätter 3/2003, Ostpreußen in neun Tagen

6 https://www.facebook.com/pages/Akademi-
sche-Landsmannschaft-der-Salzburger-zu- 

Salzburg-zu-Wien-1884/345121422187946

7 www.youtube.com/watch?v=VH6Fyd6ZmKk

8 http://www.turnerschaft-berlin.de/tberlin/
index.php?option=com_content&view=article&id=
27&Itemid=27#frauen

9 Ebenda

10 http://www.l-brandenburg.de/landsmann-
schaft/aktuell/semesterprogramm/details/93-
Welthurentag.html

11 Feministischer Redebeitrag auf der antifaschi-
stischen Demonstration gegen studentische Ver-
bindungen, Coburg 20.05.13

12 Vgl.: Kartsen Schuldt: Burschenschaften- 
Bildungseinrichtungen einer heteronormativen, 
soldatischen Quasi-Elite, In:  Robert Claus, Esther 
Lehnert, Yves Müller (Hrsg.):Was ein rechter Mann 
ist. Berlin 2010

13 www.l-brandenburg.de/fechten/unsere-sicht/
unsere-sich

14 http://www.salzburgerseite.at/aktuelles 

15 http://www.wiwo.de/politik/deutschland/
bettina-roehl-direkt-der-irrsinn-der-entmaenn-
lichung-unserer-gesellschaft/8469200.html

Lesetipps: 

AStA Uni FFM, Autoritär, Elitär, Reaktionär; Frank-
furt a.M. 2013.  online unter: http://www.falsch-
verbunden.net/wp-content/uploads/2013/05/
autoritaerelitaerreaktionaer-reader.pdf

Internationalismus- und Antifaschismusreferat 
AStA FU: Gute Nacht Burschenpracht!, Berlin 2012. 

Online unter: https://www.astafu.de/sites/default/
iles/GuteNacht.pdf

Kartsen Schuldt:  Burschenschaften- Bildungsein-
richtungen einer heteronormativen, soldatischen 
Quasi-Elite, In:  Robert Claus, Esther Lehnert, Yves 
Müller (Hrsg.):Was ein rechter Mann ist. Berlin 
2010.

Online unter: http://rosalux.de/ileadmin/rls_
uploads/pdfs/Publ-Texte/Texte_68.pdf
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Vertikal:

1 US-Amerikanische Schauspielerin,  
z.B. Leon der Proi: Natalie ...

2  Figur der römischen Mythologie, 
Personiikation der Gerechtigkeit; frag-
würdigerweise verwendet im Wahlspruch 
der Freien Universität Berlin

3 Bezeichnung für Mitglieder von 
Frauenbewegungen zur Erkämpfung des 
Wahlrechts Anfang des 20. Jahrhunderts

4 Begründerin der Performativitäts-
theorie, Theaterwissenschaft: Erika ...

5 ehemals nepalesische Region, von 
Großbritannien annektiert, heute Teil 
Indiens, bekannt durch gleichnamige Tee-
sorte

6 Westafrikanisches historisches König-
reich auf dem Gebiet des heutigen Benin

7 Herrschaftsform, in der Mehrheiten 
mittels Abstimmung über Minderheiten 
bestimmen

8 US-Animationsserie über drei kleine 
Superheldinnen

9 Überbegrif für Versuche, Geschichts-
bilder zu verdrehen, z.B. Leugnung der 
Shoa

10 Abkürzung: Fachschaftsinitiative

11 Inselstaat im Mittelmeer, in den viele 
Gelüchtete aus anderen europäischen 
Ländern aufgrund des Dublin II-Abkom-
mens abgeschoben werden

12 Feministische Subkultur, deren Ur-
sprünge in der US-Amerikanischen Hard-
core-Punk-Szene liegen,  
z.B. Bikini Kill

13 Deutsche marxistische Aktivistin, 
1857-1933: Clara ...

Linke Spiesser
Antifa heißt Nachdenken.  

Viel Spaß beim Rätselraten!

Horizontal:

1 Graphic Novel der iranischen Autorin 
Marjane Satrapi

2 Linker Veranstaltungskalender

3 Nach Selbstaussage unpolitisches FU-
“Campusmagazin“

4 Präsidentin von Costa Rica: Laura ...

5 Fiktive Sprache in George Orwells 1984

6 Ort, an dem warme Mahlzeiten für 
wenig oder kein Geld angeboten werden

7 Regelmäßiges Ärgernis im öfentlichen 
Personennahverkehr

8 Chinesische Schauspielerin, z.B. Tiger 
& Dragon

9 Einzige weibliche Charakterrolle in 
Star Wars 4-6

10 Tante von Harry Potter

11 Griechische Neonazi-Partei mit fa-
schistischer Symbolik & Rhetorik, die 
zunehmend Einluss i. d. bürgerl. Mitte 
gewinnt

12 Einziges Säugetier, das nicht springen 
kann

13 Alljährliches Antifa-Event im Februar

14 Meerenge zw. Spanien & Marokko, 
deren Überfahrt jährlich über 2000 Flücht-
linge das Leben kostet: Straße von ...
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Die Aul ösung gibt‘s am Ende des Hefts!
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Die doppelte 
Unsichtbarkeit
Interview mit Dr. Esther Lehnert vom Forschungsnetzwerk Frauen 

und Rechtsextremismus über Frauen in der rechtsextremen Szene

das Interview führte das Internationalis-
mus- und Antifaschismusreferat des AStA FU

Denkt man an Neonazis, hat man 
schnell ein Bild von gewalttäti-
gen, aggressiven, grölenden Män-

nern vor Augen. Rechtsextremismus wird 
auch heute oft als „männliches“ Phänomen 
wahrgenommen. Die Gender-Blindheit bei 
diesem Thema führt dazu, dass rechtsextre-
me Frauen ungestörter agieren können und 
ihre Taten oft nicht erkannt oder aber ver-
harmlost werden. Auch in der Rechtsextre-
mismusforschung gab es lange diese Leer-
stelle. out of dahlem sprach mit Dr. Esther 
Lehnert, Mitglied des Forschungsnetzwerks 
Frauen und Rechtsextremismus, sowie Mit-
arbeiterin der Fachstelle Gender und Rechts-
extremismus der Amadeu Antonio Stiftung, 
über ihre Arbeit.

Schön, dass du hier bist. Könntest du dich zu 
Beginn kurz vorstellen?

Mein Name ist Esther Lehnert, ich bin pro-
movierte Erziehungswissenschaftlerin und 
seit zehn, fünfzehn Jahren auf dem Gebiet 
der Rechtsextremismusprävention unter-
wegs. In meiner berulichen Biograie gibt es 
zwei große Themen. Das eine ist die Ausei-
nandersetzung mit Antifaschismus bzw. mit 
dem Nationalsozialismus. Das hat etwas mit 
meiner Biographie zu tun. Ich bin in eine Fa-
milie mit Verfolgungsgeschichte hineinge-
boren. Und mein Vater hatte großes Interes-
se daran, uns, den Kindern, die NS-Zeit nahe 
zu bringen.  Wir sind mit Kinderbüchern zum 
Thema aufgewachsen. Es war ganz normal, 
über den Nationalsozialismus zu sprechen. 

Mein zweites großes politisches Themen-
feld war dann der Feminismus und Frauen-
politik. Ich habe mich versetzt mal mit dem 
einen, mal mit dem anderen, mehr ausein-
andergesetzt. Gegen Ende meines Studiums 

habe ich begonnen, beide  Themenfelder 
zusammen zu denken. Nach der Promotion 
begann ich mich mit dem heutigen Rechts-
extremismus zu beschäftigen. Hier habe ich 
in verschiedenen Projekten gearbeitet und 
schnell gemerkt, dass es sehr große blinde 
Flecken gibt. Einerseits grundsätzlich was 
die Beteiligung von Frauen angeht, darüber 
hinaus gab es aber auch eine absolute Gen-
der-Blindheit. Männlichkeiten und Rechts-
extremismus stellt auch heute weiterhin 
eine absolute Leerstelle dar. Damals habe 
ich viel zu Männlichkeiten und Rechtsextre-
mismus geforscht, mich parrallel auch dem 
Forschungsnetzwerk Frauen und Rechtsex-
tremismus angeschlossen, wo ich bis heute 
Mitglied bin.  Nach jahrelanger Arbeit für die 
Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus 
in Berlin, bin ich nun vermehrt im Bereich 
Gender- und Rechtsextremismus aktiv. 
Derzeit  bin ich Mitarbeiterin der Fachstelle 
Gender- und Rechtsextremismus der Ama-
deu Antonio Stiftung.

Du warst 2000 zur Gründung des Netzwerks 
Frauen und Rechtsextremismus noch nicht da-
bei, könntest du eventuell trotzdem etwas zur 
damaligen Situation sagen?

Das Netzwerk hat sich damals  gegründet, 
weil es  in dem Feld ganz wenig Forschung, 
zu wenig Beobachtung und ganz wenig Ana-
lyse gegeben hat. Mitte der 90er Jahre ing 
das an, dass Wissenschaftlerinnen sich da-
mit auseinandergesetzt haben, was  Frauen  
eigentlich im Rechtsextremismus machen. 
Damals war die Wahrnehmung die, dass man 
da kontinuierlich dran bleiben muss, damit 
eine dauerhafte Expertise gebildet werden 
kann. Das Forschungsnetzwerk Frauen und 
Rechtsextremismus setzt sich zusammen 
aus Wissenschaftlerinnen, Journalistinnen 
und Pädagoginnen. Wir sind ein ehrenamt-
licher Zusammenschluss. Wir sind nicht i-
nanziert, unsere Arbeit läuft nebenher zu 
unseren sonstigen Jobs. Wir sammeln Be-
obachtungen und teilen uns diese mit und 
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erörtern fachspeziische Fragen. Wir hal-
ten Vorträge und publizieren zum Thema. 
Zweimal jährlich trefen wir uns an Wo-
chenenden zum Austausch und zur weite-
ren Planung. Darüber hinaus haben wir im-
mer wieder Forschungsanträge zum Thema 
gestellt, welche bis jetzt jedoch immer ab-
gelehnt wurden. Unsere Wahrnehmung ist 
nach wie vor, dass das Thema Gender und 
Rechtsextremismus nicht wirklich förderre-
levant erscheint.

Könnte sich an der Lage etwas aufgrund der 
Debatte um den „NSU“ ändern?

Das Thema Gender und Rechtsextremis-
mus hat Konjunkturen. Ich befürchte, dass 
das gerade auch eine Konjunktur darstellt. 
Wir bekamen viele Reaktionen auf unseren 
ersten ofenen Brief, welchen wir recht bald 
nach Bekanntwerden des „NSU“ veröfent-
lichten.1 Damals waren wir fassungslos und 
dachten: „Was müssen Frauen noch tun, um 
in diesem Bereich ernst genommen zu wer-
den?“ Das ist ja nicht mehr zu toppen.  Un-
sere Wahrnehmung ist durchaus, dass wir 
als das relevant kontinuierlich arbeiten-
des Netzwerk zu dem Thema wahrgenom-
men werden. Deutlich ist, dass wir seit der 

Selbstenttarnung des „NSU“ im November 
2011 mehr Anfragen haben. Aber ob sich das 
wirklich in Forschung und einem instituti-
onellen Kontext niederschlägt, wage ich zu 
bezweifeln. Ich habe natürlich die Hofnung, 
dass es passiert.  

Haben sich innerhalb der Zeit eures Bestehens 
bei euch Veränderungen in der Fragestellung er-
geben?

Immer wieder gibt es Erstauen, dass auch 
Frauen Neonazis sein können. Das ist aber 
auch Teil der generellen Auseinanderset-
zung mit Neonazismus. Hier gibt es das weit 
verbreitete Bild, dass es sich um Aliens han-
delt, die nicht Teil unserer Gesellschaft sind. 
Und die Vorstellung, dass diese Aliens weib-
lich sind, ist dann noch mal schwieriger.

Teilweise passiert auf Länderebene et-
was, z.B. ist in Niedersachsen ein neues Pro-
gramm installiert worden, das sich explizit 
mit Frauen auseinandersetzt. Dieses wird 

von der Arbeitsstelle Rechtsextremismus 
und Gewalt umgesetzt, welche uns als Kolle-
ginnen vom Forschungsnetzwerk bzw. auch 
der Fachstelle Gender und Rechtsextremis-
mus immer wieder anfragen. Grundsätz-
lich gibt es schon eine größere Sensibilisie-
rung für das Thema über die Jahre. Trotzdem 
müssen die Basic-Fragen immer wieder ge-
klärt werden. Du hast z.B. einen Vortrag  
über die doppelte Unsichtbarkeit von Frau-
en in der Szene gehalten und betont, dass 
Frauen hier immer noch als „Freundin von“ 
wahrgenommen werden. Da nickt das Publi-
kum und kurz später sitzt du mit eben diesen 
Leuten im Workshop und interessanter Wei-
se sind diese Bilder so wirkmächtig, dass sie 
immer wieder reproduziert werden. „Die ist 
die Freundin von ...“ 

Warum sind gerade in der extremen Rechten 
traditionelle Geschlechterrollenbilder so wich-
tig? Stichwort „Volksgemeinschaft“.

Die Konstruktion einer „Volksgemein-
schaft“ ist einerseits ganz wichtig für die 
Abgrenzung nach außen. Suggeriert wird 
eine permanente Bedrohung durch alles 
Fremde. Was die „Volksgemeinschaft“ im 
Inneren aufrechterhält sind die Geschlech-

terkonstruktionen. Diese sind absolut iden-
titär und durchweg biologistisch. Das Kon-
zept ist stark angelehnt an das Konzept der 
nationalsozialistischen „Volksgemein-
schaft“. In dem Moment, wo dieses Konzept 
in Frage gestellt wird, gerade auch das Iden-
titäre daran, gerät das Konzept ins Wanken. 
Ließe man zu, dass jenseits von Pluralisie-
rung von Weiblichkeitskonzepten, welche 
es in der Szene durchaus gibt,  es auch Über-
schneidungen gäbe, beispielsweise so etwas 
wie Androgynität, wäre das mit den Plich-
ten und der Sinnhaftigkeit gar nicht mehr 
aufrecht zu erhalten. Auch z.B. lesbische Se-
xualität  hat in dieser Ideologie keinen Platz. 
Für das Konzept der Volksgemeinschaft 
braucht es „richtige Männer“ und „wahre 
Frauen“. Hieraus resultiert auch das Feind-
bild Gendermainstreaming. 

Du hast das Buch bereits angesprochen. Wir 
beschäftigen uns ja viel mit Burschenschaften, 
Männlichkeiten und männerbündischer Verge-
meinschaftung. Wie schätzt du die Chancen ei-

„In der Auseinandersetzung mit Neonazismus gibt es das weit 

verbreitete Bild, dass es sich um Aliens handelt, die nicht Teil 

unserer Gesellschaft sind. Und die Vorstellung, dass diese Aliens 

weiblich sind, ist dann noch mal schwieriger.“
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nes Zusammendenkens eurer Arbeit mit dem 
Konzept der kritischen Männlichkeitsforschung 
ein?

Eigentlich ist es ja schade, dass es uns 
überhaupt geben muss. Frauen werden im-
mer wieder als das Andere konstruiert. Das 
machen wir ja in gewisser Weise auch. Wür-
den wir anderseits  nicht tun was wir tun, 
wären rechtsextreme Frauen viel weni-
ger im Blick. Das ist eine ambivalente Situ-
ation. Grundsätzlich sind wir der Ansicht, 

dass Rechtsextremismus nur zu erklären ist, 
wenn man die Interaktion der verschiedenen 
Geschlechter zusammen denkt. Geschlecht 
konstruiert sich ja gerade in der Interaktion 
der unterschiedlichen Geschlechter. In ver-
schiedenen Bereichen arbeiten Kolleginnen 
von uns mit Kollegen der Kritischen Männ-
lichkeitsforschung zusammen - und das ist 
auf alle Fälle eine Bereicherung. 

Wie genau lautet eure Deinition von rechtsex-
trem in Abgrenzung an die Extremismusklausel 

oder auch zu anderen Begrifen wie rechtsradi-
kal?

Wir lehnen die Extremismusklausel – ins-
besondere durch die begrilich angelegte 
Nähe von Rechts- und „Linksextremismus“ 
- ab und sind doch immer mit dem Dilemma 
konfrontiert, dass in dem Begrif Rechtsex-
tremismus, „Extremismus“ vorkommt. Als 
ich angefangen habe in dem Themenfeld zu 
arbeiten, hat noch niemand von Rechtsext-
remismus geredet, weil „es das nicht gab“. 

Das heißt, es war notwendig darauf hinzu-
weisen, dass es das gibt und das dann auch 
so zu benennen. Man muss aber auch dife-
renzieren. Ich würde die Neue Rechte z.B. 
nicht als Neonazis bezeichnen, deswegen 
gebrauche ich ganz oft den Begrif Rechts-
extremismus, weil da beides mitgedacht 
wird. Mir ist es weniger wichtig mich an be-
stimmten Begrifen abzuarbeiten, sondern 
eher Menschen darin zu unterstützen, sen-
sibel zu werden für rechtsextreme, neona-
zistische, antisemitische, rassistische Äu-

©
 A

n
ti

fa
 K

o
o
rd

in
at

io
n
 L

ü
b
ec

k

Die Realität verkennen, können sie gut: Neonazis bei einem Aufmarsch gegen den angeblich drohenden „Volkstod“.

„Wir lehnen die Extremismusklausel – insbesondere durch  

die begrilich angelegte Nähe von Rechts- und  

‚Linksextremismus‘ - ab.“
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ßerungen, das ernst zu nehmen und dagegen 
was zu machen. Wenn ich eine Fortbildung 
gebe, habe ich es meistens nicht mit Leuten 
von der Uni zu tun, sondern z.B. mit Kita-
Erzieher_innen oder Lokalpolitiker_innen. 
Die wollen dann beispielsweise ganz konkret 
wissen „Was können wir gegen Nazis und 
deren Kampagne gegen sogenannte „Kin-
derschänder“ machen?“, und da werde ich 
dann nicht erst über Begrilichkeiten reden. 
Insgesamt verstehe ich, oder verstehen wir, 
unter Rechtsextremismus das Zusammen-
trefen von Ideologien der Ungleichwertig-
keit: Sexismus, Homophobie, Rassismus, 
Antisemitismus, Geschichtsrevisionismus, 
Nationalismus und Verherrlichung des Nati-
onalsozialismus .

Abgesehen von den Begrilichkeiten leh-
nen wir die Klausel auch ab, weil sie die 
wichtige und notwendige antifaschistische 
Arbeit in bestimmten Bereichen erschwert 
und kriminalisiert.

Und zum Schluss:  Was wünschst du dir von 
kritischen Nachwuchswissenschaftler_innen?

Ganz viele spannende Hausarbeiten und 
Abschlussarbeiten, insbesondere auch zu 
bisher noch wenig erforschten Themenfel-
dern wie Männlichkeiten und Rechtsextre-
mismus. Juliane Lang aus unserem Netzwerk 
arbeitet beispielsweise viel damit. 

Danke für das Gespräch!

Endnoten:

1 Der Brief kritisiert die Berichterstattung zu 
Beate Zschäpe und dem „NSU“ kurz nach des-
sen Selbstenttarnung. Online unter: http://www.
frauen-und-rechtsextremismus.de/cms/images/
medienarbeit/ofener-brief-2011-11-15.pdf

Forschungsnetzwerk Frauen und  
Rechtsextremismus

Das antifaschistische Forschungsnetzwerk 
Frauen und Rechtsextremismus besteht seit 
dem Jahr 2000. Der Arbeitsschwerpunkt des 
bundesweiten Zusammenschlusses von Wis-
senschaftlerinnen, Pädagoginnen und Jour-
nalistinnen liegt auf genderspeziischen 
Aspekten im Rechtsextremismus. Die Mitar-
beiterinnen sind im inner-und außerhoch-
schulischen Kontext aktiv. Das Netzwerk leis-
tet Bildungsarbeit und publiziert regelmäßig 
seine Ergebnisse.

Weitere Infos auf: www.frauen-und- 
rechtsextremismus.de 

Fachstelle Gender und Rechtsextremismus

Die Fachstelle Gender und Rechtsextremis-
mus der Amadeu Antonio Stiftung bündelt 
Erfahrungen aus Wissenschaft und Praxis und 
entwickelt geschlechterrelektierende Strate-
gien der Rechtsextremismusprävention. Das 
Phänomen Rechtsextremismus wird noch 
immer häuig als „männlich“ wahrgenommen 
und deshalb geraten rassistische, menschen-
verachtende Handlungen von Frauen oft aus 
dem Blick. Die Fachstelle bietet Beratungen 
und Fortbildungen u.a. für Pädagog_innen 
aus Schulen und Kindertagesstätten, für So-
zialarbeiter_innen und Familienhelfer_in-
nen, sowie für Pädagog_innen, welche in Ju-
gendzentren tätig sind, an.

Weitere Infos unter: www.gender-und- 
rechtsextremismus.de
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Neu-Rechtes Zeitungs-
projekt sucht Bewegung
Die Blaue Narzisse und die Identitären

vom Internationalismus- und  
Antifaschismusreferat des AStA FU

Im Juli 2013 eröfneten die Mitglie-
der der Blauen Narzisse (BN) um Fe-
lix Menzel in Dresden ein sogenanntes 

„Zentrum für Jugend, Identität und Kultur“. 
Es scheint  der Versuch zu sein, der Identitä-
ren Bewegung (IB) in Deutschland von einer 
Facebook-Existenz zu einer real greifbaren 
zu verhelfen und die Gruppierung regional 
zu festigen. Die BN, 2004 als „Schülerzei-
tung“ in Chemnitz gestartet, ist mittlerwei-
le zum festen Bestandteil des rechts-intel-
lektuellen Milieus in Deutschland geworden. 
Auf der Suche nach neuen Ausdrucksformen 
für die eigenen Positionen hat man nun die 
Identitären für sich entdeckt.1 Die Strategie 
der Neu-Rechten, einen rechten Lifesytle 
unter Jugendlichen zu etablieren, welcher 
seinen eigenen Rassismus verschleiert, ist 
dabei alles andere als neu. Vor allem Schü-
ler_innen und Student_innen versucht man 
für die eigene Ideologie zu gewinnen.  Doch 
von vorn:

Die Anfänge  
der Blauen Narzisse

Anfang 2004 erschien die erste Printaus-
gabe der „Ersten Chemnitzweiten Schüler-
zeitung“ Blaue Narzisse.  Bald darauf began-
nen Proteste gegen diese und an manchen 
Gymnasien wurde das Verteilen der Zeitung 
untersagt. Der Grund dafür: Was sich als un-
abhängige Schülerzeitung inszenierte, war 
und ist der Versuch gezielt rechtes Gedan-
kengut an den Schulen zu verbreiten. Da-
bei versuchte man geschickt vermeintlich 
„harmlose“ Texte mit politischen zu kombi-
nieren. Das vertretene Weltbild war für die 
noch sehr junge Leser_innenschaft oft  nicht 
auf den ersten Blick zu erkennen. Durch ein 
gezieltes Verwischen der rassistischen, ho-
mophoben, sowie nationalistischen Positi-

onen versuchte man Einluss auf politisch 
noch nicht vorgebildete Schüler_innen zu 
gewinnen. Im Jahr 2006 widmete die De-
mokratische SchülerInnen- und StudentIn-
neninitiative Chemnitz der Blauen Narzisse 
eine ausgiebige Analyse, in der anhand von 
Rechercheergebnissen und  Textanalysen 
dargestellt wurde, dass das Autorenumfeld 
der BN zu großen Teilen dem extrem rechten 
burschenschaftlichen Milieu angehört und 
die vertretenen Positionen auf einem anti-
demokratischen und reaktionären Weltbild 
gründen, welches Ängste vor Überfremdung 
unter den Leser_innen schüren sollen.2

Ursprung im  
burschenschaftlichen Milieu

Wie die Broschüre nachzeichnet, speiste 
sich das das Autorenumfeld der BN  damals 
vor allem aus Mitgliedern der pennalen Bur-
schenschaft Theodor Körner zu Chemnitz. 
So waren die regelmäßigen Autoren der ers-
ten Printausgaben: Benjamin Jahn Zscho-
cke, Felix Menzel, Sebastian Schermaul, so-
wie Johannes Schüller alle Mitglieder dieser 
Verbindung.  Menzel, heute Chefredakteur, 
war zwischenzeitlich sogar Vorsitzender des 
Dachverbandes der Schülerverbindungen, 
dem Allgemeinen Pennäler Ring. Sebastian 
Schmermaul war hier zeitweise Kassenwart.3 
Die Verbindung aus Chemnitz ist bereits 
mehrfach aufgrund ihrer extrem rechten 
Positionen aufgefallen. So organisierte man 
beispielsweise Wanderungen in „tsche-
chisch besetzte“4 Gebiete. Laut Broschüre 
wurde auf Veranstaltungen das ehemalige 
NPD-Mitglied und der ehemalige Chefredak-
teur der Deutschen Stimme, Jürgen Schwab, 
eingeladen. Dieser schrieb unter anderem 
auch für das Neonaziforum Altermedia, so-
wie für die Zeitschrift Nation und Europa. 
Außerdem sollen sich auf der Gästeliste der 
Verbindung  rechte Größen wie Hans Ulrich 
Kopp, Mitglied der Burschenschaft  Danubia 
München und Autor für verschiedene rechte 
Zeitschriften und  der Alt-68er und ehema-
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lige Lehrbeauftragte am Otto-Suhr-Insititut 
Bernd Rabehl inden lassen. Letzterer ver-
sucht seit seinem öfentlichen Bekenntnis 
zur rechten Szene seinen ehemaligen Weg-
gefährten Rudi Dutschke als national-revo-
lutionär Gesinnten darzustellen. Außerdem 
trat Rabehl häuiger auf Podiumsveranstal-
tungen der NPD auf. Der Personenkreis der 
Autor_innen der BN ist allerdings längst 
nicht auf das burschenschaftliche Milieu be-
schränkt. Man wirbt ganz ofen um Interes-
sierte und stellt die Zeitung gezielt als Ver-
suchsfeld für junge Journalist_innen dar, auf 
dem erste Redaktionserfahrungen gesam-
melt werden können.

Rechte Positionierungen  
gleich zu Beginn

Bereits in der Erstausgabe der Blauen Nar-
zisse fand sich ein Zitat von Leo Schlageter. 
Dieser wurde von den Nazis als der „ers-
te nationalsozialistische Soldat“ gefeiert. 

Auch in der BRD beriefen sich später Neona-
zis auf ihn. Im Jahr 1982 wurden in der Um-
gebung von Stuttgart Drohungen an Firmen 
verschickt, alle ausländischen Arbeitneh-
mer_innen zu entlassen. Unterschrieben 
waren diese Drohbriefe mit „Aktionsgruppe 
Leo Schlageter“.5 Die Verwendung des Zitats 
muss als klares Bekenntnis zur extremen 
Rechten verstanden werden. Die Tatsache, 
dass der Urheber des Zitats in keinster Weise 
historisch eingeordnet wird, ist typisch für 
den Versuch rechte Inhalte zu verschleiern.6

Die Analyse der Demokratischen Schüle-
rInnen- und StudentInneninitiative Chem-
nitz weißt außerdem nach, dass die sich als 

kulturell interessiert und freigeistig geben-
de Zeitung,  immer wieder Bücher und Musik 
rezensiert, die aus der rechten Szene kom-
men, den politischen Hintergrund jedoch 
gern unter den Tisch fallen lässt.

Homosexualität und Emanzipation gilt der 
BN als Feindbild.  Auf ihren Werbepostkarten 
steht geschrieben: „Ganz normal heterose-
xuell. Bildungsabschluss. Glücklich.“ Bild-
lich dargestellt wird dieses Glück durch das 
Bild einer Familie, welche aus Vater, Mut-
ter und zwei Kindern besteht. Verlinkt wird 
unter dem Angebot dann auch gleich ein Ar-
tikel des BN-Stammautors Benjamin Jahn 
Zschocke, in dem sämtliche Ressentiments 
gegen polyamore Lebensweisen und Gen-
der-mainstreaming in einen Topf geworfen 
werden. Hier wird ein Feindbild von Femi-
nist_innen  als verhasste „Emanzen“ aufge-
baut7. Selbst die konservative ehemalige Fa-
milienministerin Ursula von der Leyen geriet 
unlängst in die Kritik der BN, da sie sich an-

geblich zur sehr für die Anerkennung gleich-
geschlechtlicher Paare einsetze. Dadurch 
verletze sie „konservative und christliche 
Werte“8. Die BN bietet nun Aufkleber an, auf 
denen das Gesicht der Ministerin durch ei-
nen Balken verdeckt wird. Darauf steht in 
Großbuchstaben „HOMO-EHE“. Die CDU 
ist der BN schon lang nicht mehr rechts ge-
nug. Berührungsängste mit der NPD hat man 
keine. Chefredakteur Menzel interviewte 
bereits höchst persönlich den NPD-Abge-
ordneten Arne Schimmer, um ihn zur Krise 
der Konservativen zu befragen.9 Menzel be-
treut außerdem die Website Deutsche Opfer 
– Fremde Täter, wo man sich dem Konstrukt 
der Deutschenfeindlichkeit verschrieben hat 

Die CDU ist der BN schon lang nicht mehr rechts genug. Berüh-

rungsängste mit der NPD hat man keine.
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und versucht, dies zu untermauern, in dem 
man Kriminalität ethnisiert und folglich als 
„Ausländergewalt“ bezeichnet.10 Auch diese 
Website ist bei Edition Anatois angegliedert. 
Neben Menzel wird Götz Kubitschek (IfS) als 
Verantwortlicher genannt.

BN als Teil eines Neu-Rechten 
Publikationsnetzwerks

Seit 2006 erscheint die BN nun vor allem 
als Onlineausgabe. Sie ist Teil eines publi-
zistischen Netzwerkes der Neuen Rechten. 
Weitere Teile  sind u.a. die Wochenzeitung 
Junge Freiheit, der neu-rechte Thinktank 
des Instituts für Staatspolitik (IfS) mit Sitz 
in Berlin, sowie das hier verlegte Strategie-
Blatt Sezession. Hinzu kommen verschie-
dene Verlage.  Felix Menzel,  Chefredakteur 
der BN, schreibt mittlerweile für alle der ge-
nannten Zeitungen. Mit Kubitschek vom IfS 
ist er eng vertraut. Ein von ihm verfasstes 
Büchlein erschien im Verlag Anatois, wel-
cher auch die Werke des französischen neu-
rechten Vordenkers Alain de Benoist verlegt. 
2012 traf sich dieses Netzwerk zum Zwi-
schentag, einer selbsternannten Medien-
messe, in Berlin. Vorort waren die bereits 
genannten Publikationen, sowie die Berli-
ner Burschenschaft Gothia, der Allgemei-
ne Pennäler Ring und das IfS, aber auch die 
German Defense League und das verschwö-
rungsideologische Compact-Magazin um 
Jürgen Elsässer, welchem die FU Berlin 2012 
Räumlichkeiten für eine Konferenz vermie-
tete.11 Redebeiträge gab es u.a. von Norbert 
Weidner, damals noch in der Position als 
Schriftleiter der Burschenschaftlichen Blät-
ter. Wenige Monate zuvor hatte dieser die 
Hinrichtung des NS-Widerstandskämpfers 
Bonhoefer als „juristisch gerechtfertigt“ 
bezeichnet und ihn als „Landesverräter“12 
verunglimpft. Bevor Weidner in die Bur-
schen-Uniform wechselte war er u.a. Mit-
glied der Wiking-Jugend und der Freiheitli-
chen Deutschen Arbeiterpartei (FAP). Beide 
Organisationen sind heute aufgrund ihres 
klaren NS-Bezugs verboten. Auch im Okto-
ber 2013 wird  sich die BN nach eigenen An-
gaben wieder am Zwischentag beteiligen.

Rassismus  
als solchen benennen

Wichtig für die richtige Einordnung der 
neu-rechten Ideologie,  für welche die BN 
exemplarisch gelten kann, ist das Verstehen 
des Konzepts des Ethnopluralismus und des 
hier verwendeten Kulturbegrifes. 

Klar biologistisch begründete Rassenkon-
zepte gelten in Deutschland nach der Befrei-
ung vom Faschismus bis in die vermeintliche 
„Mitte der Gesellschaft“ als verpönt. Rassis-

tische Diskriminierung geht derweil in mo-
dernisierter Form weiter. Die Neue Rechte, 
welche genau hier versucht Anknüpfungs-
punkte zu inden, vermeidet ofensichtli-
che Bezüge zur klassischen Rassenideologie. 
Stattdessen bedient man sich neuer Formen 
der Kategorisierung und Abwertung von 
Menschen. Im Ethnopluralismus werden 
Menschen nun nach konstruierten, kultura-
listischen Unterschieden eingeordnet. Der 
Begrif „Rasse“ wird  geschickt durch den 
der „Kultur“ ersetzt. Folgerichtig plädiert 
man für eine Reinhaltung der eigenen Kul-
tur. Wichtiges Stichwort ist das „Europa der 
Vaterländer“. Dadurch wird versucht eine 
gewisse Toleranz vorzutäuschen, da zumin-
dest allen Kulturen eine Existenz zugestan-
den wird, jedoch bitte nur an ihrem jeweils 
angestammten Platz. Migration ist hier un-
erwünscht. 

Im Verständnis der Neu-Rechten ist die 
eigene europäisch-abendländische Kul-
tur besonders schützenswert und ihre He-
gemonie ließe sich anhand der besonderen 
Geschichtsträchtigkeit ihrer Völker ablei-
ten. Dadurch konstruiert man einerseits 
eine so nicht existierende europäische Ho-
mogenität und wertet gleichzeitig alle hier 
nicht eingeschlossenen ab. Was sich früher 
„Herrenrasse“ nannte, wird nun zu „kultu-
reller Hegemonie.“13 Die Abwertung  indet  
auf Grund zugeschriebener Kulturmerkmale 
statt. Der Autor Hannes Bode beschreibt den 
verwendeten Kultur-Begrif wie folgt: „Das 
Speziische ist hierbei, das Kultur nicht zu-
erst mit Sprache, Vergeselleschaftung, Er-
ziehung, Bildung bzw. mit menschlicher 
geistiger Tätigkeit identiiziert, sondern zu 
einer ethnischen Kategorie hypotasiert wird, 
als den Einzelnen qua Abstammung aus ei-
nem Kollektiv zukommendes Erbe“14 Er be-
schreibt außerdem  die „Zwangskollekti-
vierung der Einzelnen“ als „Kernelement“ 
des Rassismus, mit welcher eine Leugnung 
der Universalität des Mensch-Seins einher 
gehe15. Dabei bezieht sich Bode auf die Ar-
beit von Albert Mimmi welcher Rassismus 
als: „[...] die verallgemeinerte und verabso-
lutierte Wertung tatsächlicher oder iktiver 
biologischer Unterschiede zum Nutzen des 
Anklägers und zum Schaden seines Opfers, 
mit der eine Aggression gerechtfertigt wer-
den soll.“16 deiniert.

Blaue Narzisse  
entdeckt die Identitären

In den letzten Monaten ist eine Annähe-
rung der BN an die sogenannte Identitä-
re Bewegung aufällig. Dies scheint logisch, 
betrachtet man die Argumentationsmus-
ter, die hier verwandt werden. Die Identitä-
ren, als vergleichsweise neues Phänomen in 
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Deutschland, gehen zurück auf die Généra-
tion Identitaire aus Frankreich, der Jugend-
organisation des Bloc Identitaire. Unlängst 
erklärte man auf der Videoplattform You-
tube Europa den Krieg. Im Video, das man 
tatsächlich als Kriegserklärung verstanden 
wissen will, wird vor allem die 68er-Gene-
ration und Multikulti als Feindbild genannt, 
eine Argumentionslinie, die sich auch regel-
mäßig in der BN inden lässt. Damit einher-
gehend ist die Ablehnung von sexueller Be-
freiung und Emanzipation. Eine homogene 
europäische Identität wird mit viel Pathos 
heraufbeschworen. Mit dramatischer Mu-
sik hinterlegt, konstruieren die Protagonist_
innen ihre eigene Opferrolle: „Wir erleben 
25% Arbeitslosigkeit, Sozialschuld, Kollaps 
von Multikulti und eine Explosion des gegen 
Weiße gerichteten Rassismus“. Im Video 
heißt es weiter, man wende sich gegen eine 
„erzwungene Rassenmischung“ und droht 
zum Schluss: „Wird werden nicht zurück-
weichen, wir werden nicht nachgeben!“17 18

Als Erkennungszeichen dient der Grup-
pierung der griechische Buchstabe Lamb-
da.  Historisch bezieht man sich auf die Ge-

schichte der 300 Spartaner, die gegen die 
Invasion kämpfen.  Man sieht sich als he-
roische Kämpfer_innen, welche Europa vor 
dem Untergang bewahren wollen. Auch die 
IB verwendet das bereits erwähnte Konzept 
des Ethnopluralismus. Man ist bemüht das 
Wort Rassismus weitestgehend zu meiden.  
Immer wieder liest man den Slogan „100% 
Identität, 0% Rassismus.“ Eine Behauptung 
die allein aufgrund des Videos unglaubwür-
dig ist und sich noch verstärkt, betrachtet 
man, wer sich in Deutschland hinter den 
Identitären verbirgt.  

Die extreme Rechte in Deutschland hat 
das Label IB unlängst als verheißungsvol-
le Neuheit entdeckt, über die versucht wird 
Jugendliche für die eigene Sache zu gewin-
nen. Es haben bereits die unterschiedlichs-
ten Gruppierungen Interesse bekundet, vom 
ofen neonazistisch agierenden Kamerad-
schafts-Spektrum, bis hin zur neu-rechten 
Blauen Narzisse. Diese veröfentlicht seit 
letztem Jahr regelmäßig Artikel zum The-
ma. Im Dezember 2012 erschien bereits eine 
Ausgabe  unter dem Titel „Identitär! Aber 
wie?“. Im Online Shop vertreibt man Lamb-
da-Aufkleber mit der Aufschrift „Identi-
täres Europa“, passend dazu gibt es Pos-
ter für das neu-rechte-Jugendzimmer mit 

der Aufschrift “Europa der Regionen, Euro-
pa der Völker!“. „Hautnah dabei“ berichte-
te der BN- Autor Moritz Schellenberg über 
ein Identitäres Trefen  im Mai 2013 in Ber-
lin und versucht die Gruppierung als  hof-
nungsvolle und konsumkritische Jugend-
bewegung darzustellen. Ein „Zentrum für 
Jugend, Identität und Kultur“ in Dresden zu 
eröfnen, scheint nun der Versuch zu sein, 
der Identitären Bewegung ein feste Infra-
struktur zur Verfügung zu stellen, um Grup-
pentrefen und Schulungen durchzuführen.  
Wie gamma-antifaschistischer Newsly-
er für Leipzig und Umgebung berichtet, ist 
der BN-Autor Johannes Schüller Teil einer 
Identitären Gruppe in Berlin.19 Außerdem sei 
eine Gruppe der Identitären in Münster aus 
der BN-Redaktion herausgegründet wor-
den.20  Die IB scheint schon lang durch die 
Neu-Rechten um Götz Kubitschek vom Ins-
titut für Staatspolitik beobachtet zu werden. 
In einem der gamma-Redaktion vorliegen-
den internen Schreiben des Ifs mit dem Ti-
tel “Projekt Identität – Deutsches Konzept 
zu einer europäischen Bewegung”, wird be-
schrieben,  wie mit der Gruppierung umge-
gangen werden soll und wie diese am besten 

zu nutzen sei. Entstanden ist das Papier kurz 
bevor Kubitschek an einem Kongress der Gé-
nération identitaire  in Orange (Frankreich) 
teilnahm.21 Gamma veröfentlichte Zitate 
Kubitscheks zu den Vorteilen der IB aus dem 
Schriftstück. Hier heißt es u.a.:

„a) die Namenswahl ‚Identitär‘ bzw. ‚Identi-
tät‘ ermöglicht es den Gruppen, zunächst auf die 
Wörter ‚rechts‘ oder ‚National‘ oder ‚konserva-
tiv‘ zu verzichten;

b) die Aktivisten sind kompromißlos und […] 
immer in ganzen Gruppen tätig;

c) die Feinderklärung richtet sich nach au-
ßen (Zuwanderung), vor allem aber nach Innen 
(Staat, verlogene 68er-Generation, Überschul-
dung, Perspektivlosigkeit).“22

Fazit:

Es zeigt sich, wer Burschenschafter aus-
schließlich als anachronistischen Karne-
valsverein belächelt, unterschätzt ihr Po-
tential. Menzel und seine Mitstreiter_innen 
haben den Mief von Verbandszeitungen wie 
den Burschenschaftlichen Blättern hin-
ter sich gelassen. Optisch gibt man sich 
hipp und jugendlich. Die Inhalte bleiben je-

Wer Burschenschafter ausschließlich als anachronistischen  

Karnevalsverein belächelt, unterschätzt ihr Potential.
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doch die gleichen. Das Publikationsprojekt 
Blaue Narzisse hat, aus dem Verbindungs-
milieu stammend, mittlerweile einen fes-
ten Platz in der Zeitungslandschaft der ex-
tremen Rechten gefunden. Man versucht 
immer wieder neue aktivistische Erschei-
nungsformen für sich nutzen, um auch au-
ßerhalb des rechts-intellektuellen Szene-
Sumpfes an Einluss zu gewinnen. Deutlich 
wird dies an den aktuellen Bemühungen, 
sich die Identitäre Bewegung  anzueignen. 
Der Schritt ein eigenes Zentrum in Dresden 
zu eröfnen könnte dafür sorgen, dass sich 
die Identitäre Bewegung und die Blaue Nar-
zisse weiter professionalisieren. Das ist zu-
mindest der eigene Wunsch. Letztere wird 
wohl für das nächste Jahr pausieren, da man 
sich voll und ganz dem neuen Zentrum wid-
met. Danach sind neue Ausgaben geplant. 
Ob die BN ihren Leser_innenkreis aber tat-
sächlich ausweiten kann, bleibt fraglich. Es 
wird in Zukunft weiterhin davon abhängen, 
ihre Standpunkte als das zu entlarven, was 
sie sind: reaktionär und rassistisch. Es gilt 
auch, an den eigenen Fachbereichen die Au-
gen ofen zu halten und rechten Ideologien 
keinen Platz zu bieten. Gerade neu-rechte, 
sich intellektuell gebende Ideolog_innen, 
haben Studierende unlängst zur Zielgruppe 
der eigenen Propaganda erklärt und suchen 
hier nach neuen Leuten. Dabei bauen sie da-
rauf, dass gerade Studierende sich selbst als 
Elite wahrnehmen, denen es auf Grund des 
sozialen Standes zustünde, Macht in der Ge-
sellschaft auszuüben. In Berlin besteht mit 
der Jungen Freiheit, dem Institut für Staats-
politik, verschiedenen Studentischen Ver-
bindungen, wie z.B. Der Burschenschaft Go-
thia, aber auch mit Veranstaltungen wie dem 
Zwischentag, ein Schwerpunkt neu-rechter  
Strukturen und Aktivitäten. Dazu könn-
te bald ein weiteres Zentrum der IB kom-
men. Damit Universitäten nicht zu einem 
Ort werden, an dem das rechts-intellektu-
elle Milieu Nachwuchs rekrutieren kann,  ist 
wichtig, diese Entwicklungen zu kennen, 
um sie egal ob im Seminar, in der Vorlesung, 
auf der Straße oder sonst irgendwo zurück-
weisen zu können.
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Zur Bildungspolitik  
der AfD
Eine Klarstellung

von Andreas Kemper

Die Alternative für Deutschland 
(AfD) ist eine installierte Partei. 
Der Entstehungsprozess kann in 

drei Phasen unterteilt werden. Von 2003 bis 
2009 bildete sich eine neoliberal-konserva-
tive antiparlamentarische Opposition, Netz-
werke von neoliberalen Wirtschaftsprofes-
soren, die wie im Hamburger Appell 2005 
Sozialkürzungen forderten, aber auch eli-
tär-konservative Lobbygruppen, die wie die 
Zivile Koalition die Großgrundbesitze des 
ehemaligen ostelbischen Junkertums zu-
rückforderten. Ab 2009 kam mit Thilo Sar-
razin erstmals eine konservative Oppositi-
on gegen Merkels CDU-FDP-Koalition zum 
Tragen, die dann mit Anti-ESM-Protesten 
fortgeführt wurde. Die Netzwerke verban-

den sich und konnten in einer dritten Pha-
se ab September 2012 schließlich konkrete 
Schritte zu einer Parteigründung einleiten. 
Zunächst wurde mit einem Wahlbündnis zur 
Unterstützung der Freien Wähler eine bun-
desweite Struktur geschafen, um dann nach 
den Niedersachsenwahlen im Februar 2013 
die Partei AfD zu installieren.

Meine Recherchen ergaben, dass die AfD 
sozialselektiv ist. Sie fordert rote Linien in 
der Europa- und in der Einwanderungspoli-
tik; führende Vertreter_innen der AfD ent-
wickeln seit Jahren Konzepte, die im End-
efekt auf eine sozialselektive Demokratie 
hinauslaufen. Auch die  Bildungspolitik der 
Partei  ist von diesen Standpunkten geprägt. 

Wie allgemein bekannt, ist hängen die Bil-
dungschancen in Deutschland stärker von 

der sozialen Herkunft ab als in anderen In-
dustriestaaten. Mit dem gegliederten Schul-
system haben wir noch eine Schulstruktur, 
die aus dem 19. Jahrhundert stammt. Nach 
dem Krieg empfahlen die Alliierten in der 
ZOOK-Kommission, das dreigliedrige Schul-
system durch eine moderne Gemeinschafts-
schule zu ersetzen. Konservative bürger-
liche Kräfte setzten sich für den Erhalt des 
ständischen Schulsystem ein.  2010 verhin-
dete ein von privilegierten Schichten initi-
ierter Volksentscheid eine sechsjähriger Pri-
märschule und sorgte somit für den Erhalt 
der frühen Selektion. Vorher wurde bereits 
der Elternwille als einziges Kriterium für 
die Wahl der Schulform durchgesetzt.  Ge-
nau für diese Mischung aus Familienorien-
tierung und früher Selektion steht die Poli-
tik der AfD. Bis 1918 gab in Deutschland das 
ostelbische Junkertum den Ton an und nach 
dem kurzen demokratischen Zwischenspiel 

der Weimarer Republik wurden klassen- 
und rassenbezogene Erbintelligenzansät-
ze zu einer zentralen Wissenschaftspraxis 
ausgebaut, deren Protagonisten wie Ottmar 
von Verschuer und Karl Valentin Müller bis 
in die späten 1960er Jahre wirkten und zum 
Teil von Gymnasiallehrer_innenverbänden 
protegiert wurden. Vor kurzem wurde das 
biologistische Erbintelligenzparadigma von 
Thilo Sarrazin durch eine Millionenaulage 
seines Buches „Deutschland schaft sich ab“ 
revitalisiert. Interessensverbände, die die 
Rückgabe der unter sowjetischen Einluss 
enteigneten Landgüter des ostelbischen 
Junkertums einforderten, wuchsen im Lau-
fe der Zeit zu mächtigen Kampagnennetz-
werken, die mit ihrer ständisch-konserva-
tiven Ideologie nicht nur den Kurs der AfD 
mitbestimmen, sondern auch maßgeblichen 
Anteil an der Gründung eben dieser hatten. 

Die Bildungschancen in Deutschland hängen stärker von der  

sozialen Herkunft ab als in anderen Industriestaaten



40

OUT OF DAHLEM | NR. 15

Diese quasi-ständische Bildungspolitik wird 
zudem aufrecht erhalten von konservativen 
Lehrer_innenverbänden wie dem Deutschen 
Philologenverband oder dem Deutschen 
Lehrerverband.

Das Wahlprogramm der AfD ist insgesamt 
sehr kurz: Zur Bildungspolitik indet sich nur 
die Aussagen, dass es einheitliche Bildungs-
standards geben solle,  Bildung die Kernauf-
gabe der Familie sei und die Eltern in erster 
Linie für Bildung und Erziehung ihrer Kinder 
zuständig seien. Der Staat habe sie dabei nur 
zu unterstützen. Frühkindliche Bildungsan-
gebote sollten dabei allerdings unabhängig 
vom Familienhintergrund verfügbar sein. In 
ihrem hundertseitigen Argumentationsleit-
faden schicken die Herausgeber_innen dem 

Abschnitt „Bildungspolitik“ ein program-
matisches Zitat des Präsidenten des Deut-
schen Lehrerverbandes, Josef Kraus, voraus:

„Deutschland leidet unter mehreren Wahn-
vorstellungen. Der Egalisierungswahn, die Ideo-
logie nämlich, dass alle Menschen, Strukturen, 
Werte und Inhalte gleich oder gleichgültig sei-
en; dann der Machbarkeitswahn, der Wahn, je-
der könne zu allem begabt werden; drittens der 
Wahn einer Spaß-, Erleichterungs- und Gefäl-
ligkeitspädagogik; viertens ein Quotenwahn, die 
planwirtschaftliche Vermessenheit nämlich, es 
müssten möglichst viele Menschen mit dem Ab-
itur-Zeugnis ausgestattet werden; und schließ-
lich der Beschleunigungswahn, die Vision also, 
man könne in immer weniger Bildungsjahren 
zu besser gebildeten jungen Leuten und zu einer 
gigantisch gesteigerten Abiturientenquote kom-
men.“ (Josef Kraus, zit. n. Pk AfD-BW 2013: 64)

Konkret umgesetzt heißt diese Program-
matik für das hochselektive Schulsystem in 
Deutschland: „Ein hinreichender Bildungs-
standard wurde erreicht, wenn Schüler in 
ihrer jeweiligen Schulform die Fähigkeiten 
und Fertigkeiten erlangen, die sie in ihrem 
nächsten biographischen Stadium benö-
tigen.“ (ebd.: 66) Man beachte die zuwei-
sende und einschränkende Zuweisung: „in 
ihrer jeweiligen Schulform“ und zwar ent-
sprechend ihrem  nächsten entsprechendem 
biographischen Stadium. Kinder frühzeitig 
für ihr ganzes Leben einzusortieren -  was 
die UNESCO in ihrer Studie zu Disadvantages 
in Rich Nations anprangerte -  wird hier von 
der AfD bewusst gefordert. Konkret heißt es:

„Die Alternative für Deutschland steht für ein 
reformiertes mehrgliedriges System, bestehend 

aus Gymnasium, Realschule, Hauptschule/Ge-
meinschaftsschule. Die Alternative für Deutsch-
land wird die Entwicklung der Gemeinschafts-
schule daraufhin beobachten, welche Modelle 
sich bewähren bzw. nicht bewähren. Wesentlich 
ist eine stärkere Durchlässigkeit zwischen den 
Schularten. Über Bildungsgutscheine soll eine 
optimale Allokation der inanziellen Mittel si-
chergestellt werden.“

Durch die  Bildungsgutscheinvergabe 
kommt es zu einer Konkurrenz der Schulen 
untereinander. Auch Privatschulen sollen 
ausgebaut und ebenfalls über Bildungsgut-
scheine der Eltern inanziert werden. Hier-
bei betont die AfD, dass Bildung in der Ei-
genverantwortung der Familie liege und von 
einer „Privatsierung“ der Bildung nicht die 

Rede sein könne, da Bildung immer schon 
„eine intrinsisch private Angelegenheit“ 
sei. (ebd.: 72) Dies wird voraussichtlich zu-
sätzliche sozialselektive Efekte haben. 

In „Problemschulen“ sollte das Vermit-
teln von „Selbstkontrolle“ und „Selbst-
disziplin“ oberste Priorität haben. Die AfD 
vertritt hier die These der generationsüber-
greifenden „Kultur der Armut“ und fordert 
entsprechend Geldstrafen für Eltern: „Be-
züglich Familien, die zum Teil über Genera-
tionen hinweg von Wohlfahrtsstaatsabhän-
gigkeit geprägt sind und die Kinder weder 
durch Vorbilder noch durch elterliches En-
gagement zu Leistung motivieren, ist auch 
über inanzielle Konsequenzen bei unzurei-
chendem elterlichem Engagement nachzu-
denken.“ (ebd.: 71) Der Staat solle nur in-
tervenieren, wenn es in Familien Probleme 
mit der Disziplin der Kinder gäbe. (ebd.: 73) 
– im Klartext: sozialkompensatorische Maß-
nahmen werden als unzulässiger Eingrif in 
die „Subsidiarität und Eigenverantwortung“ 
der Familien ablehnt. Kinderkrippen bis zum 
dritten Lebensjahr sollen in der Regel kos-
tenplichtig sein, da diese keinen Bildungs-
auftrag verfolgten. (ebd.: 74)

Zur Hochschulpolitik schreibt die AfD, 
dass sie die „fortschreitende Akademisie-
rung“ der Gesellschaft, also die relativ zur 
Bevölkerung steigenden Studierendenzah-
len, ablehnt. Die AfD tritt hier also für „Klas-
se statt Masse“ ein und möchte zusätzlich 
den Verwaltungsapparat der Hochschulen 
„verschlanken“. (ebd.: 75) Zusätzliche Fi-
nanzierung könnten die Hochschulen durch 
nachlaufende Studiengebühren erhalten. 
(ebd.:76) Die AfD möchte durch ein entspre-

Kinder frühzeitig für ihr ganzes Leben einzusortieren -  von der 

UNESCO angeprangert,  von der AfD bewusst gefordert
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chendes Wettbewerbssystem zwischen den 
Hochschulen erreichen, dass einige wenige 
Hochschulen auf internationale Spitzenpo-
sitionen vorrücken. (ebd.: 78f.)

Ergänzen möchte ich diese Positionen aus 
der Programmkommission der AfD noch um 
erschreckende Aussagen von führenden Re-
präsentanten der Partei.

So schrieb Konrad Adam, Bundesvorstand 
der AfD, in einem Artikel mit dem Titel „Bil-
dung lässt sich nicht umverteilen“:

„Nachdem das katholische Landarbeitermäd-
chen in seiner Funktion als Menetekel der Schul-
reformer ausgedient hatte, musste ein Nach-
folger her, um die Bewegung in Trab zu halten. 
Der ist auch bald gefunden worden. Die Wahl 
iel auf den Großstadtjugendlichen aus Hartz-
IV-Milieu, männlichen Geschlechts, türkischer 
Herkunft und muslimischen Glaubens [...] Da er 
sich schwertut mit dem Lernen, aber gern zu-
sticht, wenn ihm irgendetwas nicht passt, liegt 
er bei den Schulabschlüssen am unteren, in der 
Kriminalstatistik am oberen Ende der Skala: ein 
ziemlich hofnungsloser Fall, aber gerade so, als 
mehrfach geschädigtes Opfer der Gesellschaft, 
der ideale Zuwendungsempfänger für die deut-
sche, pädagogisch hoch ambitionierte Betreu-
ungsindustrie.“ (Adam 2011)

Es handelt sich hierbei um eine diskrimi-
nierende Pauschalisierung gegenüber „Ar-
beitersöhnen“ mit türkisch-islamischen 
Hintergrund. Es wird suggeriert, sie seien 
bildungsunfähig, „ziemlich hofnungslo-
se“ Fälle, ihnen wird ein Hang zu Gewalt-
verbrechen unterstellt. Zugleich difamiert 
Adam pauschal diejenigen Menschen im Bil-
dungssystem, die nicht seine Meinung der 
„Bildungsunfähigkeit“ teilen. Diese Argu-
mentation fand sich bereits zusammenge-
fasst in einem Spruch, der von der oiziellen 
Facebook-Seite der AfD gepostet wurde und 
der terminologisch aus dem NPD-Umfeld 
kommt: „Klassische Bildung statt Multikul-
ti-Umerziehung“.

Adam ist leider kein Einzelfall. Auch Ro-
land Vaubel vom Wissenschaftlichen Bei-
rat der AfD und in Rheinland-Pfalz ebenfalls 
Kandidat für die Bundestagswahlen spricht 
sich anscheinend pauschal gegen das Stu-
dium von „Bildungsaufsteigern“ aus. So in 
seinem Buchbeitrag Empirie versus Logik in 
der Wirtschaftswissenschaft:

„Dass die Ökonomen die Flucht in die Lo-
gik angetreten haben, hat jedoch einen weite-
ren Grund. Die vertikale Mobilität zwischen den 
sozialen Schichten hat im 20. Jahrhundert stark 
zugenommen, was zweifellos zu begrüßen ist. 
Der Anteil der Professoren und Studenten, die 
aus einfachen Verhältnissen stammen, ist heute 

weitaus größer als im 19. Jahrhundert. Das gilt 
auch für die Ökonomen. Wer in einem bildungs-
fernen Elternhaus aufgewachsen ist, bringt ge-
ringere sprachliche Fertigkeiten mit und ist da-
her im Bereich der verbalen Logik benachteiligt. 
Die mathematische Logik wird dagegen we-
niger durch das Elternhaus als durch die Schu-
le vermittelt. Die Aufsteiger präferieren daher 
die mathematische Logik. Wer heute Volkswirt-
schaftslehre studiert, tut es nicht selten nur des-
halb, weil er oder sie nicht gut Deutsch kann, sich 
aber ein naturwissenschaftliches Studium nicht 
zutraut. Da die Aufsteiger eher ‚linke‘ Positio-
nen vertreten als die Kinder aus bügerlichem El-
ternhaus, würde man bei den Modellökonomen 
eine stärkere Linksorientierung erwarten. Für 
die amerikanischen Pioniere der mathemati-
schen Modellierung (Paul A. Samuelson, Robert 
Solow, Kenneth Arrow) trift dies eindeutig zu. 
Außerdem könnte eine Rolle spielen, dass sich 
der Modelllogiker weniger mit der Welt als mit 
seinem eigenen Gedankengebäude beschäftigt. 
Er nimmt die Welt weniger zur Kenntnis. Bei ei-
nem deutschen Ordoliberalen wird man nur sel-
ten logische Übungen inden.“ 

Hier wird wiederum mit unerträglichen 
und diskriminierenden Pauschalisierungen 
gegen Arbeiter_innenkinder polemisiert. 
Entsprechend forderte das autonome Refe-
rat für studierende Arbeiter_innenkinder im 
AStA der Uni Münster in einem ofenen Brief 
den VWL-Professoren und Landessprecher 
der AfD-NRW um eine Stellungnahme zu 
den diskriminierenden, klassistischen Aus-
sagen seiner Parteikollegen (Fikus-Referat 
2013).
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„Wie schwer sich daran 
zu erinnern“
Die Ausstellung „‚Russenlager‘ und Zwangsarbeit – Bilder und 

Erinnerungen sowjetischer Kriegsgefangener“ zu Gast an der FU

von Fabian Bennewitz

Der AStA FU und die FSI Geschichte 
präsentierten in Kooperation mit 
KONTAKTE-KOHTAKTbI  e.V. die 

Ausstellung „‚Russenlager‘ und Zwangsar-
beit – Bilder und Erinnerungen sowjetischer 
Kriegsgefangener“. Ausstellungsort war 
das Foyer vor dem Hörsaal 1a. Die Ausstel-
lung und das begleitende Rahmenprogramm 
sollten entgegen der vorherrschenden deut-
schen Erinnerungskultur an das Schicksal 
der Kriegsgefangenen erinnern und dazu 
beitragen, den „vergessenen Opfern“ des 
Nationalsozialismus Gesicht und Stimme 
zurückzugeben.

„Nicht arbeitende Kriegsgefangene ha-
ben zu verhungern“, erklärte Eduard Wag-
ner, Quartiermeister im Oberkommando des 
deutschen Heeres, im November 1941 den 
Generälen an der Ostfront. Diese zynische 
Anweisung bildete die Grundlage für eines 
der größten Kriegsverbrechen der Geschich-
te. Durch die anfänglichen schnellen Vorstö-
ße der Wehrmacht im Krieg gegen die Sow-
jetunion – dem sogenannten „Unternehmen 
Barbarossa“ – und gerade die großen Kessel-
schlachten bei Minsk, Smolensk und Kiew 
gerieten hunderttausende sowjetische Sol-
daten in deutsche Gefangenschaft. Es wird 
davon ausgegangen, dass von den insge-
samt 5,7 Millionen sowjetischen Kriegsge-
fangenen nur etwa 40 Prozent überlebten. 

Über drei Millionen Menschen starben in 
deutschen Lagern, verhungerten, erfroren, 
starben an Seuchen, Erschöpfung und durch 
Misshandlungen. Die Rotarmisten, die die 
ersten Monate in den Massenlagern über-
lebten, wurden in Massentrecks und Vieh-
waggons ins Deutsche Reich gebracht und 
mussten dort Zwangsarbeit leisten; Rotar-
mistinnen wurden meistens sofort nach Ge-
fangennahme erschossen.

Die Ursache für das Massensterben war 
keineswegs wie von angeklagten deutschen 
Militärs in den Nürnberger Prozessen vor-
gebracht wurde, die Überforderung mit der 
schieren Zahl der Kriegsgefangenen. Das 
massenhafte Sterben von Internierten der 
so genannten „Russenlager“ durch Unterer-
nährung und Krankheiten wurde billigend in 
Kauf genommen und war auch so vorausge-

sehen worden – bildete die Dezimierung der 
„sowjetischen Untermenschen“ doch einen 
wichtigen Bestandteil des „Raum- und Kul-
turkampfes des deutschen Volkes“. Schon 
im Mai 1941 war den Planern des Ostfeld-
zuges völlig klar, dass im Verlauf des An-
grifskrieges gegen die Sowjetunion „zig 
Millionen Menschen verhungern würden“1 
. Welche Ausmaße diese planmäßige Ver-
nichtung von Menschenleben annahm, lässt 
sich noch einmal verdeutlichen, wenn man 
die Zahlen der „Russenlager“ in den erober-
ten Gebieten betrachtet: Von den 361.000 
Kriegsgefangenen, die noch im Herbst 1941 
im Generalgouvernement Polen interniert 
waren, starben bis April 1942 ca. 85 Prozent. 
Im Winter 1941/42 kamen von den 3,5 Milli-

Es wird davon ausgegangen, dass von den insgesamt  

5,7 Millionen sowjetischen Kriegsgefangenen  

nur etwa 40 Prozent überlebten.
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onen Gefangenen bis zu zwei Millionen ums 
Leben. Der sogenannte „Kommissarbefehl“ 
erkannte allen politischen Kommissaren der 
Roten Armee den Status der Kriegsgefangen 
ab und forderte ihre sofortige Erschießung. 
In der Praxis wurden alle jüdischen Soldaten, 
sowie Mitglieder und Funktionäre der Kom-
munistischen Partei sofort erschossen. Auch 
durch die Gewalt der Wachmannschaften 
kamen viele Gefangene ums Leben, da auf 
allgemeinem Befehl „sofort und rücksichts-
los“ von der Schusswafe Gebrauch gemacht 
werden sollte und jeder Widerstand durch 
den Einsatz härtester Gewalt zerschlagen 
werden sollte. „ Der bolschewistische Soldat 
(...) habe jeden Anspruch auf Behandlung als 
ehrenwerter Soldat verloren.“2 Das Töten 
sowjetischer Kriegsgefangener war faktisch 
stralos.

Die Verzweilung in den Lagern und auf 
den Trecks Richtung Westen und in die 
Zwangsarbeit war grenzenlos. Halb verhun-
gerte Kriegsgefangene (tägliche Ration: zwei 

Kartofeln oder 100 Gramm Brot) schälten 
die Rinde von den Bäumen um sie zu essen 
und gruben mit bloßer Hand Erdhütten in 
den gefrorenen Boden um sich vor Witte-
rung zu schützen. Die die ersten Lager waren 
selten mehr als freies, mit Stacheldraht um-
zäuntes Gelände, auf dem die Gefangenen 
ihrem Schicksal überlassen wurden.

Auch nach der Befreiung 1945 endete der 
Leidensweg vieler Kriegsgefangener nicht. 
Durch Stalin als Verräter und Deserteure ge-
brandmarkt und unter dem Generalverdacht 
der Kollaboration stehend, wurden die Be-
freiten zunächst in so genannten „Filtrati-
onslagern“ festgehalten und verhört. Viele 
wurden daraufhin für weitere Jahre in Straf-
lagern interniert und bei der Rückkehr ins 
zivile Leben diskriminiert und von vielen 
Berufen und Bildungseinrichtungen ausge-
schlossen. Erst 1995 wurden die ehemaligen 
Kriegsgefangenen in Russland endgültig re-
habilitiert.
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Inneres eines  „Krankenhaus“-zimmers im deutschen Kriegsgefangenenlager, das von der 75. Infanteriedivision der  
9. U.S. Armee eingenommen wurde, in Hemer, Deutschland. Hier lagen Männer, einige mit Tuberkulose, ohne irgendwelche 
Decken. In diesem Lager mit 22.000 Männern, waren 9.000 Krankenhausinsassen. Die meisten Gefangenen waren Russen.
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Auf deutscher Seite verschloss man schnell 
die Augen vor den Verbrechen an den sow-
jetischen Kriegsgefangenen und verdrängte 
weitgehend die eigene Schuld. „Russische 
Gräuel“ bei der Invasion Nazi-Deutschlands 
und eigene Flucht- und Vertreibungserfah-
rungen, sowie die späte Rückkehr deutscher 
Gefangener aus sowjetischer Haft domi-
nierten die Nachkriegs-Diskurse. Man sah 
sich selbst als Opfer. Die deutschen Verbre-
chen schienen weit weg, obwohl sie durch 
den Einsatz Kriegsgefangener in der Kriegs-
wirtschaft, die „Russenlager“ und Massen-
gräber auf Reichsgebiet und durch Berich-

te von Soldaten der Ostfront 
weitläuig bekannt gewesen 
sein müssen. Auch von oizi-
eller Seite wurden die Kriegs-
verbrechen gegen sowjetische 
Kriegsgefangene und Zivilis-
ten in der BRD bewusst kaum 
aufgearbeitet. Denn mit der 
Teilung Deutschlands und ei-
ner Welt sich feindlich gegen-
überstehender Blöcke war aus 
dem alten Feind, der Neue ge-
worden – Deutschland war für 
die Mehrheitsgesellschaft Op-
fer sowjetischer Verbrechen 
geworden und die Bedrohung 
schien sich durch Besatzung 
und Gründung der DDR fort-
zusetzen.3

Auch heute verweigert die 
Bundesregierung eine Ent-
schädigung für die noch le-
benden ehemaligen Kriegs-
gefangenen. Anders als zivile 
Zwangsarbeiter_innen werden 
sie nicht als NS-Opfer aner-
kannt. 2003 wies das Ober-
verwaltungsgericht Berlin-
Moabit eine Klage ehemaliger 
armenischer Kriegsgefangener 
ab, da „Kriegsgefangenschaft 
keine Leistungsberechtigung 
begründe“4. Im Juni 2013 wur-
de ein Antrag auf Entschädi-
gung im Bundestag erneut ab-
gelehnt.

Umso wichtiger erschien es, 
mittels einer Ausstellung das 
Schicksal der sowjetischen 
Kriegsgefangenen zumindest 
einige Woche in den Mittel-
punkt zu rücken, welches auch 
im universitären Bereich bis-
lang kaum Beachtung fand. 
Der Initiator der Wanderaus-
stellung ist der Verein „KON-
TAKTE-KOHTAKTbI – Verein 
für Kontakte zu Ländern der 

ehemaligen Sowjetunion“, der es sich zur 
Aufgabe gemacht hat, die Kriegsverbrechen 
an sowjetischen Kriegsgefangenen der deut-
schen Öfentlichkeit in Erinnerung zu ru-
fen. Nachdem Entschädigungszahlungen an 
Überlebende, für die der Verein mittels Pe-
titionen lange gekämpft hatte, vom deut-
schen Staat abgelehnt wurden, organisierte 
der Verein Spendenkampagnen für die noch 
lebenden ehemaligen Kriegsgefangenen. Die 
Ausstellung basierte zum einen auf tausen-
den Lebenserinnerungen der Zeitzeugen, die 
ihre Gefangenschaft in Briefen an KONTAK-
TE-KOHTAKTbI schilderten, zum anderen 

Porträt von Simon Zakanjan. 
In der Ausstellung erzählen er und andere Überlebende ihre Geschichte
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auf großformatigen Portraits überlebender 
Kriegsgefangener aus Russland und Arme-
nien. Die vielen individuellen Schilderungen 
und die Portraits von Überlebenden, die von 
den Nazis als „rassisch minderwertige Tod-
feinde“ gequält wurden, erinnerten den_die 
Besucher_in daran, dass hinter den anony-
men Opferzahlen  immer einzelne mensch-
liche Schicksale stehen.  Das Konzept der 
Ausstellung zielte darauf ab, den Millionen 
sowjetischen Kriegsgefangenen ein Gesicht 
zu verleihen.

Begleitet wurde die Ausstellung, die auch 
vom Präsidium der FU und dem Friedrich-
Meinecke-Institut unterstützt wurde, von 

einem breiten Begleitprogramm. Ganz be-
sonders dankbar waren die Organisator_in-
nen über den Besuch von Boris Popow. Der 
ehemalige Kriegsgefange, der mehrere Jahre 
in Arbeitslagern in Deutschland verbrachte, 
ließ es sich trotz seines hohen Alters  nicht 
nehmen, den weiten Weg aus Minsk auf sich 
zu nehmen und ins Land der Täter zurück-
zukehren um an der Eröfnung der Ausstel-
lung teilzunehmen. Seine bewegende Rede 
während der Eröfnung der Ausstellung im 
Hörsaal 1a, an der auch Vertreter der Bot-
schaften Russlands, Belarus‘ und der Uk-
raine teilnahmen, hielt er auf Deutsch. Am 
nächsten Tag fand ein großes Zeitzeugenge-
spräch statt, bei dem Popow seine Lebens-
geschichte schilderte und sich den Fragen 
von Studierenden widmete. Fast jede Woche 
fanden nun thematische Veranstaltungen 
statt: Filmvorführungen, Fachvorträge, eine 
Lesung aus Briefen ehemaliger Kriegsge-
fangener und ein ganzer Workshop-Tag, an 
dem Studierende und Dozierende gemein-
sam Veranstaltungen anboten. Themen wa-
ren unter anderem „Historisches Lernen zu 
Themen der NS-Verfolgung“, „Zwangsar-
beit und Justiz“ und „Frauen in der Roten 
Armee“.

Insgesamt war die Ausstellung „‚Russen-
lager‘ und Zwangsarbeit“ sechs Wochen an 
der FU zu besichtigen. Die Reaktionen im 

Gästebuch und vor Ort belegen, wie wenig 
bewusst dieses Kapitel der nationalsozialis-
tischen Verbrechen den Allermeisten war. 
Insgesamt wurde die Ausstellung in der Uni-
versität als durchweg positiv beurteilt, als 
einen wichtigen Beitrag zum universitären 
Betrieb. 

Im Namen der Organisator_innen möchte 
ich mich bei allen bedanken, die mitgehol-
fen haben, dieses Projekt an der FU zu reali-
sieren – ganz besonders bei Boris Popow und 
den Mitgliedern des Vereins KONTAKTE-
KOHTAKTbI. Wir wünschen Ihnen weiterhin 
viel Kraft und Erfolg in ihrer wichtigen Ar-
beit!

Lesetipp

Auf der Website des Vereins werden in der Rubrik 
„Freitagsbriefe“ regelmäßig Korrespondenzen mit 
ehemaligen sowjetischen Kriegsgefangenen veröf-
fentlicht, in denen diese u.a. von ihren Erlebnissen 
in der Kriegsgefangenschaft berichten. 

Endnoten:

1 Aktennotiz des OKW, zitiert bei Christian 
Streit: Keine Kameraden, in: kontakte-kontakti 
e.V. (Hg.): „Ich werde es nie vergessen.“ Briefe 
sowjetischer Kriegsgefangener 2004-2006, Berlin 
2007, S.12.

2 Ebenda, S. 16.

3 Vgl. http://www.kontakte-kontakty.de/
deutsch/ns-opfer/index.php (01.07.2013)

4 Vgl. http://www.kontakte-kontakty.de/
deutsch/ns-opfer/index.php (01.07.2013)

Der ehemalige Kriegsgefange Boris Popow, ließ es sich trotz sei-

nes hohen Alters  nicht nehmen, den weiten Weg aus Minsk auf 

sich zu nehmen und ins Land der Täter zurückzukehren.
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PiFf
Studentisches Engagement gegen Rechts: Das ‚Projekt für 

interdisziplinäre Faschismusforschung‘ als Beispiel für kritische 

Lehre und Forschung von unten

von der FSI Geschichte

Seminare, die als bewusst unpoli-
tisch angepriesen werden, in denen 
Studierende, brav das wiederkäuen, 

was ihnen von den Seminarleiter_innen als 
Wahrheit präsentiert wird, die Universität 
als Elfenbeinturm, in der gesellschaftlich-
historische Prozesse keinen Platz haben? 
Das war nicht immer so. Studierende an der 
„F“U versuchten immer wieder die Univer-
sität als politisch-kritischen, selbstverwal-
teten Ort zu gestalten, in dem Lehrende und 
Lernende auf Augenhöhe diskutieren und 
Themen auf die Agenda bringen konnten, 
die gesellschaftlich marginalisiert und/oder 
unbequem waren. Ein Beispiel für diese stu-
dentisch organisierten Seminare, die wäh-
rend und nach dem großen Studi-Streik von 
1988/89 entstanden und zunächst als Pro-
jekttutorien von der Uni auch gefördert wur-
den, war das PiFf – das Projekt für Interdis-
ziplinäre Faschismusforschung, entstanden 
im Umfeld der damaligen FSI Geschichte. 

 „Faschismusforschung ist ver-

plichtet, Stellung zu beziehen, 

will sie sich nicht nachträglich 

noch an den Verbrechen mit-

schuldig machen“ 1

Mit der Wiedervereinigung begann auch 
eine erneute Schlussstrichdebatte. Keine 
weiteren Entschuldigungen mehr, die Kol-
lektivschuld war nach Ansicht der vorherr-
schenden Meinung getilgt. Gerade in einer 
solchen Zeit ist es für kritische Menschen, 
insbesondere für angehende Wissenschaft-
ler_innen, unerlässlich, dem entgegenzu-

wirken. 

Mit dem Projekt für interdisziplinäre Fa-
schismusforschung (PiFF) an der „F“U 
sollte dies auf einem besonders eingängigen 
Weg passieren. Exkursionen zu den Orten, 
an denen die schlimmsten und unmensch-
lichsten Verbrechen begangen wurden, bo-
ten hierfür den passenden Rahmen. In den 
Jahren 1990 – 1992 fanden insgesamt fünf 
dieser Fahrten statt. Anlaufpunkte der Grup-
pen von bis zu  30 Studierenden waren u.a. 
die Gedenkstätte Neuengamme bei Ham-
burg, die Mahn- und Gedenkstätte Buchen-
wald und die Gedenkstätte Auschwitz. Im 
Anschluss an diese Fahrten veröfentlichte 
das PiFf Reader , in denen neben allgemei-
nen Informationen zur Gedenkstätte und 
Erinnerungskultur auch die teilnehmenden 
Studierenden mit persönlichen Erfahrungen 
zu Wort kommen konnten. 

„Aber die Bilder, die bleiben, 

kommen sicher auch immer 

wieder, bei gebetenen und un-

gebetenen Gelegenheiten“ 2

Aber warum? Haben wir nicht alle schon 
genug Aufnahmen gesehen, genug Bücher 
und Zeitzeug_innen-Berichte gelesen, als 
dass verlassene Baracken und zerfallen-
de Ruinen unser Verhältnis zu diesen Ver-
brechen noch verändern können? Dies war 
eine Frage, die sich auch die Studierenden, 
die an den Exkursionen teilnahmen, stell-
ten. Vielleicht war es die Konfrontation  und 
Vergegenwärtigung, die angesichts der ge-
sellschaftlichen Verdrängungsmethoden 
gesucht werden mussten, vielleicht die Pro-
bleme im Umgang und Gespräch mit der Tä-
tergeneration und ganz sicher die Angst und 
Skepsis gegenüber dem wiedervereinten 
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„Großdeutschland“ und der nicht existenten 
Diskussion zu dieser Thematik. So wird es 
auch heute, wo die „Neue Rechte“ auf dem 
Vormarsch ist,  sich zunehmend sichtbar in 
der Mitte der Gesellschaft platziert und nur 
dann von eben dieser bewusst wahrgenom-
men wird, wenn sie sichtbar mordend oder 
Parolen brüllend in Erscheinung tritt, immer 
wichtiger, sich dieser Verbrechen bewusst 
zu bleiben und der BRD-typischen Verdrän-
gung aktiv entgegenzuwirken. 

Auch in Berlin, welches von vielen dieser 
Orte des Schreckens nur einen Katzensprung 
entfernt ist, hat sich eine beängstigende 
Normalität im Umgang mit den Massenmor-
den der Nazis breit gemacht, in der es rech-
tem Gedankengut nicht schwer fällt, sich 
in Köpfen und Politik, auch der etablierten 
Parteien, zu manifestieren. Gerade in einer 
solchen Umgebung sollte Faschismusfor-
schung Plichtdisziplin sein. 

In Zeiten, in denen rassistische Übergrif-
fe beinahe an der Tagesordnung sind, zeigt 
sich die immense Bedeutung des Gedenkens 
an all diejenigen, die aufgrund ähnlicher 
Vorurteile ermordet wurden. Insbesondere 
anhand der Geschichte des Antisemitismus 
und somit auch der Shoa lassen sich trotz 
wechselnder gesellschaftlicher und politi-
scher Zustände die Produktion und Instru-
mentalisierung von Stereotypen über Jahr-
hunderte hinweg studieren, denn:

„Was nicht bewältigt wird, 

muss sich wiederholen“3 

Leider sah die „F“U das anscheinend 
schon im Jahr 1992 anders, als sie dem PiFf 
die inanziellen Mittel und damit die Grund-
lage für diese äußerst wichtige Arbeit strich.

Für interdisziplinäre Faschis-

musforschung an der Uni! 

Gründet autonome  

Seminare!

Mehr Informationen: 

FSI Geschichte (fsigeschichte@riseup.net)  
oder apabiz kontaktieren.

Endnoten:

1 Projekt für interdisziplinäre Faschismusfor-
schung (Hrsg.): Buchenwald. Dokumentation einer 
in studentischer Eigeninitiative entstandenen Ex-
kursion zur Mahn- Gedenkstätte Buchenwald in 
der DDR. Berlin. 1990. S.4.

2 Die Unterlagen sowie Reader können im apa-
biz eingesehen werden.

3 Projekt für interdisziplinäre Faschismusfor-
schung (Hrsg.): Auschwitz. Dokumentation einer 
in studentischer Eigeninitiative entstandenen Ex-
kursion zur Gedenkstätte Auschwitz im Juni 1990. 
Berlin. 1990. S.5.

4 Projekt für interdisziplinäre Faschismusfor-
schung (Hrsg.): Neuengamme. Dokumentation 
einer in studentischer Eigeninitiative entstande-
nen Exkursion zur Gedenkstätte Neuengamme bei 
Hamburg. Berlin. 1992. S.2.
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Grundlagen für antifaschis-
tische Forschung und 
Bildungsarbeit
Interview mit dem Antifaschistischen Presse-

archiv und Bildungszentrum e.V. (apabiz)

das Interview führte das Internationalis-
mus- und Antifaschismusreferat des AStA FU

Mit dem apabiz existiert in Berlin 
die größte, öfentlich zugängli-
che Materialsammlung zur extre-

men Rechten. Für verlässliche Forschungs-
arbeit sind diese Quellen unabdingbar. out 
of dahlem sprach mit Christoph Schulze und 
Ulli Jentsch, zwei Mitarbeitern des apabiz, 
über ihre Arbeit, die Geschichte des Archivs 
und über die Probleme ihres Alltags.

Hallo ihr beiden. Was genau genau macht 
denn das apabiz? 

Ulli: Die Grundlage unserer Arbeit ist das 
Betreiben eines Archivs. Das heißt, wir sam-
meln, dokumentieren, archivieren und ana-
lysieren alle Materialien, die einen Bezug 
zum Themenfeld extreme Rechte, Rassis-
mus, Antisemitismus, etc. haben.  Wir ha-
ben im Gegensatz zu vielen Bibliotheken 
oder Mediatheken einen Schwerpunkt auf 
das Quellensammeln gelegt. Unser Anspruch 
ist, alles was wir von der extremen Rechten 
kriegen können zu sammeln und zu archi-
vieren. Das Gesammelte bieten wir dann an. 
Jede_r kann uns besuchen und die Materiali-
en nutzen, ob für die eigene politische Tätig-
keit, für eine Forschungsarbeit oder auch für 
die Medienarbeit. Für diesen Servicebereich 
werden wir auch durch das Land Berlin ge-
fördert. 

Christoph: Wir haben eine Geschichte und 
eine Verortung in den sozialen Bewegungen 
zum Thema extreme Rechte und Neonazis-
mus. Dementsprechend sind wir ein Archiv, 
welches nicht nur mit einem wissenschaft-
lichen, dokumentarischen Anspruch antritt, 
sondern auch mit einem aktivistischen. Wir 
wollen Initiativen ausrüsten, befähigen und 

darin bestärken, sinnvoll und efektiv gegen 
die entsprechenden Erscheinungen vorzu-
gehen und sind keineswegs nur neutral. Au-
ßerdem sind wir das größte, bundesweit öf-
fentlich zugängliche Facharchiv zum Thema 
extreme Rechte seit 1945 und danach.

Ulli: Zusätzlich betreiben wir mit den Ma-
terialien und mit den Analysen, die wir uns 
selbst erarbeiten, Bildungsarbeit. Wir ge-
hen ganz klassisch zu Schulen und Initia-
tiven, machen Abendveranstaltungen und 
Podiumsdiskussionen. So kommen wir auf 
100 bis 120 Veranstaltungen im Jahr in ganz 
Deutschland. Diese Veranstaltungen behan-
deln Themen, die gerade aktuell wichtig oder 
grundsätzlich relevant sind. Dazu publizie-
ren wir auch in unseren eigenen Publikati-
onsorganen, unserem Rundbrief, Websites 
oder schreiben mal für eine Aufsatzsamm-
lung.

Ulli, du bist schon seit 20 Jahren hier. Heißt 
das, du warst auch direkt bei der Gründung 1991 
dabei? 

Ulli:  Die Gründung des Archivs liegt so ein 
Bisschen im Dunkeln der sozialen Bewegun-
gen. Niemand weiß so richtig, wer sich wann 
entschieden hat, so etwas zu gründen. Das 
Ganze begann in den späten achtziger Jah-
ren. Damals gab es in (West-)Berlin, ein 
sehr breites Bündnis gegen die Republika-
ner. Die sind zu der Zeit ins Abgeordneten-
haus in Berlin eingezogen und aus diesem 
Bündnis verschiedener politischer Gruppen 
ist damals die Idee entstanden, einen Ort zu 
gründen, wo man das dokumentieren kann, 
was man über die Republikaner weiß. Das 
war sozusagen der Startschuss des Projekts.

Ich habe auch mal gelesen, dass das apabiz 
aus dem Papiertiger-Archiv hervorgegangen ist. 
Stimmt das? 
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Ulli: Ja genau, der Papiertiger ist ein halb-
ofenes Projekt, d.h. man kann sozusagen 
mit seinen eigenen Archivalien da unter-
kommen. Das haben wir so lange gemacht 
bis uns die Sachen über den Kopf gewach-
sen sind. Dann brauchten wir eigene Räume. 
Wir sind aus dem Papiertiger rausgegangen, 
als wir zu groß wurden und jetzt haben wir 
eine Fabriketage mit über 340m² und die ist 
schon ziemlich vollgestopft mit Material.

Ihr habt auch Sammlungen von der FU be-
kommen, beispielsweise die Sammlung von Ri-
chard Stöss. Was für Materialien sind das und 
warum sie die hier gelandet? 

Ulli: Die Sammlung hat Prof. Dr. Richard 
Stöss in seiner Zeit als Professor anfangs im 
sogenannten ZI6, also Zentralinstitut 6, da-
mals noch bei den Publizist_innen in Lank-

witz gesammelt. Später war es Teil vom Ot-
to-Stammer-Zentrum im OSI (Anm. d. Red.: 
Otto-Suhr-Institut für Politikwissenschaft). 
Als Stöss emeritiert wurde, hat er sich an uns 
gewandt und gefragt, ob wir Interesse hät-
ten, die Sammlung zu übernehmen. Wir hat-
ten über die Jahre immer mal wieder Kontakt 
mit ihm und einzelne von uns haben auch 
mal bei ihm studiert. Der eigentliche Grund 
warum wir das bekommen haben ist,  dass 
Herr Stöss die Sammlung zusammen er-
halten wollte und sie der Öfentlichkeit zu-
gänglich bleiben soll. Deshalb haben wir sie 
als Schenkung übernommen. So eine detail-
lierte Sammlung hat an der Uni keine großen 
Chancen zusammen zu bleiben, da die Un-
terhaltung sehr aufwendig ist. Die meisten 
Universitäten können oder wollen das auf 
Dauer nicht. Entstanden ist die Sammlung  
u.a. als Herr Stöss zusammen mit einem 
ziemlich großem Team in den Achtzi-
gern ein Standardwerk zur Parteienge-
schichte geschrieben hat – das Parteien-
handbuch. In dieser Zeit sind sehr viele 
Sachen gesammelt worden, von extrem 
rechten Kleinstparteien, aber auch von 
den großen rechtsextremen Parteien, 
beispielsweise der NPD. Das Materi-
al setzt sich aus Sachen zusammen, die 
die extreme Rechte in Deutschland seit 
1949 dokumentieren. Das ist mit Sicher-
heit eine der dichtesten Sammlungen 
über diese Szene in Westdeutschland bis 
Ende der achtziger Jahre. Das sind sehr 
spannende Sachen, welche sich vor al-

lem für Forschungsarbeiten anbieten. Also 
wer Interesse am Historischen hat, sowohl 
Parteiengeschichte als auch organisatori-
sche und thematische Entwicklungen – Stof 
für Bachelor-oder Masterarbeiten gibt es da 
reichlich.

Ihr habt einen sehr großen Referent_innen-
katalog, in dem viele spannende Veranstaltun-
gen ngeboten werden. Wer kann euch anfragen, 
wann und wofür? 

Christoph: Anfragen können uns alle. Die 
Bildungsarbeit ist ein immens bedeutender 
Pfeiler unserer Arbeit geworden. Die Ver-
anstaltungen ziehen sich quer durch die Re-
publik und auch quer durch die Spektren, 
die sich mit dem Thema befassen. Es sind 
Gewerkschaften dabei, Bündnisse gegen 
Rechts, lokale Initiativen, Antifa-Gruppen, 

Hochschulen und Schulen. Eben alles, was 
man sich vorstellen kann. Wir besprechen 
dann  individuell, welches Thema passt oder 
aber die Leute wissen bereits ganz genau was 
sie brauchen, weil sie bestimmte lokale Aus-
einandersetzungen haben und ein gewisses 
Know-how benötigen.

Kommt es regelmäßig vor, dass Studieren-
de hier sitzen und ihre Hausarbeiten schreiben? 
Und wenn ja, wozu arbeiten sie? 

Christoph: Das ist schon eine regelmäßi-
ge Angelegenheit. Vielleicht ein Drittel der 
„Laufkundschaft“ kommt aus dem univer-
sitären Rahmen, ein anderes Drittel wäre die 
Presse und das letzte Drittel sind Initiativen, 
die selber dazu arbeiten. Viele Studierende 
kommen mit einem breitgefächerten Inte-
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Von „Autonome Nationalist_innen“ bis „Zwickauer 
Terrorzelle“ indet sich in der Bibliothek des apabiz 
auch eine umfassende Auswahl an Sekundärliteratur.

Unser Anspruch ist, alles was wir von der extremen Rechten  

kriegen können zu sammeln und zu archivieren.  

Das Gesammelte bieten wir dann an.
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ressenspektrum. Wir wären sehr glücklich, 
wenn die Leute anfangen würden, die Schät-
ze der Fünfziger und Sechziger zu heben. 
Meistens ist das Interesse aber eher kein 
historisches, sondern ein politikwissen-
schaftliches oder soziologisches zu neueren 
Erscheinungen. Oft geht es um den Bereich 
des Neonazismus. Wir haben auch relativ 
viele Leute, die zum Bereich Gender und ex-
treme Rechte arbeiten wollen. Das ist in ge-
wisser Weise auch zu einem Proil des apabiz 
geworden, wo wir Expertise haben.  Fällt dir 
noch was ein, Ulli?

Ulli: Naja, NPD gibt es immer mal wieder 
als Thema sowie „Autonome Nationalis-
ten“. Die Unis haben ja auch keine Primär-
quellen mehr vorrätig, nicht mal mehr aus 
dem parteipolitischen Spektrum der extre-
men Rechten. Die Bezüge von bestimmten 
Publikationen, wie beispielsweise der Deut-
sche Stimme oder der Criticón, die man frü-

her an der Uni noch gekriegt hat, sind heute 
schwieriger. Deshalb reisen manchmal Leu-
te aus anderen Uni-Städten extra an, um bei 
uns zu sitzen, Papierquellen durchzublättern 
und für ihre Arbeit auszuwerten. Wir mer-
ken aus den Gesprächen auch, dass die Leute 
nicht wissen, wo sie das Zeug sonst bekom-
men sollen. Das ist  auch bei manchen Pro-
fessor_innen angekommen, die dann ent-
sprechend auf uns verweisen. Die Recherche 
von Primärquellen komplettiert einfach das 
Bild von der extremen Rechten. Wir merken 
auch an welchen Unis gerade Kurse oder Se-
minare zum Thema stattinden. Auch selbst 
waren wir schon an Unis und haben uns und 
unsere Arbeit vorgestellt. Im Prinzip sind 
wir zum Teil so was wie ein ehrenamtlicher 
Servicebereich der Uniforschung geworden 
und das inden wir auch wichtig. Die Mate-
rialien gehören in die Forschung. 

Christoph: Das schwankt von der Inten-
sität aber auch. Manchmal 
kommen Leute und sagen: 
„Deutsche Stimme, Ausga-
be 4, 2010, Seite 18 - habt ihr 
das?“ Und andere kommen 
aus Hamburg für drei Mona-
te nach Berlin gezogen um 
ihre Abschlussarbeit hier zu 
schreiben. Es ist ein breites 
Spektrum.

Mit was für alltäglichen 
Schwierigkeiten habt ihr als 
Projekt, das sich sehr viel mit 
der extremen Rechten beschäf-
tigt, zu kämpfen? 

Christoph: Schwierigkei-
ten haben wir auf verschie-
denen Ebenen. Dass es eine 
ofensive und engagier-
te Auseinandersetzung mit 
dem Themenfeld gibt und 
das Thema auch problemati-
siert wird, gefällt nicht allen 
Leuten in allen politischen 
Spektren. Teilweise trefen 
wir auf Vorbehalte.  Man hat 
natürlich immer das Prob-
lem der Akquise. Nicht alle 
Materialien kriegt man beim 
Kiosk um die Ecke. Das Be-
schafen des Materials ist ein 
praktisches Problem. Als im-
menses und immer präsen-
tes Problem gibt es natürlich 
die Fragen der Ausstattung 
und der Finanzen. Das teilen 
wir mit anderen ehrenamtli-
chen Initiativen. Unsere Ar-
beit ist wichtig und wir den-
ken, dass sie kontinuierlich 
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Müßig ernährt sich das Eichhörnchen: Neben der Finanzierung 
vom Land ist das apabiz auch auf Spenden angewiesen. Mehr zum 
Thema Spenden und Fördermitgliedschaften auf ihrer Website.
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weitergeführt werden muss, unabhängig 
von politischen Konjunkturen. Es gibt kein 
Budget, über das wir verlässlich verfügen 
können. Mal ein Projekt zu machen, darüber 
etwas Fördergelder zu kriegen um das Pro-
jekt durchzuführen, so etwas funktioniert 
ganz gut. Aber es ist verdammt schwierig, 
den grundsätzlichen laufenden Betrieb, auf 
dem alles basiert, inanziert zu bekommen. 
Das ist ein ständiger und alltäglicher Kampf. 

Hier lagern ja unglaublich viele Informatio-
nen, sehr viel Fachwissen, das es aufzubereiten 
gilt, damit es öfentlich wahrgenommen wird. 
Einen neuen Ansatz verfolgt ihr mit dem Projekt 
Rechtes Land. Was hat es damit auf sich?

Christoph: Rechtes Land ist ein Experi-
ment, das wir gestartet haben um zu se-
hen, ob man ganz zeitgemäß versuchen 
kann Informationen internetbasiert zu ver-
knüpfen, sodass sie nicht nur für uns nutz-
bar sind, sondern auch extern eingesehen 
werden können. Wir mögen ja das staubi-
ge Papier, wissen aber auch, dass es inzwi-
schen mehr gibt. Es handelt sich um eine 
Online-Kartentechnik in die wir gemeinsam 
mit Kooperationspartner_innen verschiede-
ne Informationen einspeisen, beispielswei-
se Sammlungen von Daten zu Neonaziauf-
märschen oder eine Liste mit Todesopfern 
rechter Gewalt und den Informationen: Wer, 
Wann, Wo und was ist da passiert. Diese In-
formationen werden in einer Datenbank zu-
sammengefasst und dann über diese Soft-
ware graphisch aufbereitet. So versuchen wir 
eine möglichst umfassende Datensammlung 
zu erstellen. Wir sind sehr gespannt wie weit 
man damit kommt.

Ihr habt auch eine Sammlung Kinder- und 
Jugendbücher, welche ihr eventuell an Schulen 
ausleihen wolltet. Wird das von Schulen genutzt?

Ulli: Nein. Das war eine lang gehegte Idee 
von uns. Realisieren  konnten wir die Samm-
lung, weil es zeitweise ein Förderprogramm 
gab und wir dann zwei Personen einstellen 
konnten, die das  aufgebaut haben. Span-
nend ist, dass es doch sehr diferenzierte Li-
teratur für Kinder und Jugendliche zum The-
menfeld gibt. Natürlich geht es nicht darum 
Fünfjährigen den Nationalsozialismus zu 
erklären, sondern es geht eher um Diskri-
minierungsformen im Zusammenhang mit 
Rassismus und Antisemitismus. Die Idee 
war, das enger mit der Arbeit von Leuten zu 
verknüpfen, die es gern an Schulen holen 
wollen. Das hat nicht funktioniert, weil  eine 
weitere Förderung fehlte. Zeitlich ist das 
sehr aufwändig. Es müssten Kooperationen 
aufgebaut werden, um direkt mit den Leuten 
in den Schulen zusammenzuarbeiten. Dafür 
fehlen uns im Moment leider Menschen, die 

Zeit haben diese Arbeit zu übernehmen. Die 
Idee inde ich aber weiterhin ziemlich cool. 
Ich weiß auch zum Teil wie es an den Schulen 
aussieht. Schulbibliotheken gibt es ja meis-
tens gar nicht mehr. Die Sammlung haben 
wir aber hier als Präsenzbestand im Archiv. 
Gelegentlich wird das auch von Leuten zur 
Inspiration der eigenen pädagogischen Ar-
beit an der Schule genutzt.

Christoph: Ich denke, das ist auch durchaus 
Material für interessante wissenschaftliche 
Projekte, beispielsweise in der Erziehungs-
wissenschaft oder Literaturwissenschaft.

Ulli: Für die Pädagogik-Interessierten: 
Es gibt in Deutschland keine zentrale Stel-
le bzw. keine öfentliche Bibliothek, die 
schwerpunktmäßig Materialien zu so einem 
Themenfeld sammelt. Es gibt keine Kinder- 
und Jugendbibliothek zum Themenfeld Na-
tionalsozialismus. Genau so wenig gibt es 
einen Lehrstuhl zum Thema Rechtsextre-
mismus, bis auf einen an der FH Düsseldorf. 
Interessant, wie wenig das selbst im akade-
mischen Bereich und in der Förderung ein 
Schwerpunkt ist.

Zum Schluss: Welches aktuelle Buch aus dem 
Archiv könnt ihr unseren Leser_innen empfeh-
len? 

Ulli: Die letzte Neuerscheinung, die ich ge-
lesen habe und sehr spannend fand, ist das 
Buch Fantifa- Feministische Perspektiven 
antifaschistischer Politiken. Da geht es um 
den feministischen Teil der Antifa-Bewe-
gung, also Frauen bzw. Frauen-Lesben-An-
tifa-Gruppen. Die Publikation zeichnet die 
Geschichte dieses Spektrums nach. Nicht 
alles inde ich gelungen, aber Teile davon 
kenne ich auch noch aus eigener Anschau-
ung und fand es deshalb sehr spannend, dass 
dieses Thema noch einmal aufgegrifen wur-
de, gerade auch noch mal von viel Jüngeren, 
die es nicht selbst erlebt haben, sondern ver-
sucht haben, diese Geschichte nachvollzieh-
bar zu machen. Ein sehr lesenswertes Buch, 
für diejenigen die sich für die Entwicklungen 
antifaschistischer Organisierung interessie-
ren, genauso wie für die Geschichte  femi-
nistischer Bewegungen. 

Danke für das Gespräch!
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Texte, Bilder, Filme
Neben dem Forschungsnetzwerk Frauen und Rechtsextremismus sowie dem 

Antifaschistischen Pressearchiv und Bildungszentrum e.V. (apabiz), inden sich 

auch direkt an der FU Projekte, die umfangreiche Materialsammlungen und 

Recherchemöglichkeiten zum Nationalsozialismus, der Shoa, Zwangsarbeit oder 

Rechtsextremismus bieten. Für Interessierte und alle, die noch nicht wissen, 

worüber sie ihre nächste Hausarbeit schreiben wollen, haben wir hier eine 

kleine Übersicht zusammengestellt.

Visual History 
Archive
Über die Freie Universität Berlin 
kann man auf das Visual History 
Archive der USC Shoa Founda-
tion zugreifen. Dieses weltweit 
größte historische Videoarchiv 
umfasst etwa 52.000 videogra-
ierte Interviews mit Überleben-
den und Zeug_innen der Shoa.

Zahlen und Fakten

Die Interviews wurden in 56 Län-
dern weltweit und 32 Sprachen 
geführt. Die meisten Interviewten 
sind jüdische Überlebende, aber 
Überlebende mit einem ande-
ren Verfolgungshintergrund, wie 
bspw. Sinti und Roma, Homose-
xuelle, politisch Verfolgte oder 
Überlebende der Eugenikpolitik.

Weitere Informationen unter: 
http://www.vha.fu-berlin.de

Archiv Zwangsarbeit  
1939-1945
Das digitale Archiv enthält 
fast 600 Interviews mit Über-
lebenden der nationalsozia-
listischen Zwangsarbeit. 

Recherche

Die Interviews lassen sich u.a. 
anhand konkreter Namen, Ver-
folgungsgründen, Einsatzberei-
chen Unterbringung/Inhaftierung, 
Sprache oder dem Wohnort der 
überlebenden Zwangsarbei-
ter_innen recherchieren. 

Weitere Informationen unter: 
http://www.zwangsarbeit-archiv.
de
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Datenbank des Otto-
Stammer-Zentrums  
der FU Berlin
In der Datenbank „Rechtsext-
remismus Literatur“ des Otto-
Stammer-Zentrums am Institut 
für Politikwissenschaften der 
FU Berlin inden sich über 4000 
Verweise zu Literatur und Quellen 
über die Themen Rechtsextre-
mismus und Konservatismus. 

Datenbank

Die Dokumente sind verschlag-
wortet und können über Titel, 
Verfasser_innen oder eine Voll-
textrecherche gesucht werden. 

Weitere Informationen unter:  
http://www.polsoz.fu-berlin.
de/polwiss/forschung/systeme/
empsoz/

oder direkt zur Suchmaske: 
http://userpage.fu-berlin.
de/~rstoess/dbstoess/suche.php

apabiz e.V.
Der apabiz e.V. sammelt seit 1991 
Materialien zur extremen Rech-
ten. Eigene Analysen und Berichte 
veröfentlicht der Verein regel-
mäßig in einem Rundbrief, dem 
monitor, sowie auf verschieden 
Blogs. Mehr dazu auch im Inter-
view auf Seite 48 dieses Hefts.

Das Archiv in Zahlen:

51.514 Archivalien
29.756 Zeitschriftenausgaben
15.506 Bücher
8,892 unbezahlte Ar-
beitsstunden jährlich
1,42 Jahre Rechtsrock am Stück
mehr als 9000 Liter ver-
brauchter Kafee seit 1991

Öfnungszeiten

Mo: 12.00 – 17.00 Uhr  
nach Vereinbarung 
Di: 12.00 – 17.00 Uhr  
nach Vereinbarung 
Mi: geschlossen! 
Do: 15.00 - 19.00 Uhr  
(ohne Anmeldung) 
Fr: nach Vereinbarung

Weitere Informationen unter: 
www.apabiz.de 
opac des apabiz: http://
bibliothek.apabiz.de

Forschungsnetzwerk 
Frauen und Rechts-
extremismus
Das antifaschistische Forschungs-
netzwerk Frauen und Rechtsex-
tremismus besteht seit dem Jahr 
2000. Der Arbeitsschwerpunkt des 
bundesweiten Zusammenschlusses 
von Wissenschaftlerinnen, Päda-
goginnen und Journalistinnen liegt 
auf genderspeziischen Aspekten 
im Rechtsextremismus. Die Mit-
arbeiterinnen sind im inner-und 
außerhochschulischen Kontext 
aktiv. Das Netzwerk leistet Bil-
dungsarbeit und publiziert re-
gelmäßig seine Ergebnisse.

Mehr dazu auch im Interview 
auf Seite 30 in diesem Heft

Weitere Informationen unter: 
www.frauen-und-
rechtsextremismus.de
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Vertikal
1 Portman
2 Justitia
3 Sufragetten
4 Fischer-Lichte
5 Darjeeling
6 Dahomey
7 Demokratie
8 Powerpuf Girls
9 Revisionismus
10 FSI
11 Zypern
12 Riot Grrrl
13 Zetkin

Horizontal
1 Persepolis
2 Stressfaktor
3 Furios
4 Chinchilla
5 Newspeak
6 Volxkueche
7 Fahrkartenkontrolle
8 Zhang Ziyi
9 Leia
10 Petunia
11 Chrysi Avgi
12 Elefant
13 Dresden
14 Gibraltar

Des Rätsel‘s 

Lösung ...
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 Allgemeine Öffnungs- 
zeiten des AStA-Büros 

Montag-Freitag 10-18 Uhr 
Telefon: (030) 839091-0

Fax: (030) 8314536
info@astafu.de
www.astafu.de

BAFöG-Beratung
bafoegberatung@astafu.de 

Telefon: 030/839091-12
Enthinderungsberatung
Telefon: 030/839091-10, 
behindertenberatung@astafu.de
# rollstuhlgerecht zugänglich

Beratung für  
Internationale Studierende

Telefon: 030/839091-17
ris@astafu.de

Datenschutzberatung 
Telefon: 030/839091-0

datenschutz@astafu.de

Fachschaftsreferatsberatung
Telefon: 030/839091-10 
fsref@astafu.de

Frauen*Beratung
Telefon: 030/839091-23

frauen@astafu.de
# im FLT*I*-Raum  

im Dachgeschoss

Hochschulberatung
Telefon: 030/839091-10
hochschule@astafu.de

Lesbisch/trans*-feministische 
Info und Support (LIS)
Telefon: 030/839091-22
lesbitransintera@astafu.de
# im FLT*I*-Raum im Dachgeschoss

Rechtsberatung
telefonische Anmeldung erforderlich!)
Telefon: 030/839091-0

Schwulenberatung
Info & Support
Telefon: 030/839091-18
schwule@astafu.de

Sozialberatung
Telefon: 030/839091-12
sozialberatung@astafu.de

Semtixbüro
Telefon: 030/839091-40
Fax: 030/839091-41
semtixbuero@astafu.de
 Thielallee 36 
14195 Berlin 
(unter dem Capitol-Kino)

Medienwerkstatt, Technik- 
verleih und Ausleihe
Telefon: 030/839091-0
medienwerkstatt@astafu.de
# eine Liste ausleihbarer Technik und Geräte 
gibt es unter www.astafu.de/medeinwerkstatt

die asta-beratungen
Wenn nicht anders angegeben, indet die Beratung in der AStA-Villa, Otto-von-Simson-
Str. 23, statt. Das Erdgeschoss ist rollstuhlgerecht zugänglich. Auf Wunsch können alle 
Beratungsangebote hier stattinden. Die Beratungszeiten standen zu Redaktionsschluss 
noch nicht fest. Mehr dazu unter www.astafu.de




